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Editorial

„Was sind das für Zeiten, wo 
Ein Gespräch über Bäume fast ein Verbrechen ist 

Weil es ein Schweigen über so viele Untaten 
einschließt!”  

Bert Brecht, An die Nachgeborenen  
(veröffentlicht 1939)

Ja, was sind das für Zeiten! Wenn man sich die 
abgestorbenen Fichten im Harz vergegenwärtigt, 
ist heutzutage nicht einmal mehr das Sprechen über 
Bäume ein Schweigen über Untaten. 

Worüber kann man noch sprechen, ohne Fehlentwick-
lungen, Katastrophen, Untaten, Schreckensvisionen 
wachzurufen? Selbst Kunst lässt sich gegenwärtig 
nur schwer als unverfängliches Thema nutzen (siehe 
zuletzt documenta XV). Die fast zwanghafte Verdrän-
gung von unschönen Dingen und die große politische 
Naivität, die uns Deutschen lange nachgesagt wurde 
und die Brecht zu Recht bei seinen Zeitgenossen aufs 
Korn nahm: Sie sind möglicherweise Geschichte. Wir 
möchten „Haltung zeigen” und „Stellung beziehen”. 
(Was für seltsam militärische Begriffe!)

Beeindruckt hat mich vor Jahrzehnten meine franzö-
sische Gastfamilie im Schüleraustausch. Der Vater 
war Sozialist, mein Austauschfreund war Kommu-
nist, sein Bruder war Trotzkist und die Mutter war 
katholisch und ging jeden Sonntag in die Kirche. 
Die Streitgespräche bei den Mahlzeiten waren oft 
heftig, trotzdem blieb Raum für Menschliches und  
schöne Erlebnisse in Natur und Kultur, Geburten, 
Hochzeiten und Todesfälle im Dorf und ein Blick 
für den anderen, der unabhängig von den eigenen 
Wertvorstellungen und Weltanschauungen war.

Diese Fähigkeit ist wichtig für den Zusammenhalt einer 
Gesellschaft. Wo ist die Grenze zwischen Beurteilen, 
Verurteilen, Aburteilen, Abkanzeln und Ausschließen? 
Im Getümmel der Auseinandersetzungen ist ein Ge-
fühl nötig für die gemeinsame menschliche Dimension, 
in der wir uns alle bewegen. Dann wäre auch ein 
„Gespräch über Bäume” jederzeit möglich, ohne Ver-
drängung oder Banalisierung der Differenz. Das ist 
für uns Heutige offenbar zu einem Übfeld geworden. 

Herzlich  
	 Ihr Stefan Padberg	
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﻿Padberg: Bericht vom Kolloquium

Grenzen des 
„grünen“ 
Kapitalismus

Kurzbericht Kolloquium 
„Metamorphosen der  
Ökonomie – Grenzen des 
grünen Kapitalismus“

Stefan Padberg

Das Kolloquium fand am 24./25. Juni 2022 im 
Forum 3 statt. In ihren beiden Vorträgen gaben 
Jean-Marc Decressonnière und Wolfgang Rau 
eine Übersicht über verschiedene Deutungsan-
sätze, die jeweils Ausmaß, Weg und Ziel der 
Transformation, vor der unsere Gesellschaften 
stehen, zu beschreiben versuchen. Jean-Marc 
Decressonnière konzentrierte sich auf Karl Pola-
nyis Analyse, derzufolge die Dekommodifizierung 
der drei Produktionsfaktoren Natur, Arbeit und 
Kapital der springende Punkt für eine zweite 
Große Transformation sind. 

Wolfgang Rau bot in seinem Beitrag eine Über-
sicht über verschiedene Transformationsmodelle, 
die in der Debatte sind, seit der neoliberale Ansatz 
in die Krise gekommen ist und als Handlungsleit-
linie für die wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Transformation immer weniger überzeugt. Was 
kann an seine Stelle treten? Wolfgang Rau stellte 
vier Modelle vor:

nn Ökologische Marktwir tschaf t, „Grünes” 
Wachstum: Investitionen von Unternehmen in 
„grüne” Technologien, um Wachstum und Ener-
gieverbrauch zu entkoppeln; Internalisierung 
externer Kosten durch marktwirtschaftliche Ord-
nungspolitik

nn Öko-soziale Marktwirtschaft, Green New 
Deal: Staatlich gelenkte Investitions- und Techno-
logiepolitik, um Wachstum und Energieverbrauch 
zu entkoppeln; sozialer Ausgleich soll erhalten 
bleiben

nn Ökosozialismus (z.B. Winfried Wolf, Klaus 
Dörre): Vergesellschaftung der Daseinsvorsorge, Re-
produktionsökonomie, Orientierung auf Binnenmarkt

nn Postwachstum, Degrowth, Wachstumskritik 
(Niko Paech): Naturaneignung und Wachstums-
zwang durch imperiale Lebensweise, welche 
aufgegeben werden müsse, um den Wachstums-
zwang zu brechen; lokale Strukturen, demokratische 
Gemeinwirtschaft 

Der regressive Weg eines „Nationalkapitalismus” 
mit moderaten Anpassungen an Klimaverände-
rungen, wie er weltweit von rechtspopulistischen 
Strömungen und Parteien vertreten wird, stand 
als Negativszenario im Hintergrund, wurde aber 
nicht weiter besprochen.

In den folgenden Ausgaben dieser Zeitschrift 
werden wir diese Themen weiter bearbeiten. 
Die Frage ist, wie sich der Arbeitsansatz der 
Dreigliederung des sozialen Organismus zu die-
sen Transformationsmodellen verhält.

André Bleicher gab in seinem Beitrag eine Über-
sicht über Werttheorien und arbeitete die wichtige 
Unterscheidung zwischen Wert- und Stoffkreislauf  
heraus. Sprechende Beispiele, wie schwierig Um-
stellungen auf Kreislaufprozesse in der Industrie in 
der Praxis sein können, gaben einen lebendigen 
Einblick in die Problematik. Der folgende Artikel 
(S. 4–10) fußt auf dem ersten Teil seines Vortrags 
und behandelt die Frage der Wertentstehung. In 
einem zweiten Artikel wird in einer folgenden 
Ausgabe die für die Kritk am Wachstumsmodell 
grundlegende Frage der Wert- und Stoffkreisläufe 
behandelt werden.

Mein Beitrag auf dem Kolloquium „Wessen 
Welt ist die Welt?“ gab, ausgehend von den zu 
erwartenden Problemfeldern der Energiewende 
eine Übersicht über verschiedene Konzepte zur 
„Lösung” der Boden- und Rohstoffproblematik. 
Nachzulesen in dieser Ausgabe auf den Seiten 
11 bis 19.

Aus aktuellem Anlass rücken im nächsten Kolloquium 
die Russlandfrage und ihre Auswirkungen auf die 
Transformationsproblematik in den MIttelpunkt, 
Informationen dazu finden Sie auf S. 40 am Ende 
des Heftes.
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Arbeitswertlehre und 
Lukroaktivität der 
Wissenschaft

André Bleicher

„Pointiert lässt sich die Klassik als Apologie der 
werdenden Zukunft, die Neoklassik als Apologie 

der Vergangenheit charakterisieren.“ 
(Zinn 1987, S. 57)

Auch wenn es dem zeitgenössischen, aus-
schließlich neoklassisch ausgebildeten 
Ökonomen kaum mehr bewusst sein mag: 

Die ökonomische Dogmengeschichte zerfällt im 
Hinblick auf die Wertentstehung in zwei historisch 
und inhaltlich klar voneinander zu unterscheidende 
Paradigmen. Die Klassik und die Vorklassik auf 
der einen Seite, die Neoklassik auf der anderen. 
Die Klassiker richten ihr Erkenntnisinteresse darauf, 
welche Quellen den „Reichtum der Nationen“ 
(Smith 1976) und damit die Kapitalakkumulation 
hervorbringen. Von dieser Ausgangsfrage schlagen 
sie eine Brücke zur Ordnungspolitik, indem sie das 
Laissez-faire propagieren. Sie behaupten, ein von 
feudalen Zwängen befreites Bürgertum, das seine 
ökonomischen Interessen wahrzunehmen in der Lage 
sei, sei Garant einer notwendigen Kapitalakkumula-
tion und bahne dem sozialen Fortschritt den Weg  
(Hofmann 1979, S. 23). Die Klassiker entwickeln 
Theorien der Wertschöpfung, in deren Zentrum die 
menschliche Arbeit im Produktionsprozess steht, 
welche als wesentliche oder gar alleinige Quelle 
der Wertbildung begriffen wird. Ihren Höhepunkt 
erreicht die klassische Theorietradition in der Ar-
beits- und Ausbeutungstheorie von Karl Marx, mit 
dessen Erkenntnissen sich allerdings die politischen 
Konsequenzen der Klassik ändern. Die Theorie dient 
nicht mehr den bürgerlichen Interessen, sondern 
sozialistischen Revolutionsbestrebungen. Hiervon 
ausgehend beginnt das zweite Paradigma – die 
Neoklassik – seinen Siegeszug. Ende des 19. Jahr-
hunderts mussten die kapitalistische Ökonomie und 
die bürgerliche Ordnung nicht mehr einer abgelö-
sten feudalen Ordnung gegenüber gerechtfertigt 
werden, sondern die kapitalistische Ökonomie ihre 
eigene Legitimität unter Beweis stellen. Zwar sugge-
riert der Name Neoklassik, dass die Vertreter sich 
in die Theorietradition der Klassik einreihen würden, 
doch die Denkbewegung der neoklassischen Schule 
unterscheidet sich erheblich von der klassischen. 
Michael Krätke (1999, S. 106) formuliert treffend: 
„Der Name Neoklassik ist höchst irreführend, da 
an der Neoklassik wenig neu und noch weniger 
klassisch ist.“ Lässt man die zugespitzte apologe-
tische Diktion beiseite, trifft die Aussage dennoch 
ins Schwarze: Die Neoklassik kümmert sich nicht 
wie die Klassik um die Arbeits- und Produktionspro-
zesse, sondern legt ihren Schwerpunkt darauf, die 
Effizienz von Marktprozessen zu untersuchen oder 

zu behaupten. Sie interessiert sich weniger für die 
volkswirtschaftliche Wertschöpfung, schon gar nicht 
für die Frage der Kapitalakkumulation, sie blickt 
vielmehr auf die Zirkulationssphäre und fragt, ob 
und wie Marktgleichgewichte zustande kommen. 

Durch die Verschiebung von der Klassik zur Neoklas-
sik wurde im letzten Jahrhundert das ökonomische 
Problemverständnis vollständig umstrukturiert. Mit 
der Neoklassik findet eine Abkehr von einer objek-
tiven Begründung der Wertschöpfung statt. Anstelle 
dieser objektiven Messung der Arbeitswerte tritt 
eine subjektive – nutzenbasierte – Begründung von 
Werten. Nicht mehr die Arbeit als wertbildender 
Faktor steht im Mittelpunkt der Analyse, sondern 
der Nutzen.1 Nicht mehr der Produzent, sondern 
der Konsument wird als zentraler Akteur untersucht. 
Statt sozialer Klassen zerfällt die Gesellschaft in 
eine Masse bedürftiger Individuen, welche die so-
zio-ökonomische Entwicklung bestimmen. Und damit 
vollzieht sich eine tiefgreifende Transformation: 
Ökonomie begrenzt sich nicht mehr auf einen Be-
reich von Werterzeugung und -verbrauch, sondern 
Ökonomie wird zum allumfassenden Aspekt des 
gesamten menschlichen Verhaltens.2 Zeichneten sich 
die Klassiker dadurch aus, dass sie nach der langfris-
tigen Entwicklungstendenz des Kapitalismus fragten, 
versucht die Neoklassik das nutzenmaximierende 
Verhalten von Individuen unter Nebenbedingungen 
zu beschreiben. Anhand einer knappen Darstellung 
ihrer Hauptvertreter soll zunächst die in Verges-
senheit geratene Denkfigur der Klassik entwickelt 
werden. Im zweiten Schritt wird vor dem Hintergrund 
der Klassik untersucht, inwiefern sich Rudolf Steiners 
wertbildende Bewegung als anschlussfähig an die 
Klassik erweist. 

Die Ökonomie der Klassik: Adam 
Smith, David Ricardo und Karl Marx
Das 1776 von Adam Smith (1976) veröffentlichte 
Werk An Inquiry into the Nature and Causes of the 
Wealth of Nations markiert den Höhepunkt der klas-
sischen Ökonomie, obgleich Joseph A. Schumpeter 
(1965, S. 245 f.) polemisiert, Smith habe im Grund 
keine neuen Ideen geliefert, sondern sich aufgrund 
seiner intellektuellen Beschränktheit damit begnügt, 
den Stand der theoretischen Entwicklung allgemein 
verständlich darzustellen. Smiths Leistung lässt sich 
anhand dreier Argumentationslinien verdeutlichen: 
Die Unterscheidung von Gebrauchs- und Tausch-
werten, die Bestimmung des Wertmaßes und die 
Zerlegung des Wertes in drei Komponenten. 

1 	 Die Ökonomen Joan Violet Robinson und John Eatwell  (1974, S. 
68) bemerken dazu: „Da Nutzen ein metaphysischer Begriff ist, muss 
er mit sich selbst definiert werden. Nutzen ist das Merkmal von Güt-
ern, das bewirkt, dass Individuen diese kaufen wollen, und Individuen 
kaufen Güter, weil ihnen der Konsum Nutzen spendet.“
2 	 Diese Neubestimmung des Erkenntnisinteresses hat allerdings 
tiefgreifende Konsequenzen, so formuliert Claus Peter Ortlieb (2004, 
S. 16f.): „Das Problem der Klassiker der politischen Ökonomie, wie 
eigentlich eine kapitalistische Gesellschaft funktionieren kann, deren 
Mitglieder allesamt nur ihrem Eigennutz dienen, wird hier nicht gelöst, 
sondern entsorgt, indem es an ein Modell delegiert wird, das mit dem 
Kapitalismus so gut wie nichts mehr zu tun hat.“ 
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Gebrauchs- und Tauschwert

Smith (1976, S. 44) differenziert zwischen dem 
value in use, dem Gebrauchswert, und dem value 
in exchange, dem Tauschwert. Ein beliebiges 
Objekt weist, so seine Beobachtung, zwei Mög-
lichkeiten der Wertbestimmung auf. Zum einen den 
Gebrauchswert, der die Nützlichkeit eines Gutes 
bezeichnet, zum anderen den Tauschwert.3 Diese 
Unterscheidung war keineswegs neu. Schon Aristo-
teles (2019, S. 25) formulierte das Problem: 

„Man kann einen Schuh gebrauchen, um ihn zu 
tragen, aber auch um ihn zu tauschen, beides 
sind Gebrauchsmöglichkeiten ein und desselben 
Schuhes.“ 

Smith geht einen Schritt weiter und benutzt die Un-
terscheidung, um einer Wertbestimmung eines Gutes 
nach Gebrauchswerten eine deutliche Absage zu 
erteilen. Smith will ausschließlich den Tauschwert 
eines Gutes bestimmen und tut dies, indem er die 
Arbeit als Wertmaßstab identifiziert. Er kann dies 
getrost tun, da er eine Gesellschaft vor Augen hat, 
die, anders als die Gesellschaft der Vorklassiker, 
auf einer fortgeschrittenen Form der Arbeitsteilung 
beruht. So formuliert er: 

„But after the division of labour has once thoroug-
hly taken place, it is but a very small part of these 
with which a man‘s own labour can supply him. 
The far greater part of them he must derive from 
the labour of other people, and he must be rich 
or poor according to the quantity of that labour 
which he can command, or which he can afford to 
purchase. The value of any commodity, therefore, 
to the person who possesses it, and who means 
not to use or consume it himself, but to exchange 
it for other commodities, is equal to the quantity of 
labour which it enables him to purchase or com-
mand. Labour, therefore, is the real measure of the 
exchange value of all commodities. The real price 
of every thing, what every thing really costs to the 
man who wants to acquire it, is the toil and trouble 
of acquiring it.” (Smith 1976, S. 47)

Die Höhe des Tauschwerts eines Guts wird durch die 
Menge an fremder Arbeit ausgedrückt, die sich der 
Besitzer des Gutes durch einen Warentausch anzu-
eignen in der Lage ist. In der Terminologie Smiths: 
Die Menge an fremder Arbeit, die eine bestimmte 
Ware auf dem Markt kommandiert (command), 
bemisst ihren Tauschwert. In der Volkswirtschafts-
lehre wird daher in Anlehnung an Smith von labour 
commanded (Helmedag 1994, S. 123) gesprochen.  

Wertmaßstab und Komponenten des Wertes
Mit der Erklärung des Wertmaßes ist noch nicht 
festgelegt, wie viel fremde Arbeit ein Warenbesitzer 
im Tausch gegen eine Ware erhält. Zwar verfügt 

3	 Smith (1976, S. 44 f.) weist auf die Wertantinomie von Gebrauchs- 
und Tauschwert deutlich hin: „The things which have the greatest value 
in use have frequently little or no value in exchange; and, on the con-
trary, those which have the greatest value in exchange have frequently 
little or no value in use.”

Smith über einen Wertmaßstab, jedoch noch nicht 
über einen regulator of value.4 Letzteren versucht 
Smith zu definieren, indem er zwischen einer vor-
kapitalistischen Ökonomie und einer kapitalistischen 
unterscheidet. In der vorkapitalistischen Ökonomie, 
ohne Landnahme und Kapitalstock, bestimmt der 
unmittelbare Arbeitsaufwand die Austauschverhält-
nisse. So kommt Smith für eine Jägergesellschaft, 
in der das Jagen eines Bibers doppelt so viel Zeit 
beansprucht wie das Erlegen eines Hirsches, zum 
Tauschmaßstab, dass ein Biber zwei Hirsche wert 
sein sollte (Smith 1976, S. 47). 

In einer kapitalistischen Ökonomie hingegen, in 
der sowohl Grund und Boden als auch Kapital 
kommodifiziert worden sind, muss Smith die Regel 
modifizieren. Seiner Auffassung nach treffen hier die 
Tauschverhältnisse, die entlang der aufgewendeten 
Arbeitsmenge (labour embodied) bestimmt werden, 
nicht mehr zu.5 Smith überspringt die offensichtliche 
Frage, weshalb Landnahme und Kapitalbildung 
unmittelbar zur Gründung von Unternehmen führen 
und weshalb der Unternehmer aus dem Kapitalbesitz 
einen Einkommensanspruch ableiten kann. Er erweist 
sich an dieser Stelle als Positivist: Ökonomische 
Gesetze erscheinen als dergestalt unproblematische 
Gegebenheiten, dass sie einfach der Realität ent-
nommen werden können. Kurz: Der Wertregulator 
muss sich ändern und die Kapitaleinkommen müssen, 
laut Smith, der Wertschöpfung entnommen werden, 
welche der Arbeiter dem Rohmaterial hinzufügt. 
Gleichzeitig muss die Profithöhe der Höhe des 
investierten Kapitals (über den Zeitverlauf) entspre-
chen, da sonst kein Anreiz zur Kapitalakkumulation 
vorhanden ist. Damit gewinnt der Widerspruch des 
Kapitalismus und der klassischen Ökonomie Kennt-
lichkeit: Die Verrichtung menschlicher Arbeit ist nach 
Smith die einzige Quelle des Wertzuwachses, sie ist 
damit auch die einzige Quelle des Profits. Dennoch 
bestimmt sich dessen Höhe nicht nach dem zugrunde 
liegenden Arbeitseinsatz, sondern nach Maßgabe 
des Kapitalvorschusses für Materialien und Löhne. 
Anders formuliert: Die Profitrate, bezogen auf das 
eingesetzte Kapital, verhindert, dass der unmittelba-
re Arbeitseinsatz den Warenwert regelt. 

Damit sind zwei Komponenten benannt, welche 
den Wert eines Gutes bestimmen, nämlich Arbeit 
und Kapital. Smith (1976, S. 69) fügt nun eine 
dritte Komponente hinzu: die Grundrente. Auch 
sie bestimmt darüber, wie viel Arbeit eine Ware 

4	 Diese folgenschwere Unterscheidung wird in den Lehrbüchern oft-
mals ignoriert (Heinrich 2001, S. 39)
5	 Smith (1976, S. 65 f.) begründet dies folgendermaßen: „As soon 
as stock has accumulated in the hands of particular persons, some of 
them will naturally employ it in setting to work industrious people, whom 
they will supply with materials and subsistence, in order to make a profit 
by the sale of their work, or by what their labour adds to the value of the 
materials. In exchanging the complete manufacture either for money, 
for labour, or for other goods, over and above what may be sufficient 
to pay the price of the materials, and the wages of the workmen, some-
thing must be given for the profits of the undertaker of the work who 
hazards his stock in this adventure. The value which the workmen add 
to the materials, therefore, resolves itself in this ease into two parts, of 
which the one pays their wages, the other the profits of their employer 
upon the whole stock of materials and wages which he advanced. He 
could have no interest to employ them, unless he expected from the 
sale of their work something more than what was sufficient to replace 
his stock to him; and he could have no interest to employ a great stock 
rather than a small one, unless his profits were to bear some proportion 
to the extent of his stock.”
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kommandieren kann: „Wages, profit, and rent, are 
the three original sources of all revenue as well as 
of all exchangeable value.” Smiths Definition wird 
üblicherweise bis in die moderne Ökonomie hinein 
beibehalten, in welcher die gesamtwirtschaftliche 
Produktionsfunktion auf den Faktoren Arbeit, Kapi-
tal und Natur basiert. In diesem Sinne definiert er 
den natürlichen Preis eines Gutes als den Preis, der 
es ermöglicht, die drei Einkommensempfänger zu 
befriedigen: die Arbeiter, die Land- und die Kapi-
talbesitzer. Der natürliche Preis stellt den Regulator 
der tatsächlichen Marktpreise dar. Letztere können 
zwar kurzfristig vom natürlichen Preis abweichen, 
früher oder später setzt sich der natürliche Preis auf 
dem Markt durch. 

David Ricardo kritisiert Smith dafür, dass dieser 
zwischen labour embodied und labour commanded 
unterschied und damit eine Zweideutigkeit in die 
Werttheorie gebracht habe. Er fügt einen Gedan-
ken hinzu, indem er Smiths Jagdbeispiel aufgreift. 
Ricardo weist darauf hin, dass nicht allein die direkt 
geleistete Arbeit (zwei Stunden Jagen, um einen 
Biber zu erlegen) in Anschlag gebracht werden 
darf. Auch im vorkapitalistischen Stadium einer 
Gesellschaft würden Produktionsmittel benötigt, etwa 
Waffen für die Jagd. Daher könne nicht allein die di-
rekt geleistete Arbeit als wertbestimmend betrachtet 
werden, sondern auch der indirekte Arbeitsaufwand, 
der über Vorleistungen in das Endprodukt eingehe, 
müsse berücksichtigt werden.6 Ricardo folgert, dass 
nicht die Existenz von Kapitalgütern per se dazu füh-
ren könne, dass der Warenwert nicht mehr entlang 
der zur Warenproduktion notwendigen Arbeits-
menge bestimmt wird. Auch Kapitalgüter bestünden 
schließlich aus nichts weiter als aus aufgewendeter 
Arbeit. Allerdings gilt Ricardos Forderung nur, wenn 
die Produktionsperioden  homogen sind – was re-
gelmäßig nicht der Fall ist. Ricardo sucht nach einer 
Lösung, um die Arbeitswertlehre zu retten und nicht 
in das Smith‘sche Modell zurückzufallen. Seinem 
Arbeitsprogramm war jedoch zu seinen Lebzeiten 
kein Erfolg beschieden.7 

David Ricardo versucht, die Arbeitswertlehre zu 
stabilisieren, indem er den direkten und indirekten 
Arbeitsaufwand als Bestimmungsgröße für die 
Tauschverhältnisse herausarbeitet. Zugleich weicht er 
von der reinen Arbeitswertlehre wieder ab, indem er 
die Länge der Produktionsperioden als Determinante 
bestimmt. Allerdings sieht er die Arbeitswerte als die 
dominante Größe und schätzt die „Störfaktoren” in 
ihrem Ausmaß als nicht größer denn sieben Prozent 
ein. Was Stigler (1958) dazu bringt, Ricardo als 
93-prozentigen Arbeitswerttheoretiker zu charak-
terisieren. 

6	 Ricardo (1951, S. 22 f.) kritisiert Smith folgendermaßen: „Even in 
that early state to which Adam Smith refers, some capital, though pos-
sibly made and accumulated by the hunter himself, would be necessary 
to enable him to kill his game. Without some weapon, neither the bea-
ver nor the deer could be destroyed, and therefore the value of these 
animals would be regulated, not solely by the time and labour neces-
sary to their destruction, but also by the time and labour necessary for 
providing the hunter's capital, the weapon, by the aid of which their 
destruction was effected.”
7	 Erst über 150 Jahre später gelingt Piero Sraffa mit seinem Kon
zept der Standardware ein Vorschlag, der partiell als Lösung akzeptiert 
wird. 

Karl Marx ist – die Unterstützung durch Friedrich 
Engels sollte zumindest erwähnt werden – der letzte 
große Arbeitswerttheoretiker. Doch unterscheiden 
ihn, bei aller Bezugnahme, wesentliche Merkmale 
von Autoren wie Smith und Ricardo. Schon zu Zei-
ten von David Ricardo wird in England die soziale 
Frage thematisiert. Ideengeschichtlich zeigt sich das 
am Aufkommen der idealistischen Lehren der Früh-
sozialisten. Zu nennen sind etwa Charles Fourier, 
Claude-Henri de Rouvroy de Saint-Simon, Louis-Au-
guste Blanqui oder Robert Owen (vgl. Screpanti und 
Zamagni 2005, S. 133–142). An dieser Stelle sind 
vor allem die ricardianischen Sozialisten zu nennen, 
welche für die Klasse der Arbeiter das Recht auf 
einen vollen Arbeitsertrag fordern und sich auf die 
Wertlehre von Ricardo berufen. Karl Marx versucht, 
die utopistischen Lehren der Frühsozialisten zu 
überwinden und stattdessen eine wissenschaftliche 
Kapitalismuskritik zu formulieren.8

Marx beginnt seine Analyse der kapitalistischen 
Produktionsweise, indem er die Ware9 in den Fokus 
rückt. Erst nachdem er die Natur der Ware hin-
reichend bestimmt hat, geht er zu Kategorien wie 
Geld oder Kapital über. Eine Ware ist, nach Marx, 
zunächst durch ihre physikalischen oder chemischen 
Eigenschaften bestimmt. Also durch den Gebrauchs-
wert, der ihr zukommt, wenn Menschen durch Waren 
ihre Bedürfnisse befriedigen. Ware lässt sich durch 
den Nutzen charakterisieren, den ihr Konsum dem 
Konsumenten stiftet. Soweit könnte man sogar eine 
neoklassische Argumentation vermuten (vgl. Marx 
2001, S. 50). Waren sind nicht allein durch ihre 
Gebrauchswerte, ihre natürlichen Eigenschaften zu 
bestimmen, sondern ihnen eignet eine zweite Natur: 
Als Waren sind alle Gebrauchsgegenstände Träger 
von Tauschwerten. Sie bilden in den Relationen der 
Tauschware ein quantitatives Verhältnis (vgl. Marx 
2001, S. 50). In ihrer Eigenschaft als Gebrauchs-
werte müssen Waren qualitativ verschieden sein, 
ansonsten ergäbe ein Warentausch keinen Sinn. 
In der Abstraktion von den Gebrauchswerten – in 
ihrem Tauschwert – begründet sich ein quantita-
tives Verhältnis, welches Marx (2001, S. 52) auf 
die Arbeitswerte zurückführt: „Sieht man nun vom 
Gebrauchswert der Warenköper ab, so bleibt ihnen 
nur noch die Eigenschaft, die von Arbeitsprodukten. 
Jedoch ist uns auch das Arbeitsprodukt bereits in 
der Hand verwandelt. Abstrahieren wir von seinem 
Gebrauchswert, so abstrahieren wir auch von den 
körperlichen Bestandteilen und Formen, die es zum 
Gebrauchswert machen.“

Die Eigenschaft, die alle Waren gleich macht, ist, 
dass sie – nach Marx – Arbeitsprodukte sind und sich 
auf gleiche menschliche Arbeit, abstrakt menschliche 
Arbeit, reduzieren lassen (vgl. Marx 2001, S. 52). 
Abstrakt menschliche Arbeit bildet die Wertsubstanz 
der Waren, die somit Kristalle dieser gemeinsamen 

8 	 Der tatsächliche Effekt auf das Programm der Arbeiterbewegung 
ist ein anderer. Statt der intendierten wissenschaftlich fundierten Partei- 
oder Gewerkschaftsarbeit wird nach dem Tod von Marx aus seiner 
Theorie eine Art Weltanschauungsmarxismus: ein Konglomerat bürger-
lichen Fortschrittsdenkens, versimpelter hegelianischer Philosophie und 
Versatzstücken marxscher Begriffe.
9 	 Der Begriff Ware ist in diesem Zusammenhang ein Gattungs
begriff, nicht etwa eine reale, singuläre Erscheinung
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Substanz darstellten: „Das Gemeinsame, was sich 
im Austauschverhältnis oder Tauschwert der Ware 
darstellt, ist also ihr Wert. […] Ein Gebrauchswert 
oder Gut hat also nur einen Wert, weil abstrakt 
menschliche Arbeit in ihm vergegenständlicht oder 
materialisiert ist“ (Marx 2001, S. 53). Die Formulie-
rung ‚abstrakte Arbeit‘ ist nicht leicht zu verstehen, 
da Arbeit zunächst mit einer konkreten Tätigkeit und 
einem konkreten Arbeitsergebnis verbunden wird. 
Teilweise wird unter abstrakter Arbeit Smiths labour 
embodied verstanden. Tatsächlich handelt es sich um 
eine Realabstraktion: Abstrahiert wird von konkreten 
Gebrauchswerten und damit von den konkreten 
Eigenschaften. Den Vorgang, dass zwei Waren 
im Tauschprozess einander gleichgesetzt werden, 
vollzieht Marx gedanklich als Abstraktionsprozess 
nach. So formuliert er das Wertgesetz: „Der Wert 
einer Ware verhält sich zum Wert jeder anderen 
Ware wie die zur Produktion der einen notwendige 
Arbeitszeit zu der für die Produktion der anderen 
notwendige Arbeitszeit“ (Marx 2001, S. 54).

Damit stellt sich für ihn das Problem, zu erklären, wie 
es auf der Grundlage des Äquivalenztausches zu 
einem positiven Mehrwert, also einem Gewinn, einer 
Rente im Smithschen Sinne, kommen kann. Wenn 
alle Waren zu ihren objektiven Werten getauscht 
werden, wie kann dann ein per Saldo positiver 
Überschuss entstehen? Müsste nicht vielmehr gelten: 
„Wo Gleichheit herrscht, ist kein Gewinn?“ (Marx 
2001, S. 173).10 

Wenn sich der Profit oder Mehrwert nicht in der 
Sphäre der Zirkulation ergibt, dann, so Marx, liegt 
die Ursache der Verletzung des Äquivalenzprinzips 
im Produktionsprozess. Daher vollzieht Marx einen 
Wechsel des Blickwinkels und wendet sich der 
Produktion zu. Beim Eintritt in die Sphäre der Pro-
duktion „verwandelt sich, so scheint es, schon etwas 
die Physiognomie unserer dramatis personae. Der 
ehemalige Geldbesitzer schreitet voran als Kapita-
list, der Arbeitskraftbesitzer folgt ihm nach als sein 
Arbeiter; der eine bedeutungsvoll schmunzelnd und 
geschäftseifrig, der andere scheu, widerstrebsam, 
wie jemand, der seine eigene Haut zu Markte ge-
tragen hat und nun nichts zu erwarten hat als die 
Gerberei.“ (Marx 2001, S. 181)

Auf Grundlage eines Äquivalenztausches zwischen 
Arbeit und Kapital, der im Produktionsprozess, nicht 
in der Zirkulation, zu verorten ist, muss ein positiver 
Mehrwert erklärt werden: „Hic Rhodus – hic salta!“ 
(Marx 2001, S. 181).

Marx schließt die Überlegung an, dass der Ge-
brauchswert, welcher dem Wert in Warenform 
gegenübersteht, nicht Arbeit, sondern nur die 
Arbeitskraft sein kann. Der Arbeiter verkaufe nicht 
Arbeit – im Sinne von selbstständiger Tätigkeit – 
sondern das Potenzial, wertschöpfende Arbeit zu 
leisten. Könnte der Arbeiter selbstständig arbeiten, 
wie dies möglicherweise in der vorkapitalistischen 
Form des Verlags noch der Fall gewesen sein mag, 

10	 In dieser Darstellung findet eine Beschränkung auf die werttheo-
retischen ‚Basics‘ statt. Was nicht bedeutet, dass etwa Kapital- oder 
Geldvorgänge außer Acht gelassen werden dürfen. 

würde er ein Arbeitsprodukt verkaufen können und 
müsse nicht seinen Lebensunterhalt als Lohnarbeiter 
verdienen. Tatsächlich verfügt der Arbeiter nur über 
ein Arbeitspotenzial: seine Arbeitskraft. Dieses Po-
tenzial ist das einzige, das er verkaufen kann. 

Der Wert der Arbeitskraft bemisst sich, so die 
Vorstellung, nach dem Reproduktionsaufwand: 
Hierunter fallen die Kosten aller zur unmittelbaren 
Existenz der Arbeiter notwendigen Güter, etwa Le-
bensmittel, Kleidung, Miete. Was darüber hinaus als 
unverzichtbarer Bestandteil einer menschenwürdigen 
Existenz gilt, hängt von gesellschaftlich etablierten 
Wertmustern ab, die ausgehandelt werden müssen. 
Weiterhin spielen auch Verteilungskämpfe eine Rolle.

Mit Hilfe der Unterscheidung von Arbeit und Ar-
beitskraft jedoch gelingt es Marx, einen positiven 
Mehrwert zu konstruieren. Ein solcher existiert, wenn 
zwischen dem Wert der im Produktionsprozess 
verbrauchten Produktionsmittel sowie dem Wert der 
Arbeitskraft einerseits und dem Wert der produzier-
ten Waren andererseits eine Differenz besteht. Kurz: 
Die Arbeitskraft muss über denjenigen Zeitpunkt 
hinaus konsumiert werden, an dem sie den Wert der 
Vorleistungen kompensiert sowie ihren eigenen Wert 
reproduziert hat: „Dass ein halber Arbeitstag nötig, 
um ihn während 24 Stunden am Leben zu erhalten, 
hindert den Arbeiter keineswegs, einen ganzen Tag 
zu arbeiten. Der Wert der Arbeitskraft und ihre Ver-
wertung im Arbeitsprozess sind also zwei verschie-
dene Größen“ (Marx 2001, S. 208). Hier ist genauer 
hinzuschauen: Ein Produktionszeitraum, etwa ein 
Arbeitstag, zerfällt in zwei Teile. Im ersten Teil wird 
eine hinreichend große Warenmenge produziert, um 
die Vorleistungen zu kompensieren und den Wert 
der eingesetzten Arbeitskraft zu reproduzieren. Dies 
könne als die gesellschaftlich notwendige Arbeit 
bezeichnet werden, ohne welche ein ökonomischer 
Substanzverlust auftreten muss. Der zweite Teil lässt 
sich als Mehrarbeit charakterisieren, da in diesem 
Zeitraum Arbeit erbracht wird, die nicht mehr der 
ökonomischen Substanzerhaltung dient, sondern 
einen Mehrwert erzeugt. In Smiths Unterscheidung 
zwischen labour embodied und labour commanded 
klingt diese Denkbewegung schon an. 

Wichtig erscheint, dass – nach Marx – alle einge-
setzten Leistungen zu ihrem Arbeitswert entlohnt 
werden. Die Existenz eines Mehrwertes, also eines 
unternehmerischen Gewinns, kann nicht als Beleg 
für die ungerechte Bezahlung des Faktors Arbeit 
oder gar als Merkmal für Ausbeutung genommen 
werden.11 Im Gegenteil, Arbeitskraft wird ihrem Wert 
gemäß bezahlt und damit das Recht erworben, ihren 
Gebrauchswert im Rahmen des Produktionsprozes-
ses zu konsumieren - unter Berücksichtigung der 
geltenden Rechts- und Moralvorstellungen. Sieht man 
von dieser Ausnahmestellung ab, ist sie eine Ware 

11	 Natürlich geht in die Bestimmung des Arbeitswertes bei Marx, 
ebenso wie bei Ricardo, sowohl die direkte als auch die indirekte Arbeit 
ein.  In seiner Terminologie lautet dies dann: konstantes Kapital im Un-
terschied zu variablem Kapital.  Vorleistungen tragen die Bezeichnung 
‚konstantes Kapital‘, da sich ihr Arbeitswert ohne Veränderung auf das 
Endprodukt umschlagen lässt. Im Gegensatz dazu erhöht das variable 
Kapital, welches sich als Arbeitswert der eingesetzten Arbeitskraft, be-
greifen lässt, den Wert des verarbeiteten Materials (vgl. Marx 2001, 
S. 222 ff.). 
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wie jede andere. Daher geschieht, wie Marx betont, 
dem mehrwertproduzierenden Arbeitskraftbesitzer 
kein Unrecht: 

„Der Geldbesitzer hat den Tageswert der Arbeits-
kraft bezahlt; ihm gehört daher ihr Gebrauch 
während des Tages, die tagelange Arbeit. Der 
Umstand, dass die tägliche Erhaltung nur einen 
halben Arbeitstag kostet, obgleich die Arbeitskraft 
einen ganzen Tag wirken, arbeiten kann, dass daher 
der Wert, den ihr Gebrauchswert während eines 
Tages schafft, doppelt so groß ist, als ihr eigner 
Tauschwert, ist ein besonderes Glück für den Käufer, 
aber durchaus kein Unrecht gegen den Verkäufer.“ 
(Marx 2001, S. 208)

Damit sind die Argumente benannt, welche nach 
klassischer Lehre Wertentstehung begründen. Zwar 
gibt Marx später die Annahme auf, dass Tausch-
handlungen immer den Austausch von Arbeitswert
äquivalenten beinhalten. Das kann hier – wo es um 
die Wertentstehung geht – außer Acht gelassen 
werden. 

Die wertbildende Bewegung – 
Rudolf Steiner als klassischer Ökonom?
Als volkswirtschaftlichen Prozess bezeichnet Steiner 
(1979) im Vortragswerk des nationalökonomischen 
Kurses den Durchlauf von Gütern oder Waren durch 
die Stadien Produktion, Handel (Zirkulation) und Kon-
sumtion, wobei diese Stadien jeweils eine andere 
organismische Funktion widerspiegeln: Produktion 
die Wertbildung, Konsumtion die Entwertung und 
der Handel die Vermittlung dieser Pole. Steiner 
spricht in organismischer Terminologie von Aufbau 
und Abbau innerhalb eines organismischen Zusam-
menhangs, dessen innere Gesetzmäßigkeit und 
Verortung innerhalb des sozialen (dreigliedrigen) 
Organismus erläuterungsbedürftig ist:

Die wertbildende Bewegung setzt sich aus zwei 
Arten der Wertentstehung zusammen: Einmal, in-
dem menschliche Arbeit auf materielle Grundlage 
(Natur) gerichtet wird und letztere auf eine vom 
Menschen intendierte Weise veredelt wird. Steiner 
(vgl. Steiner 1979, S. 29 ff. und S. 53 ff.) bezeichnet 
diese Wertbildung als Wert 1 oder Naw. Naw ist eine 
Funktion von Arbeit und Natur, wobei die Natur als 
Medium fungiert, dem die Arbeit durch Veränderung 
des Mediums Wert verleiht. Steiner gibt dem durch 
eine Formel Ausdruck:

(1) 		 Naw  = ƒ(a, n)

		  wobei	 a: Arbeit,  n: Natur

Zum anderen findet innerhalb der wertbildenden 
Bewegung die Anwendung menschlichen Geists 
auf die Organisation der Arbeit statt, indem durch 
geistige Leistung der Produktionsprozess verändert 
(innoviert) und damit produktiver gestaltet wird. Jetzt 
prägt der Geist, als Formgeber, sich dem Medium 
Arbeit, als Formnehmer, ein. Geist findet bei Steiner 

volkswirtschaftlich seinen Ausdruck im Kapital – das 
sind die aus menschlichem Geist hervorgebrachten 
Realkapitalien wie Produktionsanlagen oder die Auf-
bau- und Ablauforganisationen der Betriebe. Diese 
Funktion der durch Geist gelenkten Arbeit führt zu 
Produktivitätsfortschritt, Wachstum oder, wie Steiner 
(1979, S. 32 ff.) sagt, zu Wert 2, Agw:

(2)		 Agw = ƒ(g, a)

		  wobei	 g: Geist

Das Verhältnis der Werte zueinander ist polar: 
Während der Wert 1 eines Guts dieses zunehmend 
verteuert, je arbeitsintensiver es erstellt wird, hat der 
Wert 2 die Tendenz, ein Gut umso mehr im Preis zu 
vermindern, je kapitalintensiver es produziert werden 
kann. Aus dem Zusammenspiel der Werte ergibt sich 
der Gesamtwert der wertbildenden Bewegung. Im 
Unterschied zur smithschen Vorstellung, wonach 
grundsätzlich nur die Arbeit wertschöpfend sei, aber 
auch Natur und Kapital am Wertschöpfungsprozess 
einen Anteil – zumindest als Rentenempfänger – 
hätten, versucht Steiner die Produktionsfaktoren 
zueinander in Beziehung zu setzen. Mit dem Wert 1 
formuliert er eine Art Arbeitswert. Wertbildend ist 
dafür nur die aufgewendete Arbeit. Der Natur als 
Medium kommt kein eigener Wert zu. Dieser Wert 
stellt für Steiner keineswegs den einzigen volkswirt-
schaftlichen Wert dar. Er arbeitet sich daher am 
Mehrwertbegriff ab. Für ihn ist der Mehrwert nicht 
primär ein Arbeitswert, den der Unternehmer dem 
Arbeiter vorenthält, etwa weil er nur einen Ausbeu-
tungslohn bezahlt, sondern Gewinn, der auf einer 
unternehmerischen Leistung beruht, da der Unter-
nehmer die Marktverhältnisse besser einschätzen 
könne als der Arbeiter. Es fällt auf, dass Steiner 
die arbeitsteilige Produktion wie ein Verlagssystem 
interpretiert, in welchem der Arbeiter sein Produkt, 
nicht seine Arbeitskraft, einem Unternehmer verkauft 
(Steiner spricht dezidiert von einer Art Markt, auf 
dem sich dieser Tausch ereigne), der dieses dann 
verkauft und eine Arbitrage erlösen kann. Deutlich 
gegen Marx gerichtet formuliert er: „Der Gewinn 
wird da nicht, volkswirtschaftlich betrachtet, als 
Mehrwert aus der Arbeit geholt“ (Steiner 1979, 
S. 119). Steiner ignoriert, dass der Ort der Produktion 
keinem Marktverhältnis gleicht, weil gerade dort die 
Verfügung über die Arbeit und damit das Direktions-
recht in die Hände des Unternehmers übergegangen 
ist. Zu unterscheiden sind, die Arbeit betreffend, 
zwei Problemlagen. Steiner und auch Karl Polanyi 
(1973) problematisieren die Arbeitsmärkte, da es 
sich bei Arbeit um eine fiktive Ware handele und 
die Kommodifizierung der Arbeit einen Pfad für die 
Ökonomisierung der gesamten Gesellschaft bahne. 

Im Gegensatz dazu geht Marx in der Zirkulations-
sphäre von einem unproblematischen Tausch aus, 
das Problem entsteht erst in der Sphäre der Produk-
tion, dort beginne die Verwertung der Arbeitskraft 
(s. o.). Schon im zweiten Aufsatz der Artikelserie 
„Geisteswissenschaft und soziale Frage“ verortet 
Steiner (1982, S. 25) das Ausbeutungsproblem in 
der Zirkulationssphäre, indem er formuliert: „Ob ich 
arm bin oder reich, ich beute aus, wenn ich Dinge 



	
Sozialimpulse 3/22  9 

﻿Bleicher: Arbeitswertlehre

erwerbe, die nicht genügend bezahlt werden.“ Er 
ignoriert, dass in der Produktionssphäre – schlicht 
durch Erhöhung der Arbeitsintensität durch den 
Unternehmer – ebenfalls ein Wert angeeignet wird, 
über welchen der Arbeiter, da er das Produkt bereits 
abgetreten hat, nicht verfügen kann. Wenn Steiner 
insistiert, dass Arbeitskraft nicht verkauft werden kön-
ne, da sie vom Arbeiter nicht getrennt werden kann 
und ein Verkauf der Arbeit ein Lohnsystem begründe, 
trifft er sich in der Intention mit Karl Marx, der nicht 
müde wurde, zu erklären, dass es im Kapitalismus 
weder „gute Arbeit“ noch einen „gerechten Lohn“ 
gäbe, weshalb es darum ginge, wenigstens die 
richtige Losung auf die Banner schreiben, nämlich 
„nieder mit dem Lohnsystem“ (Marx 1962, S. 152).

Entspricht Steiners Wert 1 einem Arbeitswert, trifft 
dies für den Wert 2 nicht zu. Er besteht darin, dass 
Arbeit zum Medium wird und dieses durch den Geist 
oder das Kapital modifiziert wird (vgl. Steiner 1979, 
S. 33). Die Wirkung des Geistes beschreibt er zum 
einen im Sinne der Produktivität des Geisteslebens, 
welches Erkenntnisse hervorgebracht habe, die 
mittelbar oder unmittelbar ökonomisch produktiv 
würden. So schreibt er die Produktion eines Hand-
werkers, der aufgrund der richtigen Diagnose und 
Therapie eines Arztes den Krankenstand von drei 
Wochen auf acht Tage verkürzen kann, dem Arzt 
zu. Noch umfassender verortet er die produktive 
Leistung des Erfinders der Differenzialrechnung – 
die heute in der Ökonomie angewandt wird – im 
Geistesleben (vgl. Steiner 1979, S. 86 f). 

Zum anderen sieht er, wie geistige Leistungen den 
Produktionsprozess konkret verbessern oder wie 
mit höherem Kapitaleinsatz Arbeit eingespart wird. 
Steiner bezieht sich, ohne allerdings die Quelle zu 
nennen, auf James Maitland, Earl of Lauderdale, der 
1804 auf die Arbeitsersparnis des Kapitaleinsatzes 
hingewiesen hat. Kapital sei daher als ein eigenstän-
diger Produktionsfaktor zu betrachten. Ansonsten 
hat nur der Mitgestalter des Prager Frühlings, Eugen 
Löbl (1968), die geistige Arbeit als wertschaffende 
Tätigkeit erkannt. Er bezeichnet diese als Lukroak-
tivität der Wissenschaft. Wert 2 unterscheidet sich 
von Wert 1 insbesondere, dass er nicht entlang der 
Dauer der aufgewendeten Arbeitszeit bestimmbar 
ist, sondern einen qualitativen Charakter aufweist. 
Eine gute Idee vermag einen Produktionsvorgang 
schlagartig effizienter zu machen. Auch ist der 
Wert 2 kein Verbrauchswert – zumindest, wenn auf 
die geistige Idee geschaut wird. Eine verbesserte 
Technik geht nicht verloren, sondern verbleibt im 
Produktionsprozess. Diese Aussage ist nicht zu ver-
wechseln mit der Abnutzung von Realkapitalien (wie 
Maschinen), welche sich ihrem Einsatz entsprechend 
im Produktionsprozess verschleißen; die Idee der 
Maschine hingegen bleibt erhalten. 

Fazit

Wie die Klassiker vertritt Rudolf Steiner eine Arbeits-
wertlehre, die er allerdings erweitert und die Rolle 
des Geistes in der Wertschöpfung berücksichtigt 

– ohne dass diese Werte unmittelbar Tauschwerte 
darstellen. Damit überschreitet er die Grenzen, wel-
che die Klassiker in der Werttheorie gezogen haben. 
Auch wenn – etwa Marx – die Wertschöpfung des 
Kapitals gesehen hat. So schreibt dieser in einer 
Auseinandersetzung mit Adolf Wagner:

„Nun ist in ‚meiner Darstellung in der Tat auch der 
Kapitalgewinn‘ nicht nur ein Abzug oder ‚Raub‘ am 
‚Arbeiter‘. Ich stelle den Kapitalist als notwendigen 
Funktionär der kapitalistischen Produktion dar, und 
zeige sehr weitläufig, dass er nicht nur ‚abzieht‘ 
oder ‚raubt‘ sondern die Produktion des Mehrwerts 
erzwingt, also das Abzuziehende dort schaffen 
hilft.“ (Marx 1956, S. 358)

Erst mit dem Zusammentreffen von Produktion und 
Konsum mit deren polaren Interessenlagen verlässt 
Steiner (1979, S. 70) die klassische Begriffsbildung 
und argumentiert „neoklassisch”. Die wertbildende 
Spannung – wie er den Marktprozess bezeichnet 
–  trägt ebenfalls zur Wertbildung bei. Freilich 
nicht im Sinne einer wertbildenden Bewegung, son-
dern indem die subjektiven Wertschätzungen von 
Produktion und Konsum hinsichtlich eines Guts zu 
einem Gleichgewichtsstand geführt werden. Diese 
wertbildende Spannung ist Wertbildung rein nach 
Nutzengesichtspunkten.

Die dritte Funktion, der Konsum, führt schließlich 
zum Verbrauch der Waren. Dadurch, dass ein Gut 
zum Konsumenten gelangt, wird es zur Ware, die 
Produktionsleistung wird bestätigt. Die Ware wird 
entwertet und auf diese Weise an ihren Ausgangs-
punkt zur wirtschaftlich wertlosen Natursubstanz 
zurückgeführt. Der Wertekreislauf schließt sich.

Durch permanente Anwendung von Kapital auf 
Arbeit wächst der Wirtschaftsprozess, was sich in 
Kapitalbildung äußert. Diese Wachstumsdynamik 
schildert Steiner als Kapitalisierungsspirale, deren 
Ermöglichungstatsache in der Ersparnisleistung der 
Wirtschaftssubjekte liegt. Deren Verwirklichung setzt 
eine genuin unternehmerische Idee voraus, durch 
welche das gesparte Kapital in neue Produktions-
ideen umgesetzt wird. Die Gleichung der Klassiker 
- Ersparnis gleich Investition - ist zwar nicht falsch, 
berücksichtigt jedoch nicht die unterschiedlichen 
Qualitäten: Ersparnis stellt, in Ware gedacht, nur die 
Akkumulation von Werten dar. Volkswirtschaftlich 
werden diese Werte erst dann Kapital, wenn sie zur 
Verwirklichung unternehmerischer Ideen herangezo-
gen werden, oder wie Steiner formuliert: „Kapital 
ist volkswirtschaftlich realisierter Geist.“

Die Kapitalisierung setzt sich so lange fort, wie 
ökonomische Ideen vorhanden sind, die verwirklicht 
werden können. Problematisch wird es, wenn das 
gesparte Kapital nicht mehr der Realisierung von 
Produktionsideen dient, sondern anderweitig Anlage 
sucht (Steiner nennt als eine solche Anlageform den 
Kauf von Grund und Boden). Jetzt wirkt Kapital nicht 
mehr verbilligend, sondern verteuernd auf die Produk-
tion, da es der Natur, die aus sich heraus keinen Preis 
hat und sich umsonst in den Produktionsprozess ein-
fügt, einen Wert künstlich aufprägt. Die Verteuerung 
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liegt nicht in den Gesetzen der wertbildenden Bewe-
gung begründet, sondern außerhalb dieser, in der 
Bepreisung eines Rechts, hier des Rechts der Boden-
nutzung. Aus dieser Erkenntnis heraus erhebt Steiner 
die Forderung nach dem Verzehr des Kapitals. Der 
Ort, an dem der Kapitalverzehr stattfindet, ist der des 
reinen Konsums. Das sind im dreigliedrigen sozialen 
Organismus die Institutionen des Geisteslebens. 
Der Verzehr des Kapitals begründet das Institut der 
volkswirtschaftlichen Schenkung, eine Übertragung 
von Werten ohne Gegenleistung. 
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„Wessen Welt ist die 
Welt?“ 
Der Handel mit Boden und 
Rohstoffen als Herausforde-
rungen für die Energiewende

Stefan Padberg

Bei den nur schwer vermehrbaren Gütern handelt es 
sich um eine Klasse von Gütern, deren Bereitstellung 
sich nicht einfach über Angebot und Nachfrage 
organisieren lässt. Die technischen, rechtlichen und 
sozialen Begleitumstände von marktwirtschaftlichen 
Anpassungsprozessen zeigen empirisch, dass sie 
oft nicht oder nur sehr langsam vonstattengehen, 
wenn nicht massiv von staatlicher Seite gestützt 
wird. Bis sich neue Gleichgewichtspositionen in 
diesen Märkten eingestellt haben, entstehen rein 
marktwirtschaftlich durch die Nachfrageüberhänge 
große „Zufallsgewinne“. 

Diese These verdeutliche ich zunächst am Bei-
spiel neuerer Entwicklungen in Zusammenhang 
mit der klimapolitischen Transformation unserer 
Energieinfrastrukturen. Im zweiten Schritt erinnere 
ich an die Diskussion der Bodenfrage im 19. und 
20. Jahrhundert und wie sie ab den 1990er Jahren 
aktualisiert wurde. Zum Schluss entwickle ich mit der 
herausgearbeiteten Methodik eine Ideenskizze, in 
welche Richtung die Behandlung der Rohstofffrage 
weiter gehen könnte.

Hinweis: Ich habe den Beitrag vor Beginn des 
Kriegs in der Ukraine konzipiert, daher reflektiert 
er die aktuellen Ungleichgewichte in den Ener-
giemärkten nicht. Die vorgestellten Überlegungen 
lassen sich jedoch auf die aktuelle Situation über-
tragen.

„Wessen Morgen ist der Morgen?  
Wessen Welt ist die Welt? Unser!“ 

(Bertolt Brecht, 1931)

Das „Solidaritätslied“ von Hanns Eisler und 
Bert Brecht erklingt am Schluss des 1932 
uraufgeführten Films „Kuhle Wampe“. Mit 

ihm wurde ein letztes Mal versucht, große mensch-
heitliche Fragen zu thematisieren. Die Debatte um 
die sachgemäße Eingliederung des Produktionsfak-
tors Boden in den Wirtschaftsprozess ist danach 
verstummt. Wenig bekannt ist, dass im 18. und 
19. Jahrhundert die Auffassung verbreitet war, dass 
der Boden keine Ware sei und seine Produkte allen 
Menschen in gleicher Weise zukommen müssten. Die 
heutige Ansicht, dass das Privateigentum an Boden 
der beste Weg für die Gesellschaft ist, konnte sich 
erst im 20. Jahrhundert durchsetzen. Sie steht heute 
in der Kritik angesichts der immensen Schäden an 
Mensch und Umwelt, die sich für alle wahrnehmbar 
aus der Kommodifizierung der Naturressourcen 
ergeben haben.

Problemstellung

Beispiel 1: Flächenausbau der Solarenergie 
in Brandenburg

In einem aktuellen Artikel von CORREKTIV (2021) 
wird über neuere Entwicklungen im Bodenmarkt in 
Brandenburg berichtet:

„Vom Kapitalmarkt drängt sehr viel Geld in die länd-
lichen Gebiete, zum Beispiel nach Brandenburg. 
Dort entwickelt es eine Dynamik, die Strukturen 
durchschüttelt und in den Dörfern tiefe Gräben 
aufreißt. In vielen Gegenden spitzt sich seit Mona-
ten ein Streit zu, bei dem es nicht nur um ein paar 
Paneele geht, sondern um grundsätzliche Fragen: 
Wer bestimmt, wie Klimaschutz aussehen soll? Wie 
lässt sich verhindern, dass eine gute Sache durch 
kurzfristige Renditen ausgehöhlt wird? Und was, 
wenn die Energiewende auf Kosten von fruchtbaren 
Böden, bäuerlichen Betrieben, Tourismus, Natur und 
Landschaftsbild geht, statt Flächen zu nutzen, die 
sich besser eignen?“

„Die Gewinnmargen bei der Solarenergie sind in-
zwischen beträchtlich, das weckt Begehrlichkeiten. 
Kommunen in Brandenburg berichten von einem 
regelrechten Run auf die Äcker. In den Rathäusern 
stapeln sich die Anträge für neue und immer grö-
ßere Anlagen. ‚Die Zahl der Anfragen ist derzeit 
beständig bei circa fünf in der Woche‘, lautet es 
aus dem Milower Land. ‚Telefonisch kommen etliche 
Anfragen von privaten Investoren und Unterneh-
men zum Beispiel mit Sitz in München‘, heißt es 
aus Groß-Pankow und aus der Stadt Kyritz: ‚Die 
Anzahl hat sich aber in den letzten ein bis zwei 
Jahren stark erhöht.‘“

„Landauf landab fahnden Projektentwickler und 
Investmentfirmen derzeit nach Orten, an denen noch 
neue Solarparks entstehen können, je größer, desto 
besser, und nirgends gibt es größere Agrarflächen 
als in den ostdeutschen Bundesländern.

Der Ansturm der Investoren trifft in den entlegenen 
Orten auf ausgedünnte Strukturen und Gemeindever-
treter, für die Politik ein unbezahltes Hobby ist. Die 
sind froh, wenn der Investor gleich alles vorbereitet, 
bis hin zur Beschlussvorlage für die Gemeinderats-
sitzung: Auf die Idee, dass man auch Bedingungen 
stellen kann, kommen viele Kommunen nicht.“

Viele Investoren haben offenbar spekulative Moti-
ve. Sie schrecken nicht vor gefälschten Gutachten 
zurück. Um Befürchtungen zu zerstreuen, werden 
harmlos wirkende Strohmänner vorgeschickt, die 
dann, wenn alles abgewickelt ist, an anonyme 
Investoren international weiterverkaufen.

„Der Druck des Geldes nimmt ständig zu. Die Mittel 
werden von Beteiligungsgesellschaften oder Fonds 
auf dem Finanzmarkt eingesammelt, und weil es 
um große Gewinnmargen geht, winken auch den 
Eigentümern der Flächen satte Einnahmen: Zwischen 
2000 und 3000 Euro Pacht bieten die Solarfirmen 
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„Die historische Wende der Welt hin zu einer 
Eindämmung der Kohlenstoffemissionen wird wahr-
scheinlich zu einer beispiellosen Nachfrage nach 
einigen der wichtigsten Metalle führen, die zur Er-
zeugung und Speicherung erneuerbarer Energien in 
einem Szenario mit Netto-Null-Emissionen bis 2050 
verwendet werden.

Die Preise könnten für eine noch nie dagewesene 
Zeitspanne historische Höchststände erreichen und 
sogar die Energiewende verzögern.

Ein daraus resultierender Preisanstieg für Materialien 
wie Kobalt und Nickel würde einigen Volkswirtschaf-
ten, die die größten Exporteure sind, Boomzeiten 
bescheren – doch die steigenden Kosten könnten bis 
zum Ende dieses Jahrzehnts anhalten und die Ener-
giewende selbst entgleisen lassen oder verzögern.“ 
(Boer, Pescatori et. alt. 2021, Übersetzung S. P.)

In ihrer Untersuchung konzentrierte sich das Team 
auf vier für die Energiewende zentrale Metalle: 
Kupfer, Nickel, Lithium und Kobalt. Für die Entwick-
lung von deren Nachfrage legten die Forscher den 
Fahrplan der Internationalen Energieagentur (IEA) 
zugrunde: „Net Zero by 2050“ (IEA 2021). Daraus 
ergab sich, dass sich die weltweite Nachfrage nach 
Lithium und Kobalt mehr als versechsfachen wird, 
die Nickelnachfrage würde sich vervierfachen und 
die nach Kupfer immerhin verdoppeln, wobei nicht 
vorhersehbare Effekte auf der Nachfrageseite, die 
nichts mit der Energiewende zu tun haben, zusätzlich 
berücksichtigt werden müssten. 

Auch der Börsenberater Jörg Schulte sieht kurzfristig 
eine Kupferpreishausse voraus (Schulte 2021). Zum 
einen müsse eine der größten Kupferminen weltweit 
mit einem bis zu 40-prozentigen Produktionsrück-
gang rechnen, der nicht schnell kompensiert werden 
könne. Zum anderen habe die „chinesische Regie-
rung etwa (...) vor kurzem ihren Entwicklungsplan 
aktualisiert. Nun sollen 40 Prozent der Autos, die 
im Jahr 2030 verkauft werden, elektrisch betrieben 
sein. Im alten Entwicklungsplan war nur ein Anteil 
von 20 Prozent angegeben. (...) Bis 2030 wird der 
Kupferbedarf des Landes von derzeit 24 Prozent 
auf geschätzte 28 bis 36 Prozent ansteigen. Damit 
wäre beim aktuellen Produktionsniveau weitere 8,1 
Millionen Tonnen Kupfer nötig.“ 

Man könnte argumentieren, höhere Preise würden 
dazu führen, dass mehr Minen in Betrieb genommen 
werden, wodurch mehr Rohstoffe auf den Markt 
kommen und die Preise wieder sinken werden, bis 
sich ein neuer Gleichgewichtspunkt eingestellt haben 
wird. Doch so einfach ist es nicht. 

„Kupfer, Nickel und Kobalt werden in Minen abge-
baut, die hohe Investitionen erfordern und laut IEA 
von der Entdeckung bis zur Produktion im Durchschnitt 
mehr als zehn Jahre benötigen. … Lithium wird oft 
aus Mineralquellen und Sole über salzhaltiges Was-
ser, das aus dem Boden gepumpt wird, gewonnen. 
Dadurch ergibt sich eine kürzere Vorlaufzeit für die 
neue Produktion von durchschnittlich etwa fünf Jah-
ren.“ (Boer, Pescatori et. alt. 2021, Übersetzung S. P.)

an, pro Hektar, für die nächsten 30 oder 40 Jahre. 
Zum Vergleich: Landwirte zahlen im Schnitt rund 
200 Euro.“

Wie man sieht, entsteht hier ein ganzes Bündel 
von Problemen, die für die betroffenen Menschen 
in den brandenburgischen Kommunen schwer zu 
entwirren sind: 

(1) Der großflächige Aufbau von Photovoltaik-
anlagen erzeugt einen starken Preisdruck auf 
landwirtschaftlich genutzte Flächen. In der COR-
RECTIV-Recherche wurde Faktor zehn ermittelt. Die  
nachhaltige Energieerzeugung führt zur Verteuerung 
der  Lebensmittelproduktion. Im schlimmsten Fall 
müssen landwirtschaftliche Betriebe aufgegeben 
werden oder abwandern.

(2) Es entsteht eine Gerechtigkeitslücke, wenn Pri-
vateigentümer Land für Solarpanels verkaufen oder 
verpachten und sich an den dadurch der Gemein-
schaft aufgebürdeten Kosten nicht beteiligen. Um 
welche Kosten handelt es sich? Eventuell wandert 
Landwirtschaft ab, Arbeitslosigkeit kann steigen. Der 
Tourismus meidet diese Regionen womöglich, sodass 
entsprechende Einnahmen sinken. Erschließungs-
kosten für die Grundstücke fallen an (Elektrizität, 
Abwasser, Verkehr), die, wenn die Gemeinde nicht 
aufpasst, zu ihren Lasten gehen. 

(3) Auch wenn die Gemeinde Eigentümerin der 
entsprechenden Flächen und deshalb Nutznießerin 
der erhöhten Verkaufspreise oder Pachten ist, müssen 
in den Gemeinden die Entscheidungen transparent, 
unter Einbeziehung aller Bewohnerinnen und Bewoh-
ner und unter Abwägung aller Vor- und Nachteile 
gefällt werden. Das stellt viele Gemeinden zusätzlich 
vor neue Herausforderungen im demokratisch-admi-
nistrativen Bereich.

(4) Aus einer übergeordneten föderalen, nationa-
len oder europäischen Planungsperspektive stellt 
sich die Frage, ob man Solarenergie weiter in 
Wildwestmanier erzeugen will oder ob es hierfür 
nicht eines Ordnungsrahmens bedarf, mit dem der 
regionale, nationale oder europäische Bedarf und 
die jeweils lokalen Möglichkeiten ins Verhältnis ge-
setzt werden. Man könnte zum Beispiel festlegen, 
dass Energieerzeugung nicht auf landwirtschaft-
lich genutzten Flächen stattfinden darf. Und man 
könnte Verteilungsschlüssel für Differenzialgewinne 
aus Energieflächenverpachtung festlegen, denn 
es erscheint nicht gerecht, dass diese in günstig 
gelegenen Gegenden entstehen und von den Ver-
braucherinnen und Verbrauchern in den ungünstig 
gelegenen Gebieten bezahlt werden.

Beispiel 2: Energiewende und Metallpreise

Die geplante Energiewende wird noch in anderen 
Bereichen zu Problemen führen. Ein Rechercheteam 
des Internationalen Währungsfonds (IWF) hat die 
Auswirkungen auf die Metallpreise untersucht, wenn 
eine nachhaltige Energieerzeugung und -speiche-
rung in großem Maßstab eingeführt wird. 



	
Sozialimpulse 3/22  13 

﻿Padberg: „Wessen Welt ist die Welt?“

Mehrere Probleme stehen hier im Raum:

(1) Technologisch bedingt führt die erhöhte Nach-
frage erst nach fünf bis zehn Jahren dazu, dass 
sich die Produktion vergrößert. Das ist vorrangig 
den hohen Investitionskosten geschuldet, aber auch 
Unsicherheiten im Bereich der Umweltschutz- und 
Klimapolitik, die sich positiv oder negativ auf die 
Investitionsbereitschaft auswirken werden. 

(2) Die Gefahr besteht, dass die erhöhten Preise die 
Energiewende deutlich verzögern werden. Ist sie 
unter diesen Bedingungen überhaupt durchführbar?

(3) Welche Länder werden von der Preisentwicklung 
profitieren? Kongo, Russland und China führen 
die Liste an. Ähnlich wie der Erdöl-subventionierte 
Feudalismus auf der arabischen Halbinsel könnten 
autoritäre Regime von der Nachfragesteigerung 
im Metallbereich profitieren. Das dürfte politische 
Spannungen nach sich ziehen.

(4) Selbst wenn die Produktion in Gang kommt, wer-
den die Preise nicht auf das ursprüngliche Niveau 
fallen können. Der Preis muss so hoch bleiben, dass 
noch die unwirtschaftlichste Mine ohne Verluste 
produzieren kann. Im industriellen Bereich nivellieren 
sich Produktivitätsdifferenziale mit der Zeit aus, wenn 
sich modernere Produktionsverfahren nach und nach 
ausbreiten. Das ist im Rohstoffbereich nur begrenzt 
möglich. Es bleiben natürliche Produktivitätsdifferen-
ziale bestehen, die den Preis auf ein höheres Niveau 
als vorher zwingen.

(5) Ähnlich wie beim Beispiel der Bodenpreise in 
Brandenburg stellt sich die Frage, ob es gerecht ist, 
dass die Übergewinne aus der Rohstoffproduktion 
in einzelnen Ländern und bei einzelnen Investoren 
verbleiben. Wenn man den Gedanken ernst nimmt, 
dass Rohstoffe ein Erbe der gesamten Menschheit 
sind, haben wir ein ähnliches Gerechtigkeitsproblem 
wie beim Bodenmarkt.

Die Vorschläge der Autorengruppe des IWF, um mit 
dieser Situation zurechtzukommen, kratzen nur an 
der Oberfläche:

„Eine glaubwürdige, global koordinierte Klimapo-
litik, hohe Umwelt-, Sozial-, Arbeits- und Gover-
nance-Standards sowie der Abbau von Handels-
barrieren und Exportbeschränkungen würden ein 
effizientes Funktionieren der Märkte ermöglichen. 
Dies würde Investitionen in eine ausreichende 
Ausweitung des Metallangebots lenken, unnötige 
Kostensteigerungen für kohlenstoffarme Technolo-
gien vermeiden und den Übergang zu sauberer 
Energie unterstützen.

Schließlich könnte ein internationales Gremium mit 
einem Mandat für Metalle – ähnlich wie die IEA 
für Energie oder die UN-Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation – eine Schlüsselrolle bei der 
Verbreitung und Analyse von Daten, der Festlegung 
von Industriestandards und der Förderung der glo-
balen Zusammenarbeit spielen.“ (Boer, Pescatori et. 
alt. 2021, Übersetzung S. P.)

Natürlich sind Maßnahmen wie Informationstrans-
parenz, Standardisierung, Handels- und Investitions-
erleichterungen nicht falsch. Aber sie werden nur 
die schlimmsten Auswüchse verhindern können. An 
der grundsätzlichen Problematik ändern sie nichts.

Reformbestrebungen in der 
Bodenfrage bis 1930
Von den drei klassischen Produktionsfaktoren Boden, 
Arbeit und Kapital ist der Boden charakterisiert durch 
seine Unbeweglichkeit, Unverbrauchbarkeit und 
Unvermehrbarkeit. In den klassischen Wirtschafts
anschauungen von Adam Smith, David Ricardo oder 
John Stuart Mill erscheint die Boden- oder Grundrente 
dennoch unhinterfragt als Preis für die Knappheit 
desselben, auch wenn er ohne unser Zutun da ist 
und kein einziges Merkmal einer Ware hat. 

Das gleiche müsste für nicht vermehrbare Naturpro-
dukte wie Metalle oder Erdöl und Erdgas gelten, 
wenn man es aus einer menschheitlichen Perspektive 
sieht. Sie sind allerdings beweglich und ungleich 
über die Erde verteilt, können und müssen also 
hin- und hertransportiert werden. Und sie sind nicht 
einfach vorhanden, sondern müssen mit zum Teil 
aufwändigen Extraktionsprozessen erst verfügbar 
gemacht werden, sodass es berechtigt erscheint, 
dass für sie ein Preis kalkuliert und Handel mit ihnen 
getrieben wird. Im Gegensatz zum Boden sind sie 
verbrauchbar, sodass die der Menschheit zur Verfü-
gung stehende Menge langsam abnimmt.

Nachwachsende Rohstoffe gehören in den Bereich 
der Land- und Forstwirtschaft und werden hier nicht 
weiter betrachtet.

Christoph Strawe hat 2007 in dieser Zeitschrift 
(Strawe 2007) eine Übersicht über die Reformbe-
strebungen gegeben, die in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts bis in die 1930er Jahre wirksam 
waren.  Im Anschluss an seine Untersuchung möchte 
ich kurz an die damals debattierten Konzepte für 
das Bodenproblem erinnern.

Henry George (1839–1897), US-amerikanischer 
politischer Ökonom, wollte die Bodenrente komplett 
absteuern und der Gemeinschaft zur Verfügung 
stellen. Gewinn aus unverdienten Preissteigerungen 
beim Boden sollte unmöglich gemacht werden. Das 
Privateigentum am Boden konnte somit unverändert 
weiterbestehen. Darüber hinaus war Henry George 
der Ansicht, dass die Gemeinschaft ihre Ausgaben 
komplett aus der Bodensteuer finanzieren könne, alle 
anderen Steuern wären dann unnötig, weshalb sein 
Konzept unter dem Namen „single tax“ verbreitet 
wurde.

In Deutschland war Adolf Damaschke (1865–1935), 
Pädagoge, Sozialpolitiker und Nationalökonom, 
in eine ähnliche Richtung gegangen (Wegsteuern 
der Grundrente), wobei er sich im Unterschied zu 
Henry George den Gedanken der „single tax“ nicht 
zueigen gemacht hatte. Seine zahlreichen Anhänger 
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volkswirtschaftlich ungesund, denn das gemeinsam 
erwirtschaftete Kapital müsse sich wieder verbrau-
chen können. Statt sich im Boden festzusetzen, sollte 
es als Schenkgeld das Geistes- und Kulturleben finan-
zieren. Das Entstehen einer Grundrente entspringt 
also einem grundlegenden Missverständnis, was die 
Funktion des Bodens im Wirtschaftskreislauf angeht.

Anwendung auf ökologische 
Fragestellungen ab 1990
In den 1980er und 1990er Jahren begannen in 
Teilen der Wirtschaftswissenschaften Überlegungen, 
wie man das Problem der begrenzten natürlichen 
Ressourcen systemkonform lösen könne. Dabei ging 
es anfangs in der Folge des Berichts des „Club of 
Rome“ um das Problem der begrenzten Rohstoff-
mengen, aber zunehmend auch um die begrenzte 
Verschmutzungsfähigkeit der Erde.

Fritz Andres (1946–2019) vom „Seminar für freiheit-
liche Ordnung“ gelang es, das Freilandkonzept für  
ökologische Probleme und Nachhaltigkeitsfragen 
weiterzuentwickeln. 

Er unterschied drei Problembereiche:

(1) Begrenzungsproblem: Begrenzung des 
Naturverbrauchs

„Die vielfältigen ökologischen Probleme zeigen, daß 
sich die notwendigen Begrenzungen in der Regel 
nicht aus dem Einzelinteresse heraus ergeben. Der 
Einzelne hat weder den Überblick über das Maß 
der notwendigen Begrenzungen noch hat er wegen 
der Kostenlosigkeit der Nutzung und der Externa-
lität der Schäden ein ökonomisches Interesse an 
Selbstbeschränkung. Deshalb ist es Aufgabe der 
Gemeinschaft, für die notwendigen Begrenzungen 
zu sorgen.“ (Andres 2001)

Die klassische Umweltpolitik sieht den Staat als 
Oberingenieur, der mit Ge- und Verboten arbeitet. 
Er greift „weit in den gesellschaftlichen Raum hinein“, 
um „ein Verhalten der Menschen zu erzwingen“. 
Fritz Andres hält die staatlichen Mittel für zu grob, 
um auf sinnvolle Weise die gesetzten Ziele zu 
erreichen. Folgeprobleme entstehen, wenn die Bür-
gerinnen und Bürger in ungleicher Weise belastet 
werden. Er schließt daraus, dass der Staat zwar 
Ziele vorgeben, sie aber nicht auf direktem Weg 
durchsetzen soll.

(2) Allokationsproblem: Verteilung von Nut-
zungsrechten
Um die Nutzungsrechte sinnvoll und gerecht zu 
verteilen, diskutiert er zwei Ansätze.

Mengenpolitischer Ansatz (Zertifikatslösung)
Der Staat (oder eine entsprechend beauftragte 
öffentliche Einrichtung) gibt Nutzungsrechte aus, 
die die ökologisch verantwortbare Entnahme 

in der Weimarer Nationalversammlung konnten im-
merhin den Art. 155 WRV durchsetzen, der aber in 
der Verfassungswirklichkeit der Weimarer Republik 
nicht zum Tragen kam.

Ein anderes diskutiertes Konzept war damals 
„Freiland“, das auch Silvio Gesell (1862–1930), 
Sozialreformer und Finanztheoretiker, unterstützte. 
Hier sollten Grund und Boden in Gemeineigentum 
überführt und an die Nutzer rückverpachtet werden. 
So käme die Bodenrente in die Verfügungsgewalt 
der öffentlichen Hand und damit der Gemeinschaft 
zugute. Das Privateigentum am Boden ist aufgeho-
ben, nicht aber der Privatbesitz. Derjenige kann den 
Boden nutzen, der die höchste Pacht zu zahlen bereit 
ist. Wer Boden besitzt und Pacht bezahlen muss, ihn 
aber nicht wirtschaftlich nutzt, macht Verluste. Die 
Hortung von Boden wird somit sanktioniert.

Silvio Gesell erweiterte das Freilandkonzept um 
das Konzept der „Mütterrente“. Die vereinnahmte 
Pacht sollte an alle Mütter – als unabhängiges 
Einkommen für ihre Care-Arbeit, würde man heute 
sagen – gleichmäßig ausgezahlt werden. Damit ist 
er der Erfinder der Rückverteilung der Bodenrente.

Tabelle 1: Unterschiedliche Konzepte zur 
Lösung der Bodenfrage

Grundrente Nutzungsform

klassisch verbleibt beim 
Eigentümer

Privateigen-
tum, verkauf- 
und vererbbar

Henry George 
A. Damaschke

Steuer an 
Staat

Privateigen-
tum, verkauf- 
und vererbbar

Klassisches 
Freiland

Pacht an Staat Gepachteter 
Besitz, ggf. 
vererbbar, 
aber nicht 
verkaufbar

Silvio Gesell Pacht an 
Staat, Rück-
erstattung als 
Mütterrente

Gepachteter 
Besitz, ggf. 
vererbbar, 
aber nicht 
verkaufbar

Rudolf Steiner keine, statt- 
dessen Schen-
kungsgeld für 
Geistes- und 
Kulturleben

Nutzungsei-
gentum, nicht 
vererb- oder 
verkaufbar

Rudolf Steiner (1861–1925) entwickelte kein fertig 
umsetzbares Konzept wie die anderen, sondern 
stellte grundsätzliche Überlegungen an. Die Nutzung 
von Boden sei ein Recht und keine Ware. „Das 
Grundstück selber aber wirkt im Wirtschaftsleben 
nicht als Ware. Es steht in dem sozialen Organis-
mus durch das Recht darinnen, das der Mensch auf 
seine Benützung hat“ (Steiner 1976). Wenn Boden 
verkauft wird, wird ein Nutzungsrecht gegen ein 
Bezugsrecht für Waren getauscht. Als „Stauung von 
Kapital im Boden“ bezeichnete dies. Er hielt es für 
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begrenzen. Der ökonomische Gegenwert, der durch 
Versteigerung der Zertifikate entsteht, fließt der 
Gemeinschaft zu. Diesen Ansatz bewertet er als 
„minimal invasiv“ gegenüber der Gesellschaft. Mit 
ihm wird das Verursacherprinzip streng umgesetzt, 
und es entstehe ein deutlicher Anreiz zur Minderung 
der Nutzung des in Frage stehenden Gutes.

Probleme entstünden bei halbherziger Umsetzung, 
etwa wenn zu viele Zertifikate ausgestellt werden 
oder Zertifikate an Personen ausgegeben werden, 
die mit dem zu begrenzenden Gut nichts zu tun ha-
ben. Es versteht sich von selbst, dass die Entnahme 
des Naturguts ohne Zertifikat unterbunden werden 
muss. Die zu beobachtenden Phänomene der Hor-
tung und der Spekulation mit Zertifikaten sieht er in 
schlechter Umsetzung der Regeln begründet.

Preispolitischer Ansatz (Lenkungsabgaben)
Hier belastet der Staat die Nutzung von Umweltgü-
tern mit Abgaben, bis die erwünschte Minderung des 
Verbrauchs eintritt. Für die Gesellschaft ergibt sich 
in der Regel ein klarer Preiserhöhungspfad und eine 
kalkulierbare Kostenbelastung in die Zukunft hinein.

Der Nachteil ist, dass man sich mit der Lenkungs-
abgabe über einen mehrjährigen Prozess an die 
Zielmarge herantasten muss, bis die gewünschte 
Mengenbegrenzung erreicht ist. Lenkungsabgaben 
gibt es in der Schweiz und in Schweden. Die zu-
sätzlichen Einnahmen durch die Lenkungsabgabe 
werden in der Schweiz zum größeren Teil an die 
Bürgerinnen und Bürger zurückerstattet.

(3) Distributionsproblem: Verteilung der 
Einnahmen
Damit kommen wir zum dritten Problem: Wem flie-
ßen die zusätzlichen Einnahmen zu? 

Staat oder Gemeinwesen
Diesen Weg würde Henry George gehen. Wenn  die 
Gemeinden die Nutzungsrechte für Boden, Jagd oder 
Fischerei vergeben und ihnen die entsprechenden 
Gebühren zufließen würden, könnten sie damit in die 
öffentliche Daseinsvorsorge investieren (Verkehr, Schu-
len, Kindergärten, Krankenhäuser). Alle Bürgerinnen 
und Bürger der Gemeinde würden davon profitieren. 
Wenn sie hingegen in den allgemeinen Steuertopf des 
Staates wandern und irgendwelche Lücken schließen, 
geht das Verständnis für die zusätzliche Abgabe bei 
den Bürgerinnen und Bürgern verloren.

Verwendung für ökologische Projekte
Hierbei wird festgelegt, dass die zusätzlichen 
Mittel im Sinne des Zwecks eingesetzt werden, für 
den sie eingerichtet wurden. Das erfordert auf der 
Verwaltungsebene ein transparentes Monitoring 
der Einnahmen und der damit finanzierten Projekte.

Gleichmäßige Rückverteilung (Ökologisches 
Grundeinkommen)
Der andere Weg wäre, die zusätzlichen Einnah-
men gleichmäßig an alle Bürgerinnen und Bürger 
zurückzuverteilen. Das entspräche gewissermaßen 
einem ökologischen Grundeinkommen. Die durch 

die zusätzlichen Abgaben erhöhten Preise würden 
so auch für die unteren Einkommensschichten ak-
zeptabel. Es fände quasi eine Umverteilung von den 
höheren Einkommen, die sich eine stärkere Nutzung 
bestimmter natürlicher Ressourcen leisten können, zu 
den unteren Einkommensgruppen statt. Die Maxime, 
dass der Zugang zu Boden, Rohstoffen und anderen 
Naturressourcen für alle Menschen gleich sein soll, 
ließe sich so am ehesten verwirklichen.

Voraussetzung für die Wirksamkeit und die Akzep-
tanz einer solchen Rückverteilung ist allerdings, dass 
sie konsequent und für alle gleich erfolgt. Die Diskus-
sionen bei uns in Deutschland scheitern meistens an 
dem Argument, dass die höheren Einkommensgrup-
pen nicht entlastet zu werden brauchen, man solle 
sich doch bitte schön auf die „wirklich Bedürftigen“ 
beschränken. Damit schafft man einen ständigen 
Zankapfel der Begehrlichkeiten im Raum der Politik, 
mit dem sich gut Wahlkampf machen lässt, der aber 
dem angestrebten Ziel nicht förderlich ist.

In Fritz Andres‘ Darstellung werden die drei klas-
sischen Lösungswege „Bodensteuer“, „Freiland“, 
„Freiland und Mütterrente“ integriert und mit einer 
Vorstufe versehen, der Zielbestimmung durch das de-
mokratische Gemeinwesen. Letzteres muss zuvor die 
Entscheidung treffen, welche Kombination an Maß-
nahmen für die Regelung des jeweils zu lösenden 
Problems angewendet werden soll: Zertifikatslösung 
oder Lenkungsabgabe, Vereinnahmung durch den 
Staat oder Rückerstattung an die Bürger.

Exkurs: Anwendung auf 
den Wohnungsmarkt

Kurz ein Blick auf den Wohnungsmarkt: Die Woh-
nungs- oder Mietpreisfrage hängt mit der Boden-
frage zusammen, ist aber nicht deckungsgleich. 
Die Nachfrage nach bezahlbarem Wohnraum ist 
zunächst eine Nachfrage nach bewohnbaren Ge-
bäuden. Wo Gebäude zu Wohnzwecken errichtet 
werden dürfen und mit welcher Geschosshöhe, ist in 
Deutschland durch Flächennutzungspläne geregelt. 
Diese sind in der Problemauffächerung von Fritz 
Andres im Bereich (1) (= Begrenzungsproblem) ange-
siedelt und können in der Regel nur durch komplexe 
politische Prozesse vor Ort geändert werden. Ein 
weiterer begrenzender Faktor bei der Errichtung von 
Gebäuden ist natürlich die Technologie, die aber 
zu einer gegebenen Zeit für alle Beteiligten in etwa 
gleich ist. Ein dritter Faktor – wir erleben es aktuell 
– ist die Marktsituation bei den diversen Baustoffen. 
Ein vierter Faktor ist, dass Menschen ihre Wohnungen 
nicht einfach wechseln wie ihre Hemden, nur weil es 
woanders günstiger ist. Die eigene Wohnung ist kein 
Wegwerfartikel, sondern gehört zum Bereich der 
elementaren Daseinsvorsorge. Wahrscheinlich wird 
sie als Letztes verändert, wenn es finanziell eng wird. 

Diese vier Faktoren begründen im Wesentlichen, 
dass Wohnungen und Gebäude einen eingeschränk-
ten Warencharakter haben. Er betrifft besonders 
die Errichtung und Instandhaltung der Gebäude, 
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das Gemeinwesen die „Zufallsgewinne“ absteuern 
darf und soll. Am Ende ließen sich die öffentlichen 
Investitionen mit diesen Einnahmen refinanzieren.

Als das Bundesverfassungsgericht vor einigen Jah-
ren die Bundesländer zu einer Grundsteuerreform 
verdonnerte, entwickelte Löhr das Konzept einer 
Bodenwertsteuer, die nicht an der Grundstücksflä-
che, sondern am Bodenrichtwert ausgerichtet ist. 
Dabei betonte er die Trennung von Grundstück und 
Bebauung im Steuerrecht. Nur das Grundstück sollte 
besteuert werden. So würden auch die Bodeneigen-
tümer besteuert werden, die ein unbebautes Grund-
stück ungenutzt lassen, während die Errichtung von 
Gebäuden bei der Bemessung der Bodenwertsteuer 
keine Rolle spielen sollte. Sein Vorschlag wurde in 
einer modifizierten Form in Baden-Württemberg 
eingeführt. 

Kaufpreislose Nutzungsformen

Wie dargelegt, ergibt sich aus Rudolf Steiners 
Überlegungen das Institut der kaufpreislosen Über-
tragung von Nutzungsrechten. Die konzeptionelle 
Lücke, die Steiner gelassen hatte, versuchte Udo 
Herrmannstorfer (*1941), Unternehmensberater 
und Dozent für Wirtschafts- und Sozialgestaltung, 
in seinem Buch „Scheinmarktwirtschaft“ (1996) zu 
schließen. Er stellte dort „Grundzüge eines neuen 
Bodenrechts“ dar. 

Der Boden solle sozialisiert werden, sodass die Über-
tragung des Nutzungsrechts am Boden kaufpreislos 
erfolgen kann (Übergang vom Privateigentum 
zum Nutzungseigentum). Dabei sieht auch er eine 
Trennung von Grundstück und Gebäude vor, denn 
Gebäude können verkauft werden wie bisher. Das 
Nutzungsrecht am Boden solle dem Eigentumsrecht 
am Gebäude folgen.

Wer bestimmt in so einer Ordnung, wer ein Grund-
stück nutzen darf, wenn es keinen Kaufpreis gibt 
und somit der „beste (= finanzkräftigste) Wirt“ nicht 
über die Kaufpreishöhe ermittelt werden kann? 
Udo Herrmannstorfer räumt dem bisherigen Nut-
zer dieses Recht ein, da er am besten einschätzen 
könne, welcher Nachfolger für das Grundstück am 
geeignetsten sei. Demokratisch legitimierte Einrich-
tungen sollten in das Recht eintreten können, wenn 
der bisherige Nutzer keinen Nachnutzer benennt, 
es sich um eine Erstnutzung handelt oder sonstige 
übergeordnete Gesichtspunkte eine Rolle spielen. 
Hier ist an vorrangige Nutzungsrechte im Bereich 
der daseinsrelevanten Infrastrukturen Verkehr, Was-
ser und Energie zu denken.

Udo Herrmannstorfer schlug eine zweckgebundene 
Nutzungsabgabe vor, die für soziale Aufgaben 
genutzt werden sollte. Sie sollte nicht als Finanzie-
rungsquelle staatlicher Einrichtungen dienen.

Angesichts der sozialen Spannungen, die derzeit 
im Zuge der Energiewende entstehen können, muss 
man, denke ich, ein größeres Augenmerk auf die Art 

die richtigerweise durch eine Miete gegenfinanziert 
werden müssen. Alle oben aufgezählten Faktoren 
wirken begrenzend auf das Angebot und treiben 
die Grundstückspreise und Mieten leistungslos nach 
oben. Sie bescheren den Immobilienbesitzern leis-
tungslose „Zufallsgewinne“, wie man heute sagen 
würde, denn sie verhindern, dass das Angebot  an 
bezahlbarem Wohnraum zeitnah steigt.

In den 1960er Jahren wurde Hans-Jochen Vogel 
(1926–2020), damals Oberbürgermeister von 
München, durch die exorbitante Steigerung der 
Grundstückspreise in seiner Stadt auf das Thema 
Bodenrente aufmerksam. Er suchte nach Strategien, 
wie eine langfristige Rückkehr zu sozialverträglichen 
Mieten auch in Großstädten ermöglicht werden 
könnte. Noch als Neunzigjähriger sprach er sich 
in seinem Buch „Mehr Gerechtigkeit“ 2019 für 
eine „neue und gerechte Bodenordnung“ aus, die 
nicht den Marktmechanismen verhaftet sei und sich 
der Bodenspekulation entziehe. Dafür würde es 
genügen, wenn Städte und Gemeinden ihren Anteil 
an Grund und Boden, der für den Wohnungsbau 
relevant ist, auf 20 bis 40 Prozent erweiterten. Damit 
könnten sie die Mietenhöhe entscheidend beeinflus-
sen. Das einmal Erworbene dürfe die Gemeinde 
„nie mehr hergeben“ und Grundstücke immer nur 
zeitlich befristet im Rahmen des Erbbaurechts zur 
Verfügung stellen. Neben Erfassung und Ankauf 
teils erheblicher Freiflächen in den Städten durch 
die öffentliche Hand sprach Vogel sich dafür aus, 
dass Deutsche Bahn und Bundeswehr ihren Flächen-
besitz an die Gemeinden abtreten und dass zudem 
Wohnhäuser in Privatbesitz zugekauft werden. 
Außerdem plädierte Vogel dafür, die Gewinne aus 
Bodenpreissteigerungen, die durch Umwidmungen 
in Bauland entstehen, bei den privaten Bodeneigen-
tümern zu 100 Prozent abzuschöpfen. Als Beispiel 
für eine Bodenpolitik nach seinen Vorstellungen 
verwies Hans-Jochen Vogel auf Wien, wo man seit 
etwa 100 Jahren entsprechend vorgehe. 

Vogels Konzeption agiert in allen drei Bereichen:  
(1) Rigoroses Flächenmanagement der Kommune,  
(2) Absteuern der Gewinne aus Bodenpreissteige-
rungen und (3) „Rückerstattung“ der zusätzlichen 
Steuereinnahmen durch kommunalen Wohnungs-
bau. Das Junktim zwischen (2) und (3) ist aus meiner 
Sicht entscheidend, denn so lässt sich der steuerliche 
Eingriff als Finanzierungsinstrument für bezahlbare 
Neubauten nachvollziehbar begründen.

Zur „Bodenwertsteigerungssteuer“ hat Dirk Löhr 
(*1964), Professor für Steuerlehre und Ökologische 
Ökonomik an der Hochschule Trier, einen prak-
tikablen Vorschlag entwickelt. Seit vielen Jahren 
forscht er aktiv im Bereich der Bodenfrage und des 
Bodenrechts. 

Dirk Löhr gehört eher zum „georgistischen“ Flü-
gel der Bodenrechtsreformer. In umfangreichen 
Untersuchungen hat er nachzuweisen versucht, 
dass die Verknüpfung zwischen Grundrente und 
Staatsausgaben auch heute noch existiert. Dort 
wo das Gemeinwesen in die Infrastruktur investiert, 
steigen die Grundstückswerte unverdient, sodass 
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und Weise der Nutzungsrechtsübertragung richten. 
Im Bereich landwirtschaftschaftlicher Bodennutzung 
im ländlichen Bereich ist die Regel sinnvoll, dass der 
aktuelle Nutzer den Folgenutzer bestimmen kann. 
Aber wie sieht es im städtischen Bereich aus oder 
im Bereich nicht-landwirtschaftlicher Nutzung? Ich 
vermute, dass man bei der Nutzungsrechtsübertra-
gung der Nachbarschaft, der Gemeinde oder dem 
Land gewisse Mitspracherechte oder mindestens 
Vetorechte einräumen muss. Außerdem: Wenn so 
ein System über längere Zeit besteht, muss man 
davon ausgehen, dass bei der Übertragung von  
Nutzungsrechten Schwarzgelder fließen werden und 
sich so die Grundrente durch die Hintertür wieder 
einschleicht.

Ein zweites Problemfeld entsteht durch die Frage der 
Vermietung. Die Untergrenze der Wohnungsmiete 
errechnet sich aus Gebäudeerstellung und -instand-
haltung, die Lebenshaltungskosten von Verwaltern 
und Haustechnikern eingeschlossen. Wenn das 
Nutzungsrecht für das Grundstück, auf dem das 
Gebäude errichtet wurde, kaufpreislos „erworben“ 
wurde, fallen keine weiteren Selbstkosten an. Im 
städtischen Wohnungsmarkt entsteht aber ein 
Nachfrageüberhang, der die Mieten langsam und 
stetig  nach oben treiben wird, sodass erneut eine 
Grundrente auf Vermieterseite entsteht. 

Es müsste daher gesetzlich festgelegt werden, wie 
die Miete berechnet werden darf, sprich: Miet-
preisregulierung. Oder die Differenz zwischen 
der Marktmiete und den Selbstkosten (zuzüglich 
eines angemessenen Gewinns) müsste abgesteuert 
werden. Hier besteht sonst jeweils die Gefahr der 
„Zweiten Miete“, wie sie aus Frankreich bekannt 
ist. Die Grundrente könnte hier ebenfalls durch die 
Hintertür zurückkehren.

Hieran zeigt sich, dass Boden, Gebäude und Woh-
nungen nicht privatwirtschaftlich gedacht werden 
können. Sie sind Teil der Daseinsvorsorge einer 
Gemeinschaft und müssen gemeinschaftlich genutzt 
und verwaltet werden. 

An dieser Stelle möchte ich deshalb an die Arbeit 
von Elinor Ostrom (1933–2012), US-amerikanische 
Professorin für Politikwissenschaft und Wirtschafts-
nobelpreisträgerin, erinnern. Ihr Ausgangspunkt 
war der Satz des amerikanischen Ökologen Garrett 
Hardin von der „Tragik der Allmende“ (Hardin 1968, 
S. 1244). Der freie Zugang zu endlichen Ressourcen 
führe unweigerlich zu deren Übernutzung. Keiner 
will der Dumme sein, der Maß hält. Deshalb müssen 
die Ressourcen privatwirtschaftlich genutzt, das heißt 
in Privateigentum überführt und bepreist werden. So 
seine Schlussfolgerung damals.

Aufgrund ihrer Feldstudien entdeckte Elinor Ostrom 
funktionierende Gemeingüter wie etwa die kommu-
nale Grundwasserbewirtschaftung in Kalifornien. In 
ihrem Buch „Die Verfassung der Allmende: Jenseits 
von Staat und Markt“ (1999) konnte sie nachweisen, 
dass Menschen auf lokaler Ebene Gemeingüter 
bewirtschaften können, wenn sie kooperieren, sich 
Regeln geben und deren Einhaltung überwachen. 

Ihr zufolge gibt es acht Design-Prinzipien für die 
erfolgreiche Verwaltung von Gemeingütern:

nn Abgrenzbarkeit zwischen Nutzern und Nicht-
nutzern

nn Kohärenz zwischen den Entnahmeregeln und 
den Bereitstellungsregeln 

nn Gemeinschaftliche Entscheidungen

nn Zeitnahes Monitoring

nn Abgestufte Sanktionen

nn Konfliktlösungsmechanismen

nn Übertragung der Verwaltungsrechte auf die 
Nutzergemeinschaft durch die Regierung

nn Netzwerkartige Zusammenarbeit zwischen ver-
schiedenen Nutzergemeinschaften 

Sie war der Überzeugung, dass die Zukunft der 
Menschheit der „Organisation von Kooperation“ 
gehöre. 

In Deutschland griff die leider viel zu früh verstor-
bene Silke Helfrich (1967–2021), Forscherin und 
Aktivstin zu Allgemeingütern und Commons, den 
Faden auf. Sie stellte den Commonsbegriff in den 
Mittelpunkt ihrer Forschung und ihrer politischen 
Arbeit:

„Drei Grundbausteine sind daher für den Com-
monsbegriff von besonderer Wichtigkeit. Der erste 
Baustein ist materiell; er bezieht sich auf die Ressour-
cen selbst: das Wasser, der Boden, der genetische 
sowie der digitale Code, die Kulturtechniken und 
natürlich die Erdatmosphäre. All das und viel mehr 
sind „Gemeinressourcen“ (common pool resources). 
Jeder Mensch hat prinzipiell das gleiche Recht, sie 
zu nutzen. Sie wurden von keinem Einzelnen er-
zeugt und stehen keinem Einzelnen zu. Der zweite 
Baustein ist sozial; er verweist auf die Menschen, 
die diese Ressourcen in Anspruch nehmen. Die Idee 
der Gemeingüter ist ohne die Bindung an konkret 
handelnde Menschen in bestimmten sozialen Um-
gebungen nicht denkbar. Die Gemeinschaft oder 
all jene Menschen, die gemeinsam eine Ressource 
nutzen, machen Ressourcen überhaupt erst zu 
Gemeingütern. Der dritte Baustein ist regulativ; er 
umfasst die Regeln und Normen, die im Umgang mit 
Gemeingütern gelten.“ (Helfrich/Stein 2011)

Wenn man Silke Helfrichs Konzept mit der Methodik 
von Fritz Andres untersucht, stellt man fest, dass hier 
unbewusst angenommen wurde, dass allen Nutzern 
in etwa die gleiche Nutzungsmenge zustehen soll. 
Dadurch entsteht keine Spannung zwischen dem 
Allokationsproblem und dem Distributionsproblem. 
Entnahmemonitoring und Sanktionsregime sorgen 
dafür, dass das so bleibt. Solange alle Nutzer 
sich untereinander kennen, können sie eventuell 
vorhandene unterschiedliche Bedarfe in den 
Nutzungsregeln festhalten. Wird der Nutzerkreis zu 
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Für die Lösung des Allokationsproblems (2) könnte so 
vorgegangen werden, dass die Weltrohstoffagentur 
die Ausgabe der Nutzungszertifikate an nationale 
(oder transnationale) Behörden delegiert, die diese 
vor Ort versteigern. So entstünde ein gesplitteter 
Markt, der die ärmeren Länder vom Erwerb der 
Nutzungszertifikate nicht ausschließen würde. Die 
Registrierung in der Blockchain würde verhindern, 
dass Rohstoffe von niedrigpreisigen in hochpreisige 
Märkte abwandern. Börsenhandel und Spekulation 
mit Rohstoffen auf globaler Ebene wäre nicht mehr 
möglich.

Die durch die Versteigerungen eingenommenen 
Gelder werden an die Rohstoffproduzenten nach 
Maßgabe ihrer Produktionskosten zurückverteilt. 
Die nötigen Informationen hierfür werden der 
Weltrohstoffagentur vorliegen. So könnte man das 
Distributionsproblem (3) sauber lösen.

Dies ist eine Ideenskizze, die im Gespräch mit 
verschiedenen Fachleuten konkretisiert werden 
müsste. Das alles wird aber erst Realität werden 
können, wenn bei einer genügend großen Zahl von 
Menschen weltweit ein Bewusstseinswandel einsetzt 
und die Sichtweise der Bewirtschaftung der Rohstof-
fe – als Eigentum eines Individuums, Konzerns oder 
Staates – sich transformiert in die Sichtweise der 
Bewirtschaftung der Rohstoffe als gesamtmensch-
heitliches Erbe. Der “egoistisch” ausschließende 
Eigentümer muss zum Hüter “vor Ort” werden. 
Dann wird die Erde „die große Nährerin“ werden, 
die Brecht und Eisler im “Solidaritätslied” besungen 
haben. Gerade der Krieg in der Ukraine zeigt 
uns, wie weit wir wieder davon entfernt sind, dass 
solche Konzepte realisierbar erscheinen. Sowohl 
der Westen als auch Russland haben gegenwärtig 
großes Interesse, den privatwirtschaftlichen Weg 
beizubehalten und die erwarteten großen Profite in 
private Hände zu leiten.

Wer ist der bessere 
Hüter des Bodens?
In Bertolt Brechts bekanntem Theaterstück „Der 
kaukasische Kreidekreis“ (1944/45) gibt es ein we-
niger bekanntes Vorspiel. Dort treffen sich Vertreter 
zweier Kolchosen nach der Befreiung Georgiens 
im Jahr 1944, um darüber zu verhandeln, welche 
Kolchose ein fruchtbares Tal bewirtschaften soll. 
Die Delegierten der Ziegenzuchtkolchose Galinsk 
überlassen nach einer engagierten Debatte der 
Obstbau-Kolchose Rosa Luxemburg das Tal, weil 
diese zum Wohl der Gemeinschaft einen weit bes-
seren Ertrag daraus erzielen wird. Der Entschluss 
fällt zugunsten der Obstbauern aus, obwohl vor 
dem Krieg die Ziegenzüchter das Gebiet bewirt-
schafteten und somit ältere Rechte haben. Nach der 
Einigung sollen die Beteiligten mit einem Theaterstück 
unterhalten werden, welches als Stück im Stück die 
bekannte Parabel vom Kreidekreis zur Darstellung 
bringt. Die Frage, wer die bessere Mutter ist, steht 
stellvertretend für die Frage, wer der bessere Hüter 
des Bodens ist.

groß, werden die Regeln entweder zu komplex oder 
nicht mehr überwachbar. So verwandelt sich der 
charmante Vorteil der Commons in einen Nachteil 
gegenüber marktwirtschaftlichen Allokationspro-
blemlösungen, die auch dann funktionieren, wenn 
sich die Beteiligten nicht persönlich kennen. 

Deshalb sehe ich übrigens auch „Solidarische Land-
wirtschaften“ nicht als grundsätzliche Problemlösung 
an. Es ist schön, dass es diese Projekte gibt und 
dass ein anderer Umgang mit landwirtschaftlichen 
Produkten und ihrer Bezahlung versucht wird. Aber 
ob sie noch funktionieren, wenn die zu bebauende 
Fläche und die Zahl der Nutzerinnen und Nutzer 
zehn- oder zwanzigmal so groß sind oder noch 
größer, habe ich meine Zweifel. Man kann aus dem 
Funktionieren eines Musterprojekts nicht auf seine 
Skalierbarkeit schließen.

Ist eine Kreislaufwirtschaft im 
Rohstoffbereich machbar?

Nach dieser Tour d‘Horizon durch die Welt der Bo-
den- und Ressourcentheorien stellt sich die Frage, wie 
sich diese auf die eingangs dargestellte Problematik 
der nicht nachwachsenden Rohstoffe anwenden 
ließen. Ich gehe davon aus, 

nn dass die Rohstoffe das Erbe der gesamten 
Menschheit sind, insbesondere auch der kommen-
den Generationen, und somit nicht einem einzelnen 
Menschen, Unternehmen oder Staat gehören,

nn dass wir in etwa die Größe der Vorkommen 
kennen und

nn dass ihr Vorkommen mengenmäßig begrenzt ist.

Das Andres’sche Begrenzungsproblem (1) muss 
hier etwas erweitert werden, denn es soll zunächst 
die Menge der geförderten Metalle insgesamt 
erhöht werden, um der Energiewende die nötigen 
Rohstoffe zur Verfügung zu stellen. Das wäre durch 
die Ausgabe von Nutzungszertifikaten durch eine 
Zentralinstanz steuerbar, wenn diese Kenntnis von 
den Bedarfen in den verschiedenen Ländern hätte. 
Im Bereich der Energieinfrastruktur ist die Quanti-
fizierung von Rohstoff- und anderen Bedarfen gut 
machbar. 

Die nationalen Energiebehörden müssten entspre-
chende Modernisierungspläne erstellen und an die 
Weltrohstoffagentur melden. Gleichzeitig müssten 
sie in die Umgestaltungsprozesse auf nationaler Ebe-
ne aktiv eingreifen und Aufträge vergeben können.

Um den Rohstoffverbrauch so klein wie möglich zu 
halten, müsste auf internationaler Ebene das crad-
le-to-cradle-Prinzip in der Güterproduktion verankert 
werden. Womöglich müsste eine Registrierung der 
Rohstoffe in speziellen Blockchains eingerichtet 
werden, sodass man ihre Herkunft und ihren Le-
benszyklus digital überwachen kann (vgl. Fulli, Nai 
Fovino et. alt. 2022).
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In vielen Waldorfschulen wird dieses Stück gerne in 
der zwölften Klasse eingeübt, allerdings meist ohne 
das Vorspiel. Dadurch wird es zu einem Rührstück 
über wahre und falsche Mutterliebe, was wohl 
weniger Brechts Intentionen entspricht. Gerade mit 
dem Vorspiel wollte er zeigen, dass „ […] humanes 
Verhalten gesellschaftliche Realität werden könnte“ 
(Oster/Knopf, ohne Jahresangabe). Ich wünsche mir, 
dass das Vorspiel künftig mitgespielt wird. Und dass 
in begleitenden Sozialkundeeinheiten die Frage der 
Boden- und Naturgüternutzung mit den Schülerinnen 
und Schülern problematisiert wird. 
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Was uns von der 
Erde gehört

Klaus Rohrbach

Nur wenige Menschen haben bislang unsere 
Erde als Ganzes gesehen. Rund 600 erlebten 
sie bei einem Flug ins Weltall, und ausnahms-

los alle gerieten dabei ins Schwärmen. Sie empfan-
den unseren Blauen Planeten als etwas unglaublich 
Zartes und Lebendiges und waren berührt von seiner 
Schönheit. Bei vielen regte sich tiefe Ehrfurcht, mitunter 
sogar ein religiöses Gefühl. Sie erzählten im Rückblick 
von einem unerwarteten Bewusstseinswandel – und 
dies als durchaus kühle Naturwissenschaftler. 

Berühmt geworden ist der Ausspruch des amerikani-
schen Astronauten Edgar Mitchell: „Wir kamen zum 
Mond als Techniker, wir kehrten zurück als bewusste 
Menschen“ (Kelly 1995, S. 137). Und der deutsche 
Raumfahrer Thomas Reiter riet allen politischen 
Entscheidungsträgern eine Sicht aus dem All: „Es 
verändert das Leben. Probleme erhalten eine andere 
Wertigkeit. Politikern würde dieser Blick auf unsere 
Erde ganz gut tun. Gerade wenn sie vor wichtigen 
globalen Entscheidungen stehen“ (Reiter 2004).

Ein neues Bild der Erde
Nun hat sich in den letzten Jahrzehnten auch der 
Blick der Wissenschaften – vor allem der Geowis-
senschaften – deutlich gewandelt. Der vermeintlich 
tote Materiebrocken Erde entpuppt sich zunehmend 
als dynamischer, gleichsam lebendiger Organismus, 
äußerst komplex gestaltet und mit zahlreichen Phä-
nomenen ausgestattet, die wir gemeinhin dem Leben 
zuschreiben (wie etwa Reaktionsfähigkeit, Reizbar-
keit, Entwicklung, Gestaltwandel, Wachstum, Stoff-
wechsel, rhythmische Prozesse, Kreisläufe, Atmung). 
Der britische Naturwissenschaftler James Lovelock 
hat seit den 1960er Jahren mit seiner Gaia-Hypothe-
se die Fachwelt nachhaltig aufgerüttelt. Eines seiner 
Bücher trägt den provozierenden Titel: „Gaia – Die 
Erde ist ein Lebewesen“ (Lovelock 1992, 1991). Die 
zahlreichen Phänomene, die er beschreibt, sind in 
vielerlei Hinsicht überzeugend. Doch das wussten 
auch schon andere: Platon, Leonardo da Vinci, 
Johannes Kepler, Johann Wolfgang von Goethe, 
Carl Gustav Carus, Rudolf Steiner, Hans Cloos und 
in neuerer Zeit neben James Lovelock auch Lynn 
Margulis, Raymond Siever, Bruno Latour und andere. 
Sie alle erkannten die Erde als lebendiges, einige 
sogar als beseeltes Wesen. Nur etwas Lebendiges 
kann man angemessen achten, respektieren und – in 
gewisser Weise – schließlich lieben.

Wandel durch Krisen?
Dies scheinen heute zahlreiche Menschen in ganz 
neuer Weise zu spüren, besonders viele junge. 

Symptomatisch erscheint, dass ein einfaches schwe-
disches Mädchen mit inzwischen Millionen „Follo-
wern“ der Menschheit deutlich gemacht hat, dass sie 
sich ihre Erde – das Klima, die Tiere und Pflanzen, 
die Meere, die Wälder, den Boden – in falscher 
und zerstörender Weise „untertan“ gemacht hat. 
Das haben inzwischen auch zahlreiche Machthaber 
erkannt; um den richtigen und vor allem raschen 
Weg aus der Krise ringen sie allerdings noch.

Wem gehört die Erde?

Die Erde – das ist unser Planet, unsere Heimat, so 
sagt man. Gehört sie tatsächlich uns?

Es begann vermutlich mit der Sesshaftwerdung 
vor zehn- bis zwölftausend Jahren, als die Jäger 
und Sammler ihr nomadisches, ihr freies und un-
gebundenes Leben aufgaben, stattdessen Tempel 
und Häuser bauten, das Feld bestellten und Vieh 
züchteten. In dieser Zeit geschah es wohl erstmals, 
dass Menschen Eigentumsrechte auf ein bestimmtes 
Grundstück geltend machten; denn sie investierten 
ja viel Arbeit und Schweiß. Für Jean Jacques  Rous-
seau war das 1775 der Sündenfall schlechthin:  
„Der erste, der ein Stück Land eingezäunt hatte und 
es sich einfallen ließ zu sagen: dies ist mein und 
der Leute fand, die einfältig genug waren, ihm zu 
glauben, war der wahre Gründer der bürgerlichen 
Gesellschaft. Wie viele Verbrechen, Kriege, Morde, 
wie viel Not und Elend und wie viele Schrecken hätte 
derjenige dem Menschengeschlecht erspart, der die 
Pfähle herausgerissen und den Graben zugeschüttet 
und seinen Mitmenschen zugerufen hätte: ‚Hütet 
euch, auf diesen Betrüger zu hören; ihr seid verloren, 
wenn ihr vergesst, dass die Früchte allen gehören 
und die Erde niemandem‘“ (Rousseau 2008, S. 173).

Heutiges Recht
Wie viel vom Planeten Erde gehört denn nun heute 
eigentlich einem einfachen Grundstückseigentümer? 
Die Antwort ist wenig bekannt und äußerst frap-
pierend. 

Rechtlich regelt es das Bürgerliche Gesetzbuch 
(BGB) unter dem Stichwort „Eigentum“ im § 905. 
Da heißt es: „Das Recht des Eigentümers eines 
Grundstücks erstreckt sich auf den Raum über 
der Oberfläche und auf den Erdkörper unter der 
Oberfläche.“ Im Prinzip also ein Segment bis zum 
Mittelpunkt der Erde und senkrecht in den Himmel 
hinauf! „Der Eigentümer kann jedoch“ – fährt der 
Paragraf fort – „Einwirkungen nicht verbieten, die 
in solcher Höhe oder Tiefe vorgenommen werden, 
dass er an der Ausschließung kein Interesse hat“ 
(BGB 2022). Das bezieht sich zum Beispiel auf den 
Flugverkehr (Luftfahrtgesetz) oder die Raumfahrt. 
Doch das Schwenken eines Baukrans über dem 
Grundstück kann unerlaubt sein, ebenso der Über-
hang von Ästen des nachbarlichen Gartens; auch 
das vermehrte Aufkommen von Drohnen ist aktuell 
zum Problem geworden.
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Gehört somit tatsächlich alles unter meinen Füßen – 
auf meinem Grundstück – mir persönlich? Könnte ich 
also alle vorhandenen Bodenschätze abbauen und 
sie beispielsweise verkaufen? Nicht ganz so …Im 
Einzelnen ist das in Deutschland durch das Bundes-
berggesetz (BbergG) geregelt, das in seiner neuen 
Form seit 1982 gilt. Rechtlich werden dabei drei 
Gruppen von Rohstoffen unterschieden: „Bergfreie 
Bodenschätze“ sowie „Grundeigene Bodenschätze“ 
und „Grundeigentümerbodenschätze“ (vgl. BbergG 
2022). 

Die Bergfreien Bodenschätze sind „frei“, das heißt, 
sie gehören nicht dem Grundeigentümer. Früher 
gehörten sie dem Staat, seit 1982 gelten sie aber 
als „herrenlos“, gehören also gleichsam niemandem. 
Abbau- und Nutzungsrechte werden von staatlichen 
Behörden an Bergwerke verliehen. 

Die Bodenschätze

Um welche Bodenschätze handelt es sich hier? Es 
sind zahlreiche mineralische Rohstoffe (fest, flüssig 
oder gasförmig), zum Beispiel Aluminium, Blei, 
Chrom, Eisen, Gold, Silber, Kobalt, Kupfer, Mangan, 
Platin, Quecksilber, Schwefel, Salze, weiterhin Erdöl, 
Erdgas, Steinkohle und Braunkohle, auch Erdwärme 
und etwa vierzig seltene Erden (darunter Lithium, 
Caesium, Molybdän, Vanadium, Tantal, Niob und 
andere).

Was bleibt denn da noch Wertvolles übrig, mag 
man sich fragen … 

Das sind die sogenannten Grundeigenen Boden-
schätze und die Grundeigentümerbodenschätze. 
Dazu zählen unter anderem Basalt, Bauxit, Natur-
steine, Kalkstein, Dachschiefer, Torf, Lehm, Gips, 
Tone, Quarzsande, Kiese, Trass – also vornehmlich 
Baustoffe. Sie gehören nun tatsächlich dem Grund-
stückseigentümer! Er darf sie sich folglich auch 
nutzbar machen. Er hat das Recht dazu gemäß dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch § 903: „Der Eigentümer 
einer Sache kann, soweit nicht das Gesetz oder 
Rechte Dritter entgegenstehen, mit der Sache nach 
Belieben verfahren und andere von jeder Einwirkung 
ausschließen“ (BGB).

Gebaut wird immer!

Diesen Eindruck hat man, wenn man durch Deutsch-
lands Städte schlendert oder auf der Autobahn fährt. 
Tatsächlich werden bundesweit pro Sekunde über 
sechs Quadratmeter neu bebaut! Das sind etwa 54 
Hektar pro Tag oder 75 Fußballfelder (BGR 2022). 
Neben gewaltigen importierten Mengen ist die 
Summe der Bodenschätze, die hier in Deutschland 
abgebaut werden, beeindruckend. So wurden im 
Jahr 2020 etwa 602 Millionen Tonnen mineralische 
Rohstoffe gewonnen, wozu vor allem der Abbau 
von Steinen und Erden zählt. Allein die Kiese und 
Sande – alles Grundeigentümerbodenschätze – 

machten 262 Millionen Tonnen und die gebrochenen 
Natursteine 223 Millionen Tonnen aus (de.statista.
com 2022). Rund 80 Prozent davon wurden in der 
Bauwirtschaft verarbeitet, 20 Prozent in der Chemie-, 
Stahl- und Glasindustrie. Bei alldem sind zwangs-
läufig heftige Interessenkonflikte hinsichtlich der 
naturräumlichen Folgeschäden entstanden; oft droht 
die Gefährdung wertvoller Naturschutzgebiete. 

Zum Beispiel Gips …

Jeder Heim- oder Handwerker kennt ihn: den 
Gips der Firma Knauf. Der mainfränkische Fami-
lienkonzern aus Iphofen (Landkreis Kitzingen) ist 
Gips-Weltmarktführer mit etwa zwölf Milliarden 
Euro Jahresumsatz und rund 40.000 Mitarbei-
tern auf allen Kontinenten (vgl. Kleinhenz 2021). 
Doch Knauf geht der Gips aus! Mit dem geplanten 
Kohleausstieg in Deutschland 2030 oder spätestens 
2038 wird nämlich auch der sogenannte REA-Gips 
vom Markt verschwinden. Der synthetische Rohstoff 
entsteht in den Anlagen zur Rauchgasentschwefe-
lung von Kohlekraftwerken. So wird man in Zukunft 
vermehrt den Naturstein brauchen. Und deshalb 
kommt nun die „Altertheimer Mulde“ ins Spiel, ein 
Gebiet westlich von Würzburg. Dort soll in vier 
Jahren Bayerns größtes Gipsbergwerk entstehen, 
ein riesiges Labyrinth aus unterirdischen Tunneln, 
zwischen 70 und 130 Meter tief und mit einer Aus-
dehnung von siebeneinhalb Quadratkilometern. Vor 
etwa 220 Millionen Jahren lagerte sich hier am Rand 
eines Meeres bei subtropischem Klima eine sechs 
Meter dicke Gipsschicht ab. Insgesamt 40 Millionen 
Tonnen Naturgips sollen in der Altertheimer Mulde 
zu gewinnen sein; geplant sind 300.000 Tonnen pro 
Jahr (Kleinhenz 2021). Falls die Untersuchungen des 
Grundwasserspiegels im Trinkwasserschutzgebiet 
positiv ausfallen, kann es 2025 losgehen. Und noch 
etwas muss zuvor geschehen: Die entsprechenden 
Grundstücke müssen zuerst käuflich erworben 
werden oder es muss zumindest eine Abbauverein-
barung getroffen werden; denn Gips ist ja (anders 
als beispielsweise in Österreich) bei uns ein grund-
eigener Bodenschatz! Bereiche unter Grundstücken, 
die der jeweilige Eigentümer nicht verkauft, müssen 
dann ausgespart bleiben. Sie können als Stützpfeiler 
in dem gewaltigen Tunnellabyrinth dienen. 

… oder Sand und Kies

Es ist wenig bewusst: Aber Sand und Kies sind mit 
Abstand die am meisten gebrauchten und abgebau-
ten Ressourcen der Welt. Der reichlich vorhandene 
Wüstensand ist bekanntlich für die Bauwirtschaft 
nicht brauchbar, weil die Körner vom Wind rund 
geschliffen sind. Die benötigten Mengen sind 
gigantisch, da Sand nicht nur für Beton, Ziegel, 
Asphalt und Mörtel gebraucht wird, sondern auch 
für die Herstellung von Glas, Displays, Kosmetik, 
ja sogar Zahnpasta. Rechnerisch verbraucht jeder 
Bundesbürger pro Stunde ein Kilo, das sind fast neun 
Tonnen pro Jahr. 



22  Sozialimpulse 3/22

﻿Rohrbach: Was uns von der Erde gehört

Doch inzwischen wird der Sand überall auf der 
Welt knapp! Dabei besitzt das relativ rohstoffarme 
Deutschland durchaus gewaltige Sandvorkom-
men. Rund 2000 Sand- und Kiesgruben gibt es 
hierzulande; sie gewinnen die oben erwähnten 
262 Millionen Tonnen Bausand und Kies (nur Sand: 
82 Millionen Tonnen) pro Jahr. Doch das ist nicht 
genug! Da der Schutz der Natur immer wichtiger 
wird, ist es inzwischen schwierig geworden, neue 
Gruben anzulegen. Ein großer Teil der Vorkommen 
liegt in Naturschutzgebieten oder unter Wohn- und 
Gewerbeflächen sowie Schienen und Straßen; und 
die Bauern wollen ihre wertvollen Äcker nicht verkau-
fen. Sand und Kies aus entfernten Abbaugebieten 
zu den Baustellen zu transportieren, ist jedoch nur 
in einem Radius von 20 Kilometern ökologisch und 
wirtschaftlich sinnvoll. Eine tragfähige Lösung ist 
derzeit noch nicht in Sicht. 

Die Erde ist begrenzt

Der Boden der Erde kann nicht vermehrt werden, er 
ist auch nicht produzierbar, allerdings unverzichtbar. 
Deshalb ist Boden seinem Wesen nach keine belie-
bige Ware. Doch er wird in unserem Wirtschaftssys-
tem wie eine Ware behandelt, sodass Angebot und 
Nachfrage den Preis bestimmen. Vielfach dient er als 
Vermögensanlage oder als Spekulationsobjekt, weil 
er ein begrenztes und deshalb äußerst knappes Gut 
ist und je nach Lage exorbitante Wertsteigerungen 
erfahren kann. Das erleben weltweit alle Großstädte 
mit seit Jahrzehnten steigenden Bodenpreisen, die 
ein bezahlbares Wohnen zunehmend unmöglich 
machen. 

So entfielen zum Beispiel in München bei den Kosten 
des Wohnungsbaus im Jahr 1961 nur acht Prozent 
auf den Grundstückskauf und 92 Prozent auf die 
Baukosten. 2018 betrugen die Grundstückskosten 
schon 79 Prozent, die Baukosten jedoch entspre-
chend 21 Prozent (Vogel 2019, S. 10–11). Kein 
Wunder, dass die Mieten explodierten. 

Doch Wohnen ist ein alternativloses Grundbedürfnis, 
somit ein Menschenrecht!

Da klingt schon fast absurd, was am 20. Juni 1991 
um genau 21:49 Uhr im deutschen Bundestag ge-
schah. Nach etwa zehn Stunden heftiger Debatte 
verkündete Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth 
das Ergebnis der geheimen Abstimmung über 
den zukünftigen Parlaments- und Regierungssitz. 
338 Abgeordnete stimmten für Berlin, 320 für Bonn. 
In diesem Augenblick verteuerte sich der Berliner 
Boden schlagartig um rund 100 Milliarden DM 
(vgl. Prantl 2017)!

Und weltweit erleben wir das sogenannte Land-
grabbing. Große Konzerne, die Nahrungsmittel 
produzieren, aber auch Regierungen wollen 
unabhängig sein von den schwankenden Kursen 
an den Börsen. Deshalb kaufen sie – bevorzugt in 
sogenannten Entwicklungsländern – riesige Areale 
mit fruchtbarem Ackerboden auf und betreiben ihre 

eigene Landwirtschaft, oft zu Lasten der bisherigen 
Eigentümer, die mit falschen Versprechungen zum 
Verkauf genötigt werden. 

Ein anderes Bodenrecht

Die Erde ist nicht unbegrenzt. Deshalb stritten viele 
Sozialreformer – unter ihnen Rudolf Steiner (1976, 
2002, 1986) –, aber auch heutige Wissenschaftler 
und Politiker wie der 2020 verstorbene ehemalige 
Oberbürgermeister von München und mehrfache 
Bundesminister Hans-Jochen Vogel für eine neue 
Bodenordnung, die ganz dem Gemeinwohl unterge-
ordnet sein müsse (vgl. Vogel 2019). Entsprechend 
dem Art. 14 (2) des Grundgesetzes („Eigentum ver-
pflichtet.“) sollten Grund und Boden prinzipiell Ge-
meingut beziehungsweise Gemeineigentum sein mit 
echter Sozialbindung, ähnlich wie Wasser und Luft.  

Ist das utopisch?

Der Engländer Thomas Spence, 1750 als Sohn ei-
nes armen Schuhmachers geboren, anfangs Lehrer 
und später Betreiber eines kleinen Buchladens in 
London, formulierte solche Gedanken erstmals in 
der Geschichte in einem Vortrag im Jahr 1775 und 
veröffentlichte sie unter dem Titel „Das Gemeinei-
gentum am Boden“ (Spence 2007) im gleichen Jahr 
(dt. 1904). Heftige Opposition schlug ihm entgegen.

Doch die Idee ist älter, viel älter – und auch längst 
praktisch umgesetzt.

So spricht das Alte Testament vom Erlassjahr (Jobel-
jahr, Halljahr), bei dem nach 49 Jahren im 50. Jahr 
die Israeliten neben einem vollständigen Schulden
erlass auch ihr Erbland zurückgeben müssen (vgl. 
3. Mose 25,8ff.); denn Grund und Boden gehören 
Gott und sind lediglich von ihm gepachtet (vgl. 
3. Mose 25, 23–24).

Im Mittelalter gab es tausend Jahre lang in fast 
jedem Dorf in Deutschland und vielen anderen 
Ländern die Allmende, das heißt ein bestimmtes 
gemeinschaftliches Bodeneigentum. Jedermann 
konnte dabei bestimmte Wege, Wälder, Gewäs-
ser, Wiesen und Weiden nutzen, zudem in Flüssen 
fischen sowie Sand, Kies und Torf abbauen und 
Bau- und Brennholz sammeln. Eine solche Form des 
Gemeineigentums existiert in bestimmten Gegenden 
bis heute, etwa im Alpenraum, im Schwarzwald 
und auch in ländlichen Gebieten zahlreicher 
Entwicklungsländer. Elinor Ostrom (1933–2012), 
eine amerikanische Politikwissenschaftlerin, bekam 
2009 den Wirtschaftsnobelpreis. Sie hatte mit ihren 
Forschungen die segensreichen Wirkungen der All-
mende nachgewiesen (vgl. Ostrom 2011).

In Russland existierte seit dem 10. Jahrhundert die 
Mir, die russische Dorfgemeinschaft. Grund und Bo-
den wurden periodisch unter den Bauern umverteilt, 
sodass jeder abwechselnd fruchtbaren und weniger 
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fruchtbaren Ackerboden erhielt. Und jeder bekam 
dabei so viel Land, wie er zur Selbsterhaltung inklu-
sive aller Abgaben brauchte. 

In Deutschland – aber auch in anderen Ländern – 
existiert das sogenannte Erbbaurecht. Es sieht die 
Bebauung eines Grundstücks vor gegen die jährliche 
Zahlung eines bestimmten Geldbetrags, des Erbbau-
zinses. Das damit verbundene Nutzungsrecht gilt in 
der Regel 99 Jahre (vgl. Löhr 2013).

In vielen Ländern sind Grund und Boden teilweise oder 
ganz verstaatlicht, damit also dem freien Spiel des Mark-
tes und der Spekulation mit Bodenwerten entzogen. 
In der DDR waren 50 Prozent aller Liegenschaften 
„volkseigen“. In Israel sind heute etwa 90 Prozent 
des Bodens verstaatlicht, allerdings nicht die Städ-
te, die folglich unter entsprechendem Boden- und 
Mietwucher leiden. In China sind 100 Prozent des 
Bodens in Staatsbesitz, ebenso in Äthiopien. 

Besonders eindrücklich wirkt das Denken oder ge-
nauer gesagt das Empfinden der alten indigenen Kul-
turen Amerikas. Privater Landbesitz war unbekannt. 
Einen Anspruch auf ein Haus oder die Maisfelder 
ergab sich ausschließlich durch deren Nutzung. 
Jeder Mensch bekam dabei nur so viel Land, als er 
bestellen und bewohnen konnte. „Die Erde lebte, und 
die Mitglieder des Stammes gehörten zueinander 
und waren Teil der Erde” (Seton 2007, S. 120). Der 
berühmte Häuptling Tecumseh vom nordamerika-
nischen Stamm der Shawnee (1768–1813) sprach 
es unmissverständlich aus: „Was? Land sollen wir 
verkaufen? Dann können wir gleich auch Wasser 
und Luft verkaufen! Der große Geist gab sie allen 
gemeinsam!” (Seton 2007, S. 120).

Sollten wir also endlich den Blick auf ein neues 
Bodenrecht richten und Rousseaus Hinweis folgen, 
wenn er uns auffordert, nicht zu vergessen, „dass die 
Früchte allen gehören und die Erde niemandem“? 
 
Eine nachdenkliche Schülerin brachte es beim 
Jugendsymposion in Kassel während eines entspre-
chenden Workshops auf den Punkt: „Bis zu ihrem 
Mittelpunkt soll uns die Erde gehören? Das ist doch 
lächerlich!“
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Der magnetische 
„Fortschritt“ 

Otto Ulrich

Schon immer war es die Sonne, die die Menschen in 
ihren Bann zog, sie bewegte, nicht der Magnetismus. 
Obwohl genauso alt, kommt er doch nur durch sie 
in unser Leben. 

„Springende Ziegen“ nannte Aristoteles die bizar-
ren, oft flammenartigen Leuchterscheinungen der 
Sonne. Bereits im 5. Jahrhundert wollten Astronomen 
im alten China aus den Farben der Polarlichter das 
Eintreten von Fluten oder Dürren, von reichen Ernten 
oder Hungersnöten bestimmen. 

In der nordischen Mythologie und in den Mythen 
der nordamerikanischen Indianer und Eskimos sowie 
der Sibirier spielte das Nordlicht eine große Rolle.  
Es wurde als Tanz der Jungfrauen, der Walküren 
oder als Kampf der Götter und Geister, aber auch 
als Äußerungen der gefallenen Krieger zu den 
Lebenden gedeutet. 

Der Gott der kanadischen Indianer machte sich 
durch diese Leuchterscheinungen bemerkbar, um 
sich nach dem Wohlergehen seiner Stämme zu 
erkundigen. In anderen Mythen wurden die Polar-
lichter als Brand ausgelegt. Im Mittelalter galt das 
Nordlicht, ebenso wie das Erscheinen eines Kome-
ten, als Zeichen für einen bevorstehenden Krieg, für 
Hungersnöte und Seuchen, wie beispielsweise die 
Pestilenz. In nordischen Ländern wurde das Erschei-
nen von Nordlichtern im Volksglauben als Zeichen 
für eine bevorstehende Wetteränderung gedeutet. 

Vom Magnetfeld der Sonne, weil unsichtbar, gibt 
es keine Geschichten und Mythen. Wie die Erde 
besitzt auch die Sonne ein Magnetfeld – das sich 
alle elf Jahre umpolt, was mit einem Maximum an 
Sonnenflecken einhergeht. Das solare Magnetfeld 
endet nicht an der Sonnenoberfläche, sondern reicht 
in den Raum der Planeten hinein. 

Sinnigerweise schützt sich die Erde – und damit uns 
– durch einen eigenen magnetischen Schutzschild, 
den Erdmagnetismus. Ihn hat sie aus den Zeiten der 
Ablösung von der Sonne von dort mitgenommen, 
um ihn dem interplanetaren Magnetfeld der Sonne, 
ihrer Mutter, heute entgegenzustellen.

These: „Unser“ technisch erzeugter Zivilisationsma-
gnetismus hat verletzenden Einfluss auf den natür-
lichen magnetischen Schutzschild unseres Lebens.

Ein Argument, erst einmal eine Behauptung, dane-
ben scheinbar, aber auch die Existenz des Ozon-
lochs wurde zunächst verlacht!

20 Jahre lang wurde abgestritten, dass gasförmige 
Abstrahlungen unseres Zivilisationsgeschehens 
einen Einfluss auf die Ozonschicht der Erde haben 
könnten – bis dieser nachgewiesen wurde. Von der 
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Ignoranz, dem Lächerlich-Machen bis zur schleifen-
den Anerkennung – eine Lernkurve:

Die damalige Entdeckung des Ozonlochs könnte 
plötzlich zum brennend interessanten Vorläufer, zum 
Muster werden.  Zeigt doch das historische Beispiel, 
dass auch die globale Magnetismusverschmutzung 
– als  Folge unserer sich elektrisch abstützenden 
Gesellschaft – übermäßig lange brauchen wird, um 
als weitere existenzbedrohende Herausforderung 
anerkannt zu werden. 

Wenn der Nachweis wissenschaftlich begründbar 
ist, dass das elektromagnetische Strahlenfeld unserer 
Erde durch unseren technisch erzeugten Magnetis-
mus permanent verletzt wird, könnte dies schnell zu 
einem großen Thema werden. Wäre es doch ein 
Hinweis darauf, in einer Zivilisationsordnung stecken 
geblieben zu sein, „die kein Davonlaufen zulässt“, 
wie dies David Graeber und David Wengrow in 
ihrem Buch „The Dawn of Everything“ beschrieben 
haben (Graeber/Wengrow 2021).

Wie verlief die Debatte 
um das Ozonloch?
Erste Hinweise auf eine Schwächung der Ozon-
schicht über der Antarktis gab es bereits 1957, 
doch wurden diese Warnungen weitgehend nicht 
beachtet. Etwa 20 Jahre später wurde gewarnt, 
die Anreicherung des schwer abbaubaren FCKW 
in der Atmosphäre würde zu einer wesentlichen 
Abnahme der Ozonkonzentration führen, weltweit 
und ganzjährig – das Ozonloch hatte bis dahin 
niemand vorausgesehen. 

Übertragen: Es wird kein Zusammenhang zwischen 
der sich permanent verschmutzenden Magnetis-
mushülle, Corona und Verkrebsung gesehen – zu-
nächst einmal. Was sagen die Virologen zu dieser 
Vermutung?

Anfang der 1980er Jahre wurde registriert, dass 
das Ozonloch jährlich auftritt: Innerhalb weniger 
Wochen nach dem Sonnenaufgang in der Antarktis 
brach die Ozonkonzentration ein und erholte sich 
innerhalb weniger Monate. Ursache dieser Dyna-
mik ist die Reaktion von Schadstoffen, die auf den 
Eiskristallen stratosphärischer Wolken gespeichert 
sind und nach der langen, kalten Polarnacht mit 
dem Ozon verdunsten. Dabei wird dieses abgebaut.

Die Größe des Einbruchs entwickelte sich innerhalb 
weniger Jahre von wenigen Prozent auf mehr als fünf-
zig Prozent. Betroffen ist der gesamte Polarwirbel, 
eine Fläche von mehreren Millionen Quadratkilo-
metern, wie die damals beginnende Fernerkundung 
eindrucksvoll illustrierte. Die dramatische Entwick-
lung und die zweifelsfreien wissenschaftlichen 
Beweise der Ursachen führten schnell zu einem 
weltweiten Verbot von FCKW. US-Präsident Ronald 
Reagan und die britische Premierministerin Margaret 
Thatcher unterstützten 1987 die Einberufung einer 
internationalen Konferenz, auf der ein stufenweiser 

Abbau mehrerer industriell genutzter Chemikalien 
ausgehandelt und im Montrealer Protokoll verab-
schiedet wurde.

Könnte es nicht sein, dass  zivilisationsbedingte Ver-
schmutzungen – heute „unsere“ elektromagnetische 
Verschmutzung – zu einer Verletzung des  höchst 
verwundbaren magnetischen Schutzschildes führen 
kann? Liegen wieder, wie 1957, 20 Jahre vor uns, 
um erst dann erneut international abgestimmte 
Maßnahmen zum Schutz der Magnetosphäre zu ver-
abschieden? Haben wir so viel Zeit, obwohl gerade 
heute elektromagnetisch extrem aufgerüstet wird?

Seit 120 Jahren gibt es elektrischen Strom, er ist 
die zentrale Säule unserer Zivilisation, der Neuzeit. 
Wir erzeugen permanent technisch neue Magnet
felder. Politisch ist der Anstieg des elektrischen 
Stroms gewollt und wird massiv gefördert. Moderne 
Speerspitzen dieser Entwicklung sind die Raumfahrt, 
die Digitalisierung, der Mobilfunk (5G), das Elektro
auto – auch die Erzeugung von Wasserstoff, die 
Stahlschmelze, die Chemieindustrie. Immer sind 
enorme Mengen an neu zu erzeugendem Strom, 
wohlgemerkt neuer Stromzuwachs aus erneuerbaren 
Energien – erforderlich. Grundsätzlich, weil physika-
lisch, ist diese Basisanforderung eine Quelle weiterer 
neuer, strahlender elektromagnetischer Felder.

Hochfrequente magnetische Feldstrahlung ist die 
neue ökologische Verschmutzung.

Fazit: Eine zunehmend elektromagnetisch getragene 
Vision von gesellschaftlicher Zukunft braucht einen 
stetigen Zuwachs an elektrischem Strom, der aber, 
auch wenn er aus Wind und Sonne erzeugt wird, 
kontinuierlich elektromagnetisch aufgeladene Wech-
selfelder erzeugt. Deren biologische gesundheitliche 
Auswirkungen lassen alle Arten von Erkrankungen 
ansteigen  – und versetzen wohl auch die Virenwelt 
in Unruhe.

Es ist erkennbar, „Die Grenzen des Wachstums“ 
müssen erweitert werden. Dieser 1972 vom Club 
of Rome herausgegebene Bericht gilt als Start der 
globalen Ökologiebewegung, er schuf ein neues 
Paradigma, eine neue Sicht auf die Welt. Der Club 
identifizierte fünf Megatrends: beschleunigte Indust-
rialisierung, rasches Bevölkerungswachstum, verbrei-
tete Unterernährung, Erschöpfung nicht erneuerbarer 
Ressourcen und zunehmende Verschmutzung der 
Umwelt.

Als sechster Megatrend wäre heute hinzuzufügen: 
zunehmende hochfrequente Magnetismusverschmut-
zung.

Und jetzt wird magnetisch 
aufgerüstet
Zunächst ein Blick in den Weltraum. Es wird dort 
voller. Die aktuelle Risikoanalyse des World Econo-
mic Forum spricht davon, das bald Zehntausende 
Satelliten im Orbit kreisen werden, womit das Risiko 
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einer Kollision größer werde, denn „wenn ein Son-
nensturm die satelliten-basierten Dienste stört, muss 
mit massiven wirtschaftlichen und sozialen Folgen 
auf der Erde gerechnet werden“ (SZ). Von einer lau-
fend technisch erzeugten gigantischen magnetischen 
Weltraumverschmutzung ist keine Rede. 

Diese Strahlenmaschinen können im Vakuum des 
Weltraums ihre elektromagnetische Seele zur Entfal-
tung bringen – stets droht die Gefahr der Kollision in 
Verbindung oder Vermengung mit dem natürlichen 
Magnetfeld der Erde, dem interstellaren Magnetfeld 
der Sonne. Die Forschung betritt hier Neuland. 
Weder die NASA noch die ESA haben hier ein 
Problembewusstsein entwickelt.

Was auch für die Bundesregierung gilt, wenn sie 
digital weiter aufrüstet. Nicht erkennbar ist – das 
Bundesamt für Strahlenschutz äußert sich nicht dazu 
–, ob und wie Folgewissen, etwa über die biologi-
schen Wirkungen elektromagnetischer Wellen in 
hohen Frequenzbereichen, beachtet wird. Immerhin, 
die Frage nach den Wechselwirkungen zwischen 
gehirneigenen Rhythmen mit der 10 Hz Taktung von 
WLAN findet seriös abgesichert klare Antworten:  

„Die 10-Hz-Pulsation der WLAN-EMF-Strahlung 
stellt Impulse und keine wellenförmigen Frequenzen 
dar und ist daher ein erheblicher Störfaktor der 
sensiblen natürlichen bioelektrischen Frequenzen 
des Menschen“ (Hecht 2020).

Die Hirnforscherin Prof. Gertraud Teuchert-Noodt 
untermauert diesen Befund, wenn sie darauf ver-
weist, dass technische Frequenzen starr genormt sind 
und deshalb keine Synchronisation mit natürlichen 
Lebensfrequenzen eingehen können (Teuchert-Noodt 
2019). 

Dem magnetischen Alltag wird mit der massiv vor-
angetriebenen Digitalisierung eine neue Zuspitzung 
zugemutet – nicht zuletzt, was die biologischen 
Wirkungen auf den Menschen sowie auf die Tierwelt 
ausmacht.  

Ob es einen Zusammenhang zwischen magne-
tischer Umweltzerstörung – durch hochfrequente 
Strahlenfelder – und dem Aufkommen gefährlicher 
Infektionskrankheiten gibt, ist eine international 
geführte Debatte (vgl. Thill 2020). Dort werden 
Fragen abgeschätzt, ob die laufende Magnetismus-
verschmutzung durch elektrischen Strom sowie das 
magnetisch geweckte Pandemie-Risiko aus der Viren-
welt als lebensvernichtende Störfaktoren angesehen 
werden müssen, die das Ende des Stromzeitalters 
für wahrscheinlich halten.

Im sich weiter magnetisch aufladenden Alltag spie-
len solche Perspektiven keine Rolle. Der Klimaminis-
ter will mit mehr Strom die Energiewende sichern! 
Mehr Strom aus Erneuerbaren Energien, er setzt vor 
allem auf neue Windräder. „An der Energiewende 
führt kein Weg vorbei. 80 Prozent des Stroms sollen 
bis 2030 aus erneuerbaren Energien kommen, dazu 
sind jährlich 1000 bis 1500 neue Windrotoren not-
wendig“ (Grefe, Habekuß et. alt. 2021).

„Grüne“ Politik! Nur, es ist kein Grün darin – eine 
Kamikazepolitik, die nicht zuletzt droht, den „Grünen“ 
auf die Füße zu fallen – die biologischen Folgen 
elektromagnetischer Um- und Aufrüstung, seit lan-
gem bekannt, werden ignoriert.
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Debatte

Praxiswirksamkeit 
einer Weltanschauung

Hans-Florian Hoyer

I n der vorigen Ausgabe der Zeitschrift wagte 
André Bleicher einen biografischen Interpretati-
onsversuch zu Rudolf Steiner.

„Erst in den letzten sieben Jahren seines Lebens wird 
Steiner immer stärker zum (aus Erkenntnis) Handeln-
den. Wenn in dieser Vorgehensweise eine biografische 
Gesetzmäßigkeit zur Erscheinung kommt, dann die, 
dass es zunächst eines sicheren epistemischen Funda-
ments bedarf, bevor Intuitionen generiert und in kon-
krete Handlung überführt werden können. Wer Steiner 
als Gestalter und Praktiker zu verstehen versucht, muss 
die lange Phase in seine Betrachtung einbeziehen, in 
der es ihm um gesicherte Erkenntnis und nicht um ein 
konkretes Tun ging.” (Bleicher 2022, S. 5)

Ich möchte hier eine entschiedene Gegenthese wagen 
und dies mit Auszügen aus der Gesamtausgabe so-
wie Aussagen von Christoph Lindenberg begründen.

Rudolf Steiner hatte sich schon lange mit der sozi-
alen Frage und der zeitgenössischen Soziologie 
auseinandergesetzt. Im Zuge dessen hat er sogar 
zwei fundamentale Gesetze formuliert.

Die Gegenthese ist: Ihm fehlten weder das epistemi-
sche Fundament noch Ideen zur Neugestaltung, son-
dern die „Follower“ mit dem passenden Willen dazu.

Christoph Lindenberg formuliert das so: „Die Ver-
hältnisse ermöglichten es Rudolf Steiner in den Jahren 
1905 und 1906 noch nicht, so wie er es beabsichtigte, 
zum äußeren praktischen Handeln auf den Feldern des 
sozialen Lebens, der Heilkunst und der Pädagogik zu 
führen. Es fehlten in den Kreisen der Mitglieder der 
Theosophischen Gesellschaft die geeigneten Men-
schen.“ (Lindenberg 1997, S. 399)

Versuche, die Lebenspraxis 
zu befruchten
Nach der Gründung der deutschen Sektion der Theo-
sophischen Gesellschaft kann eine Ausweitung der 
Aktivitäten Rudolf Steiners in der Öffentlichkeit beob-
achtet werden. Christoph Lindenberg widmet dieser 
Zeit in seiner Biografie Steiners ein eigenes Kapitel 
mit der Überschrift „Versuche, die Lebenspraxis zu 
befruchten“ und schreibt: „In den Jahren 1905, 1906 
und 1907 sehen wir ihn auf der Suche nach Menschen, 
mit denen zusammen er die Theosophie praktisch 
werden lassen kann“ (Lindenberg 1997, S. 389). Auf 
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S. 390 ergänzt er: „Schon in den Jahren 1905/07 
hätte ein Beobachter über die Vielfalt der Versuche 
und Ansätze Steiners, zur tätigen Praxis zu gelangen, 
erstaunt sein können. Es geht ihm um die Erneuerung 
und Erweiterung der Heilkunst, es geht um die „soziale 
Frage“, um den Frieden, um die Brüderlichkeit unter 
Menschen, es geht um Schul- und Erziehungsfragen, 
um die Frauenfrage, um Ernährungsfragen“.

Kernsätze aus Steiners damaligen öffentlichen Vor-
trägen – aus denen sich nicht entnehmen lässt, dass 
noch epistemische Grundlagenarbeit fehlt – sind 
beispielsweise:

„Wenn die Theosophie eingreift unmittelbar in das 
Leben, dann ist sie das, was sie sein soll“ (Steiner 
1981a [1905], S. 313).

„Das Wesentliche der theosophischen Bewegung ist, 
dass sie eingreift in das unmittelbare Leben“ (Steiner 
1981a [1905], S. 447).

„Um die Sache richtig anzuschauen, dazu wird man 
fähig durch das theosophische Leben. Deshalb ist die 
Theosophie nicht im gewöhnlichen Sinne ein Allheilmit-
tel, sondern sie ist die Grundlage des gegenwärtigen 
Lebens“ (Steiner 2022a [1905], S. 28).

An Marie von Sivers schrieb er am 11. April 1905 
aus dem Zug nach München:

„Sonntag sprach ich [in Hamburg] zu den Leuten 
der Loge über die Bedeutung der Wochentage und 
über die sieben römischen Könige, um die eminent 
praktische, ins Leben eingreifende Bedeutung der 
Theosophie anschaulich zu zeigen” (Steiner 2014 
[1905], S. 95).

Es sei mir erlaubt, hier eine kleine Anekdote einzu-
schieben, die an Ingeborg Diederich (1925–2017) 
erinnert. Sie teilte in meinen ersten Bochumer Jahren 
(1987 ff.) das Büro ihrer Agentur für Geisteswissen-
schaft mit mir. Auf ihrem Schreibtisch lag ein größe-
rer Stempel, den sie bisweilen auf der Korrespon-
denz anbrachte. Darauf stand: „ANTHROPOSOPHIE 
IST LEBENSPRAKTISCH“. 

Auseinandersetzung mit der  
sozialen Frage – vor der 
Jahrhundertwende

Mit dem ethischen Individualismus der „Philosophie 
der Freiheit” ist die soziale Frage nur insoweit berührt, 
als der Zusammenhang von aus Liebe zur Tat und 
dem Verständnis fremden Wollens handelnden Per-
sonen durch die Einigkeit der Ideenwelt gegeben ist.

Im selben Jahr wie die Philosophie der Freiheit er-
schien von Eduard von Hartmann ein Buch mit dem 
Titel „Die sozialen Kernfragen“. Man kann davon aus-
gehen, dass Rudolf Steiner dieses Buch des von ihm 
hochgeschätzten Autors kannte, schrieb er doch: „Wir 
sind selten so erfreut, wie wenn wir die Ankündigung 
eines neuen Werkes Hartmanns lesen, denn dann 
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wissen wir stets, dass ein großer Schatz unserem Geiste 
zugeführt wird“ (Steiner 1989a [1891], S. 301).

Erwähnungen des Werkes in der Gesamtausgabe 
sind mir nicht bekannt. Im Gegensatz dazu hatte 
die Auseinandersetzung mit dem folgenden Buch 
ein Echo in den Schriften.

Das soziologische Grundgesetz 
in der Menschheitsentwicklung
Zu aktuellen Zeitfragen hatte Rudolf Steiner sich als 
Redakteur des „Magazins für Litteratur“ kritisch mit 
der zeitgenössischen Literatur auseinanderzusetzen. 
Darunter 1898 auch mit dem Werk des Philosophen 
und Rabbiners Ludwig Stein, den an der Universität 
Bern auch Rosa Luxemburg, Leo Trotzki und Walter 
Rathenau hörten. Das Exemplar des Buchs mit An-
streichungen und Randnotizen befindet sich noch 
heute im Rudolf Steiner Archiv in Dornach.

Ein soziologisches Grundgesetz war das, was 
Steiner bei Stein vermisste und dann kurzerhand 
selbst formulierte.

„Die Menschheit strebt im Anfange der Kulturzustände 
nach Entstehung sozialer Verbände; dem Interesse 
dieser Verbände wird zunächst das Interesse des 
Individuums geopfert; die weitere Entwicklung führt 
zur Befreiung des Individuums von dem Interesse der 
Verbände und zur freien Entfaltung der Bedürfnisse 
und Kräfte des Einzelnen.“ (Steiner 1989b [1898], 
S. 255)

Damit ist schon auf eine Wechselwirkung zwischen 
Institutionen (sozialer Verband) und Akteuren (Indivi-
duen darin) in der zeitlichen Entwicklung hingewie-
sen. Die Emergenz des Individuums aus Strukturen, 
die zunächst nicht darauf hin ausgelegt waren, ist 
angedeutet.

Auseinandersetzung mit der 
Soziologie im 19. Jahrhundert
Um die Jahrhundertwende 1900 erschien eine 
Buchreihe, zu der Rudolf Steiner zwei Bände beitrug. 
Darin schreibt er zur Soziologie:

„Die Soziologie oder Gesellschaftswissenschaft ist eine 
der jüngsten Wissenschaften. Ihren Begriff und Namen 
hat in der Mitte des Jahrhunderts der französische 
Denker A. Comte geschaffen. Sie hat schnell Wurzel 
gefasst bei denjenigen, die sich mit dem Ausbau 
einer Welt- und Lebensauffassung beschäftigen. […] 
Wenn heute sich eine individualistische Auffassung 
des menschlichen Geisteslebens Geltung verschafft, so 
widerspricht das der hiermit gezeichneten Hauptlinie 
in der Weltanschauungsentwickelung des neunzehnten 
Jahrhunderts ebenso wenig wie Fichtes soziale Ideen in 
seinem 1800 erschienenen «Geschlossenen Handels-
staat» im Gegensatz stehen zu der individualistischen 
Lebensansicht seiner Zeit. Denn der gegenwärtige 
Individualismus sieht in der freien Einzelpersönlichkeit 
einen Typus Mensch, der sich allmählich aus den 

unfreien Zuständen heraus entwickelt, der die Gesell-
schaft zu seiner Voraussetzung hat, weil er nur aus 
ihr entstehen kann. Er untersucht die Gesellschaft und 
findet, dass sie ihrem Wesen nach das freie Individuum 
hervorbringt.“ (Steiner 2022b [1900], S. 29)

Das Thema des Individuums in der Gesellschaft klingt 
wieder an. Die Transformation der Gesellschaft ist 
die Transformation des Individuums in ihr.

Steiners Kritik an der späteren Soziologie fällt ähn-
lich harsch aus wie die an Ludwig Stein. Im dritten 
Vortrag zur Volkspädagogik 1919 ist notiert: 

„Diese Soziologie sucht ihre Größe darin, dass sie 
absieht von allem, was zum sozialen Wollen, zum 
sozialen Impuls führen könnte, […] Nirgends aber 
ist der Wille vorhanden, die Erkenntnisse der Gesell-
schaftsgesetze so zu finden, wie sie einlaufen müssen 
in das menschliche soziale Wollen. Damit ist aber auf 
diesem Gebiet die Kraft des Geisteslebens überhaupt 
gelähmt. […] Das soziale Wollen fehlt vollständig, 
weil gerade da, wo es hätte gepflegt werden sollen, 
im Hochschulunterricht, Soziologie an die Stelle von 
Sozialwissenschaft getreten ist; ohnmächtige Sozio-
logie an die Stelle von den Willen durchpulsender, 
den Menschen anregender Sozialwissenschaft.“ 
(Steiner 1991a [1919], S. 136)

Erkenntnis, die einläuft in das menschliche soziale 
Wollen, das fehlte Rudolf Steiner. 

Theosophie und soziale Frage

Die dreiteilige Artikelserie in Lucifer Gnosis 1905/06, 
die auf Fortsetzung angelegt war, aber ohne wei-
tere Notiz abgebrochen wurde1, kann als selbst-
bewusste und selbstkritische Zusammenfassung 
der Intentionen Steiners in dieser Zeit angesehen 
werden und stellt eine wesentliche Wurzel der 
Dreigliederungsbewegung dar. 

Eine Vorstellungsart wie die Theosophie, die zu 
ihren Aufgaben die höchsten Menschheitsideale 
gemacht hat, muss ein Verhältnis zu den sozialen 
Anforderungen gewinnen, die sich überall mächtig 
erheben. Rudolf Steiner setzt sich mit einer Vielzahl 
von Urteilen darüber auseinander, ob die Theoso-
phie dies leisten könne oder ein Dasein im Wolken-
kuckucksheim fristen muss. Er betont dabei, dass es 
nicht die Inhalte sind, die praktisch wirksam werden, 
sondern ein anders geartetes Denken, das sich aus 
der Beschäftigung mit den Inhalten ergibt.

„Durch die Ideen der Geisteswissenschaft hindurch 
sich arbeiten, bedeutet Steigerung der Fähigkeiten zu 
sozialem Wirken. Es handelt sich in dieser Beziehung 
nicht allein darum, welche Gedanken man durch 
die Geisteswissenschaft aufnimmt, sondern darum, 
was man aus seinem Denken durch sie macht.“ 
(Steiner 1987 [1905], S. 196)

1 Gründe nennt Steiner erst später an verschiedenen Stellen.



	
Sozialimpulse 3/22  29 

﻿Hoyer: Praxiswirksamkeit 

Er ist Realist genug zu sehen, dass die kleine Schar 
seiner „Follower“ noch viel zu tun hat, diesem An-
spruch gerecht zu werden. 

„Gewiss muss zugegeben werden, dass innerhalb 
der Kreise selbst, die sich der Geisteswissenschaft 
widmen, noch nicht allzu viel von einer Arbeit gerade 
in dieser Hinsicht zu merken ist. Und ebenso wenig 
kann geleugnet werden, dass gerade deshalb die der 
Geisteswissenschaft Fernstehenden noch allen Grund 
haben, die obigen Behauptungen zu bezweifeln. Aber 
es darf auch nicht außer Acht gelassen werden, dass 
die geisteswissenschaftliche Bewegung in gegenwär-
tiger Auffassung erst im Anfange ihrer Wirksamkeit 
steht. Ihr weiterer Fortschritt wird darinnen bestehen, 
dass sie sich einführt in alle praktischen Gebiete des 
Lebens.“ (Steiner 1987 [1905], S. 196)

Mit dem Sozialen Hauptgesetz im letzten der drei 
Aufsätze, der vermutlich im August 1906 erschien, ist 
ihm jedoch ein zweiter soziologischer Paukenschlag 
gelungen.

Das Soziale Hauptgesetz – 
Arbeitsteilung, Egoismus, Altruismus
Nun, das soziale Hauptgesetz, welches durch den 
Okkultismus aufgewiesen wird, ist das folgende:

„Das Heil einer Gesamtheit von zusammenarbeitenden 
Menschen ist umso größer, je weniger der einzelne 
die Erträgnisse seiner Leistungen für sich beansprucht, 
das heißt, je mehr er von diesen Erträgnissen an seine 
Mitarbeiter abgibt, und je mehr seine eigenen Bedürf-
nisse nicht aus seinen Leistungen, sondern aus den 
Leistungen der anderen befriedigt werden.” (Steiner 
1987 [1906] S. 213)

Bis auf das Wort „Heil“ kann das Gesetz als Be-
schreibung der Arbeitsteilung gelesen werden. Ein 
Ökonom würde „Heil“ ersetzen durch „Wohlstand“. 
Zur Arbeitsteilung hat Steiner später in Kristiania 
dieses gesagt: 

„Ich bin überzeugt davon, dass außerordentlich viel 
Geistvolles über diese Arbeitsteilung geschrieben und 
gesagt worden ist, glaube aber nicht, dass sie in ihrer 
vollen Bedeutung für das praktische wirtschaftliche Le-
ben bis in ihre letzten Konsequenzen schon durchdacht 
worden ist. Ich glaube das aus dem Grunde nicht, weil 
man sonst einsehen müsste, dass im Grunde genom-
men überhaupt aus dem Prinzip der Arbeitsteilung mit 
Konsequenz folgt, dass niemand eigentlich in einem 
sozialen Organismus, in dem volle Arbeitsteilung 
herrscht, für sich selber noch etwas produzieren — ich 
sage sogar — kann.“ (Steiner 1988 [1921], S. 244 f.)

Es genügt nicht, das Gesetz in die Gesinnung um-
zusetzen, dass jede und jeder im Dienste der Mit-
menschen arbeitet und sonst alles so zu lassen. Der 
Gesamtheit von Menschen muss es gelingen, solche 
Einrichtungen zu schaffen, dass jeder Mensch durch 
die Arbeit seiner Mitmenschen erhalten wird und so 
die Früchte der eigenen Arbeit der Gesamtheit zu-
gutekommen lassen kann. Damit wären das eigene 

Auskommen und das Tätigwerden für die Bedürfnisse 
der Mitmenschen getrennt und die Arbeitsteilung in 
aller Konsequenz verwirklicht.

Die wirkliche Praxis beginnt nicht mit der Einsicht, 
dass die Menschenwohlfahrt wächst, wenn der 
Egoismus abnimmt, sondern mit der Frage: Wie 
kann man den Menschen helfen, den Weg aus 
dem Egoismus herauszufinden und für andere tä-
tig zu werden? 

Wir werden für andere tätig, wenn wir die direkte 
Wahrnehmung einer Bedürftigkeit haben, sei es 
bei einem kleinen Kinde, einem Kranken oder al-
ten Menschen oder einem Menschen in einer Not-
situation. Die direkte Wahrnehmung entfällt, wenn 
es beispielsweise um die Lebensmittelversorgung 
oder die Müll-Entsorgung der Gesamtheit geht. Ist 
die Gesamtheit richtig, und will ich dazu beitra-
gen, dass sie so ist? Hat sie eine geistige Mission 
und will ich dazu beitragen, dass diese Mission 
erfüllt werde?

Die Kohärenz der ethischen Individualisten durch 
die einige Ideenwelt wird ergänzt um die Kohä-
renz der gemeinsamen geistigen Mission der Ge-
sellschaft!

Es muss heute die Möglichkeit herbeigeführt wer-
den, dass jeder Mensch freiwillig tut, wozu er be-
rufen ist nach dem Maß eigener Fähigkeiten und 
Kräfte. Dabei hilft eine geistige Weltanschauung, 
welche sich durch sich selbst in die Gedanken, in 
die Gefühle, in den Willen — in die ganze Seele 
des Menschen einlebt:

„Gerade weil es sich bei der Geisteswissenschaft 
nicht darum handeln kann, bloß Theorie zu blei-
ben, oder bloß die Wissbegierde zu befriedigen, 
muss sie in dieser Art langsam arbeiten. Zu ihren 
Zielen gehört eben das charakterisierte Praktische 
des Menschheitsfortschrittes. Sie kann aber diesen 
Menschheitsfortschritt nur bewirken, wenn sie die 
wirklichen Bedingungen dazu schafft. 

Und diese Bedingungen können nicht anders herbei-
geführt werden, als wenn Mensch nach Mensch ero-
bert wird.“ (Steiner 1987 [1906], S. 221)

Der dreigliedrige soziale 
Organismus als Boden für 
mögliche Transformation

Steiner sah seine Aufgabe darin, den Menschen 
Gesichtspunkte dafür zu geben, wie sie ihr Zusam-
menleben einrichten können, ohne dabei zu konkret 
bezüglich der Ausgestaltung der Einzelheiten zu 
werden, denn das hätte dem Geist der Freiheit  
widersprochen. Die Möglichkeit sollte offen bleiben. 
Wie sie erfüllt wird, ist Sache des Lebens.

„… heute handelt es sich durchaus nicht darum, dass 
man irgendwelche fertige geistvolle Ideen über soziale 
Institutionen ausspricht, sondern heute handelt es sich 
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gegenüber der auf ihre Mündigkeit stolzen Menschheit 
darum, die Gelegenheiten zu bezeichnen, unter denen 
durch soziales Zusammenwirken der Menschen erst 
das Wünschenswerte entstehen könne. Also nicht, 
wie es in der Welt ausschauen soll, will der Impuls für 
Dreigliederung des sozialen Organismus charakteri-
sieren, sondern wie dieser soziale Organismus selber 
die Menschen in gewisse gegenseitige Verhältnisse 
bringen soll, damit sich die Menschen nach ihren 
jeweiligen Fähigkeiten, nach ihren jeweiligen Bedürf-
nissen selber die Zustände schaffen, in denen sich 
in der Zukunft leben lässt. […] Und zugrunde liegt 
die Anschauung, dass, wenn sich die Menschen ihre 
Zustände gestalten durch einen solchen dreigliedrigen 
sozialen Organismus, dann muss aus den Menschen 
selber herauskommen dasjenige, was eine soziale 
Lebensmöglichkeit ist.“ (Steiner 2019 [1921], S. 414 f.)

André Bleicher schreibt zu den offenen Verhältnissen, 
die aus Bewusstsein gestaltet sind und ermöglichen 
sollen, darin neues Bewusstsein zu bilden, aus dem 
neue Institutionen, neue gegenseitige Verhältnisse 
entstehen können:

„Gerade weil der Mensch nicht vollkommen ist, bedarf 
es sozialer Institutionen. Das Verhältnis von Akteur und 
Institution darf daher nicht statisch begriffen werden, so 
als würden Einrichtungen und individuelles Verhalten, 
einmal aufeinander abgestimmt, keinen Veränderungen 
mehr ausgesetzt. Im Gegenteil, soziale Entwicklung 
ereignet sich nur im Wechselspiel von Institution und 
handelnden Akteuren.“ (Bleicher 2022, S. 6)

Dieses Wechselspiel beschreibt Steiner in Oxford so: 
„Man muss im Kreise denken; man muss sich denken, 
wenn man die äußeren Verhältnisse anschaut, sie sind 
vom Menschen gemacht, aber sie machen auch die 
Menschen; oder wenn man die menschlichen Hand-
lungen anschaut, sie machen die äußeren Verhältnisse, 
aber werden auch wiederum getragen von den äu-
ßeren Verhältnissen. Und so müssen wir fortwährend 
mit unseren Gedanken hin- und her tanzen, wenn 
wir die Wirklichkeit haben wollen. Und das wollen 
die Menschen nicht.“ (Steiner 1991b [1922], S. 229)

„So war für mich die Hauptsache, die Frage zu 
beantworten: Unter welchen Verhältnissen sind die 
Menschen in der Lage, ihre sozialen Meinungen, ihren 
sozialen Willen wirklich zum Ausdruck zu bringen?“ 
(Steiner 1981b [1922], S. 279)

Diese Hauptfrage ist keine Erkenntnisfrage des Was 
oder Warum, sie ist eine Praxisfrage des Wie, die 
sich im Leben lösen muss. Damit meine ich, meine 
Gegenthese ausreichend untermauert zu haben.

Die kenntnisreiche Darlegung der Vorgeschichte des 
Oxforder Kurses und des Umfelds der dabei Beteiligten 
ist davon selbstverständlich in keiner Weise berührt.
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Zu: W. Rau, „Corona und kein Ende“
Sozialimpulse 2/2022, S. 17

Nach wiederholter Lektüre von Wolfgang Raus 
Beitrag in Sozialimpulse 2/22 bleibt mir die Frage: 
Was wollte er mit diesem Beitrag? Wollte er etwa 
Gegensteuer gegen wuchernde Verschwörungs
theorien geben? Ohne Einblick in die Motive ist Kritik 
problematisch. Sollte es Wolfgang Raus Absicht 
gewesen sein, eine kritisch-würdigende Begründung 
(und Rechtfertigung) der deutschen Corona-Politik zu 
verfassen, dann müsste dieses Vorhaben sicher als 
gelungen angesehen werden. Kaum etwas deutet 
darauf hin, dass der Beitrag für eine anthroposophi-
sche Zeitschrift geschrieben war. Einige im Rahmen 
der Dreigliederungsthematik interessierende Fragen 
sind allenfalls angeklungen, aber nicht thematisiert: 

1. Hier denke ich insbesondere an die bisher kaum 
behandelte Problemstellung der Schnittstelle Staats-/
Rechts- und Geistesleben. 

2. Eine andere, nicht dreigliederungsspezifische 
Frage ist etwas allgemeinerer soziologischer Natur, 
die auf einen interkulturellen oder interstaatlichen 
Vergleich hinausläuft: Welche Rolle spielt die Ein-
stellung der Bevölkerung (inkl. Beamte und Wissen-
schaftler) zum Staat? 

3. Sodann eher immanent betrachtet: Wie vertrau-
enswürdig ist/war das Handeln des Staates, der 
Verwaltung und „parastaatlicher” Einrichtungen? 

4. Und schließlich, was Rau überhaupt nicht thema-
tisiert: Gibt es Lösungsansätze des Dilemmas soziale 
Pflicht versus individuelle Entscheidung?

1. „Dreigliederer” begnügen sich meist mit den 
großen Linien: Freiheit im Geistesleben, Gleichheit 
im Rechtsleben, Brüderlichkeit im Wirtschaftsleben. 
Dass es zwischen diesen Bereichen unendlich viele 
Schnittstellen gibt, wird selten einmal thematisiert 
(Deshalb bleibt „Dreigliederung” meist eine abs-
trakte Utopie.). Während der Coronakrise war die 
Schnittstelle Geistesleben (Medizin-Expertise bzw. 
-Urteilsbildung) und Staat permanent höchst virulent. 
Also haben wir hier ein exzellentes Beispiel vor uns, 
um diese Problematik exemplarisch zu diskutieren. 
Von Wolfgang Rau wurde dieses Thema unter dem 
Punkt 7 gestreift, wo er das Fehlen eines „institutio-
nellen Korporatismus im Wirtschafts- und Geistesle-
ben” feststellt. Dieser für die Dreigliederung zentrale 
und kaum je thematisierte Aspekt muss unbedingt 
weiter erörtert werden.

2. Als „Grenzgänger“ Schweiz-Deutschland fallen 
mir in Deutschland Dinge auf, die für Deutsche 
„normal“ sind. Sehr oft handelt es sich um etwas, 

das ich als „Absicherungsbedürfnis“ bezeichnen 
möchte. Angefangen bei den unzähligen Haftungs-
ausschluss-Tafeln („Weg wird nicht gestreut. Der 
Bürgermeister haftet nicht.“) bis hin zur aktuell noch 
geltenden Maskentragepflicht im ÖV, während eine 
solche in allen anderen Ländern längst abgeschafft 
ist. (Dass gleichzeitig ein Neun-Euro-Ticket lanciert 
wurde, das zu Massierungen in Zügen und Bussen 
führte, ist vor dem latenten Pandemie-Hintergrund 
geradezu grotesk.) Bis in den Geschäftsalltag 
hinein sind in Deutschland hochdifferenzierte und 
-formalisierte Prozeduren üblich, die ein Schweizer 
mit kopfschüttelnder Verwunderung zur Kenntnis 
nimmt. Dass dieses „Absicherungsbedürfnis“ in der 
Pandemie-Situation auf die ad hoc entwickelten 
Regelungen durchschlägt, verwundert nicht. Oft 
läuft das „Absicherungsbedürfnis“ – zum Beispiel 
bei Spielplatzreglementen – darauf hinaus, dass 
körperliche Unversehrtheit garantiert werden soll. 
Dass dies auf Kosten seelischer Entwicklungsmöglich-
keiten geht, wird stillschweigend in Kauf genommen. 
Auch in der Corona-Situation war diese Einseitigkeit 
anzutreffen. Eine rückblickende Würdigung sollte 
auch deren Angemessenheit thematisieren. Denn 
Angemessenheit ist ein zentrales Prinzip staatlichen 
Handelns und eine Thematisierung wert. Ein inter-
kultureller oder interstaatlicher Vergleich könnte 
Aufschluss geben.

3. Zu den allerersten Maßnahmen zu Pandemie-
beginn gehörte Desinfektion und noch besser: Ver-
meidung jeglicher Berührung. Umgehend war meine 
Nachbarin damit beschäftigt, permanent Türklinken 
und Handläufe zu desinfizieren. Erst viel später las 
ich zufälligerweise irgendwo eine kleine Notiz, dass 
die sogenannten Schmierinfektionen im gesamten 
Infektionsgeschehen eine völlig untergeordnete 
Rolle spielen würden. Eine öffentliche Entwarnung 
wurde nicht gegeben („Die sollen doch weiter desin-
fizieren“ – oder, wie man bei uns sagt: „nützt’s nüt, 
so schadt’s nüt“). Läden wurden geschlossen, nur 
Lebensmittel konnten noch eingekauft werden. Hat 
man je davon gehört, dass es unter dem beispiel-
los exponierten Verkaufspersonal besonders viele 
Corona-bedingte Ausfälle gegeben hätte? Anfangs 
wurden die Intensivbetten als limitierender und für 
die Restriktionen maßgebender Faktor angeführt. Die 
Belastung nahm ab, nun war nur noch vom fragwür-
digen Kriterium der „Fälle“ (gemeint waren Infektio-
nen, nicht Erkrankte) oder der „Inzidenz“ die Rede. 
Die Restriktionen wurden nicht zurückgenommen. 
Wer solche sich wiederholende „Inkonsistenzen“ 
wahrnimmt, kommt sich veräppelt vor. Auch ich weiß 
die Schwierigkeiten der Behörden gegenüber dem 
unbekannten Phänomen zu würdigen. Doch haben 
die Behörden wirklich alles unternommen, um ein 
Bild des Infektionsgeschehens zu erhalten? Ich hatte 
eher den Eindruck, dass Maßnahme um Maßnahme 
aufgrund intuitiv formulierter Hypothesen angeord-
net worden sind (siehe Beispiel Schmierinfektionen). 
Bei uns wurde ein riesiger Aufwand betrieben, ein 
Tracking des Infektionsgeschehens aufzuziehen, was 
zu einer Menge an Informationen und Erkenntnissen 
hätte führen können. Zu hören war davon hierzu-
lande nichts. Eine verpasste Erkenntnismöglichkeit. 
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1000 Personen hätten sich finden lassen, die bereit 
gewesen wären, sich tracken zu lassen, um dem 
Infektionsgeschehen auf die Spur zu kommen. Ein 
solches Projekt wurde nie andiskutiert. Stattdessen 
schauten die Virologen weiterhin ins Okular ihres 
Mikroskops und sahen Schreckliches, das sie mit 
Warnungen an die Öffentlichkeit weitergaben. Diese 
Art wenig vertrauenerweckender Information müsste 
zu Kritik in der einschlägigen Öffentlichkeit führen. 
Doch da zeigte sich schon zu Pandemie-Zeiten: Der 
Rundfunk (Radio DRS) spielte die Rolle einer Kom-
munikationsabteilung der Regierung. Hier wurde nur 
Regierungsinformation weitergegeben und erläutert. 
Der jeweils zugeschaltete Wissenschaftsredakteur 
sorgte für die Autorität wissenschaftlicher Fundierung 
der beschlossenen Maßnahmen. Im Nachhinein 
wurde bekannt, dass der Chef des größten Medien-
konzerns der Schweiz seinen Redaktionen wohlwoll-
ende Begleitung der Regierungsmaßnahmen befahl. 
Wie man derzeit liest, waren und sind deutsche 
Rundfunkanstalten keineswegs unabhängiger und 
kritischer. Mindestens unterschwellig haben das viele 
wahrgenommen. Das musste verschiedenste Formen 
des Widerstands geradezu provozieren. Auch das 
gehört eigentlich zu einem Rückblick.

4. Als Rentner, dreimal geimpft, ohne Zwang, mich 
an öffentlichen Orten zu bewegen, war ich verhält-
nismäßig wenig betroffen. Doch als Impfzertifikate 
für den Besuch von Restaurants, Cafés usw. zur 
Pflicht wurden, war für mich der Schluss nahelie-
gend: Das ist für viele in vergleichbaren beruflichen 
Situationen, wie es meine früher war, ein faktisches 
Berufsverbot (oder ein faktischer Impfzwang). Darf 
das Kollektiv derart über das Individuum verfügen? 
Darf ein kollektives Urteil ein individuelles fraglos 
einfach übersteuern? Es gibt einen ähnlichen Zwang 
in fast jedem Staat, nämlich Militärdienst zu leisten. 
Die Frage, wie mit der Kollision dieses Zwangs mit 
den individuellen Rechten umzugehen ist, fand (in 
der Schweiz) nach jahrzehntelangem Kampf eine 
Lösung. Auch wenn die Pandemiesituation mit ihren 
Zwängen nicht ohne Weiteres mit der Militärdienst-
pflicht vergleichbar ist, ist eine entsprechende Lösung 
in einem Staat, der individuelle Freiheit großschreibt, 
unabdingbar – und in einem Beitrag in einer anthro
posophischen Zeitschrift unbedingt zu diskutieren.

Matthias Wiesmann, per E-Mail

Antwort von Wolfgang Rau
Danke für Ihre ausführlichen Hinweise. Für mich ist 
wichtig, einer anthroposophisch orientierten Le-
serschaft zu zeigen, dass die Corona-Krise keine 
generelle Krise der Politik oder des demokratischen 
Systems darstellt. Vielmehr lässt sich daran studieren, 
wie – im Sinne der sozialen Dreigliederung – das 
„Rechtsleben“ funktioniert und mit welchen Heraus-
forderungen es zu tun hat. 

Drei Dinge sollten zum Rechtsleben deutlich werden: 

1. Im sozialen Organismus wirken Politik und Gesetze 
übergeordnet gegenüber allen anderen sozialen 
Prozessen, sonst schaffen sie kein Recht. Dabei 

müssen Politik und Gesetzgebung demokratischen 
Spielregeln genügen. Einer der schwersten Vorwür-
fe der Corona-Maßnahmen-Kritiker lautete, dass 
die Verfassungsmäßigkeit nicht gewährleistet sei. 
Jedoch wurde selbige in der Corona-Krise weitge-
hend erfüllt. Auch deshalb sind - im Gegensatz zu 
den Behauptungen vieler Corona-Kritiker -  größere 
politische und gesellschaftliche Krisen ausgeblieben. 
Die tagesaktuellen Aufgeregtheiten im öffentlichen 
Corona-Diskurs und der heftige Streit um politische 
Entscheidungen widersprechen dem nicht, sondern 
bestätigen es. Sie gehören zu einem lebendigen 
Rechtsleben, das im Kern darin besteht, dem zuneh-
menden Individualismus gerecht zu werden, indem 
heterogene Interessen und Interessengegensätze 
rein rechtlich anerkannt und abgewogen werden, 
um auf dieser Basis über strittige Verhaltensregeln 
für alle demokratisch zu entscheiden. 

Was wäre passiert, wenn die staatlichen Organe 
sich mit Regeln für Verhaltensmaßnahmen zurückge-
halten und es Institutionen allein überlassen hätten, 
zu entscheiden, ob und mit welchen Schutzmaßnah-
men sie auf Corona reagieren sollten? 

2. Staatliche Entscheidungen sind nicht nur formal 
oder verfassungstreu, sondern geben inhaltliche 
Regeln vor, die die Menschen aneinander binden 
und damit den Zerfall, der sonst eintreten würde, 
verhindern! Wie stark die Zerfallskräfte zwischen 
den Menschen in der Corona-Krise von Anfang an 
wirksam waren, belegen viele jüngere, aber auch 
ältere Menschen in Deutschland, die zu Beginn der 
Pandemie wenig Solidarität mit Gefährdeten, also den 
Risikogruppen, aufbringen konnten und deshalb den 
ersten Lockdown veranlassten. Dabei kann man deren 
Interessen durchaus verstehen, aber eben - mit Blick 
auf den ganzen sozialen Organismus - nicht billigen.  

Das Beispiel zeigt, dass es ein Missverständnis wäre, 
wenn man daraus schlösse, nur der Staat könne 
Menschen zu regelhaftem Verhalten und gedeih-
lichem Zusammenleben bringen. Denn die große 
Mehrheit der Bevölkerung hielt sich bereits vor dem 
Lockdown an die - zunächst empfohlenen - Kontakt-
beschränkungen. Das Recht stand demnach nicht 
über den Menschen, sondern schützte  - demokra-
tisch - die Schwächeren und das wollen die meisten 
Menschen.

3. Das demokratische Rechtsleben gerät in eine 
Krise, wenn erhebliche Teile der Bevölkerung den 
Ablauf rein rechtlicher und demokratischer Prozesse 
nicht anerkennen und diesen nicht folgen, weil sie 
ihren persönlichen Interessen - bei Corona in erster 
Linie dem Bedürfnis nach individueller „Freiheit“ 
- zuwiderlaufen. In anthroposophischen Kreisen 
wird dieses Motiv oft noch idealisiert, indem das 
Geistesleben auf die individuelle Verantwortung 
des Einzelnen reduziert wird, was zu einer institu-
tionell organisierten Verantwortungslosigkeit führen 
würde. Es Einzelnen zu überlassen, wie sie sich 
gegenüber Corona verhalten, ist angesichts einer 
gesellschaftlichen Bedrohungslage mit unsicherem 
Ausgang unzureichend, in Bezug auf besonders 
gefährdete Menschen zynisch.
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In diesen drei Aspekten ist die Antwort auf die von 
Ihnen hervorgehobene Frage zu dem rein rechtlichen 
“Dilemma soziale Pflicht versus individuelle Entschei-
dung” enthalten: Wer am Rechtsleben teilnehmen 
will, nimmt auch die soziale Pflicht in Kauf, weil sie 
dazu gehört. Ein Rechtsleben ohne Pflichten gibt es 
nicht. Wer ohne rechtliche Pflichten leben will – und 
sei es nur vereinzelt –, möchte sich vom Rechtsleben 
verabschieden. Er lebt in einem Dilemma, weil er 
sich aus dem Rechtsleben nicht ausklinken kann und 
daher bevormundet fühlt. Darin steckt die politische 
Grundsatzfrage: Wie gelingt es der unterlegenen 
Minderheit, eine Mehrheitsentscheidung zu akzep-
tieren? Letztlich verlangt das Rechtsleben dazu von 
jedem Einzelnen die Kraft, die Mehrheitsmeinung 
verstehen und anerkennen zu wollen oder zumindest 
aushalten zu können. Zugleich bietet es permanent 
die Möglichkeit an, im demokratischen Prozess für 
die eigenen Interessen die Mehrheit zu erlangen und 
sie zum Gesetz werden zu lassen. Wer die eigene 
Entscheidung zur Regel machen kann, erlebt sie 
nicht als Pflicht. Das mag viel verlangt sein, wenn 
durch Gesetze die Ausübung des Berufs – zumin-
dest zeitlich befristet – verhindert wird. Aber das 
Rechtsleben schreibt nicht die „individuelle Freiheit” 
jedes Einzelnen groß, sondern gestaltet das Verhält-
nis widerstrebender Freiheitsimpulse und versucht 
gerade dadurch den verschiedenen freien Motiven 
bestmöglich gerecht zu werden. In meinem Artikel 
habe ich dies an der Abwägung der Grundrechte 
und an dem rechtlich begründeten Ausgleich für Kol-
lateralschäden staatlicher Maßnahmen thematisiert. 

Die bereits genannten Schwierigkeiten an der 
Schnittstelle zwischen Rechts- und Geistesleben (Er-
kenntnisbildung zum Verlauf der Corona-Pandemie 
und den Auswirkungen der Maßnahmen) sollten 
selbstverständlich weiter differenziert und bearbeitet 
werden. Mir ging es zunächst darum, die überge
ordneten Gesichtspunkte an dieser Schnittstelle der 
sozialen Dreigliederung dabei deutlich zu machen: 

1. Es bedarf eines institutionalisierten Geisteslebens, 
das kooperativ strukturiert ist und den staatlichen 
Einrichtungen souverän gegenüber steht.

2. Für dieses Geistesleben tragen gerade die darin 
Tätigen die Verantwortung. An ihnen liegt es, ob 
genügend Daten erhoben, ein multiperspektivischer 
wissenschaftlicher Diskurs stattfindet und ein Verfah-
ren entwickelt wird, wie unterschiedliche Erklärungs-
ansätze der Politik und der Bevölkerung plausibel ver-
mittelt werden können. Zudem ist es ihre gemeinsame 
Verantwortung, den Staat dazu zu bewegen, diese 
Prozesse finanziell genügend auszustatten.

3. Die staatlichen Organe sollten aus den Schwierig-
keiten bei der Erkenntnisbildung lernen, dass sie zu 
besseren rechtlichen Entscheidungen kommen könn-
ten, wenn sie diese institutionelle Selbstorganisation 
des Geisteslebens nicht nur zulassen, sondern för-
dern und fordern würden.

Vor diesem Hintergrund müssten viele Kritikpunkte 
gegenüber Staatsorganen darauf überprüft werden, 
ob sie an die richtige Adresse gerichtet sind. Meines 

Erachtens war die Politik an vielen Stellen überfor-
dert, weil sie in einer hochkomplexen Pandemie nur 
auf ein bedingt effektives Geistesleben zurückgreifen 
konnte. Insofern das gegenwärtige Geistesleben 
trotzdem eine ganze Reihe an Erkenntnissen und 
Maßnahmen entwickeln konnte, waren zahlreiche 
Maßnahmen der Politik auch erfolgreich. Es geht um 
eine Weiterentwicklung des gegenwärtigen Geistes
lebens und nicht um eine pauschale Aburteilung.

Was die Angemessenheit der staatlichen Corona-Maß-
nahmen betrifft, nennen Sie zurecht die Mentalität 
der Bevölkerung als einen weiteren Faktor neben 
Politik und institutionellem Geistesleben. Ich hatte die 
deutsche Binnenperspektive bewusst gewählt. Länder-
vergleiche zur Wirksamkeit der Corona-Maßnahmen 
sind sicherlich sinnvoll, Studien dazu unbedingt 
wünschenswert. Bislang scheinen jedoch die ange-
führten Ländervergleiche nicht so aussagekräftig, 
wie es oftmals behauptet wird. Denn die Faktoren, 
die für unterschiedliche Verläufe in den Ländern eine 
Rolle spielen, sind so zahlreich, dass sie in erster Linie 
beweisen, wie schwierig es ist, generell zu wissen, 
welche Kausalitäten entscheidend sind. Da finde ich 
die messbaren Wirkungen auf Maßnahmen innerhalb 
eines Landes aussagekräftiger. Je nachdem, welche 
Länder zum Vergleich herangezogen werden, England 
oder Schweiz, Schweden oder Italien, konnte man zu 
unterschiedlichen Schlussfolgerungen kommen. 

Wie vertrauenswürdig der Staat agierte, ist umstrit-
ten. Die Behörden haben zum Teil einseitig stark über 
Warnungen, jedoch weniger über Entwarnungen 
von Gefahren berichtet. Das Umgekehrte gilt ge-
nauso, nämlich dass Warnungen von Virologen und 
Epidemiologen bei der zweiten und dritten Welle zu 
wenig und zu spät Beachtung in der Politik fanden. 
Beides wirkte nicht vertrauensbildend. 

Bleibt die Frage, wie es dazu kam. Die einseitige 
Hervorhebung der Warnungen ist wohl darauf zu-
rückzuführen, dass ein großer Teil der Bevölkerung 
den Ernst der Lage nicht (schnell) genug realisierte, 
warum auch immer. Dieser Teil hat die Macht, die 
Corona-Maßnahmen in ihrer gesellschaftlichen 
Wirksamkeit massiv zu schwächen. Was sollte 
dann ein verantwortlicher Politiker tun, wenn er 
von der Notwendigkeit der Corona-Maßnahmen 
überzeugt ist, aber keinen Polizeistaat aufbauen will 
(und kann)? Ähnlich ist es bei der Wiedereinführung 
von Corona-Maßnahmen. Die Politik hat letztlich 
gewartet, bis die Corona-Fallzahlen so hoch waren, 
dass sie ihre unbeliebten Maßnahmen rechtfertigen 
konnte. Letzteres ist kein Sonderfall, sondern ein 
grundsätzliches Problem in Demokratien. Regie-
rungen führen Maßnahmen, die die Bevölkerung 
einschränken oder belasten, oftmals (viel) zu spät 
durch. Sie wagen es erst, wenn die Dramatik der 
Ereignisse von der Mehrheit nicht mehr übersehen 
wird, andernfalls könnten sie die Wahl verlieren.

Die Geschichte der oftmals unzureichenden staat-
lichen Umweltschutzmaßnahmen ist voll davon. In-
sofern kann man mit der staatlichen Politik nicht zu-
frieden sein. Sie bedarf der Ergänzung eines wirk-
samen Geisteslebens, das durch eine adäquaten 
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Zu: Kai Ehlers, „Wladimir Putins 
Rolle im russischen Machtgefüge“
Sozialimpulse 2/2022, S. 32

Für mich ist der Beitrag von Kai Ehlers als Fach-
artikel schlicht zu wenig. Brisante Sachverhalte 
konstatiert der Autor lediglich ohne erkennbare 
Reflexion der aktuellen Situation. 

Der Artikel enthält tendenziöse Allgemeinplätze, 
die der Realitätsprüfung nicht standhalten:

„Zar und Dorf bilden eine Polarität, in der sich die 
Pole gegenseitig stützen, Zar als Selbstherrschaft, 
Dorf im Prinzip als Selbstverwaltung, sogar Selbst-
versorgung. Das sind polare Gegensätze, die aber 
verbunden sind in untrennbarer Abhängigkeit 
voneinander. Das eine kann ohne das andere 
nicht sein.“

„Russland hat eine Vielvölkerkultur, in der nicht 
nur Einzelne sich miteinander vermischt haben, 
sondern ganze Kulturen, ganze Völker sich im Laufe 
der Geschichte miteinander zu einer Gesamtheit 
verbunden haben.“

Wie erklärt sich aber, dass die Angehörigen der 
sozial und wirtschaftlich benachteiligen Rand-
regionen in der Russischen Föderation einen im 
Vergleich zur russischstämmigen Bevölkerung 
überproportionalen Blutzoll an den Verlusten der 
russischen Armee verzeichnen? So vermischt sind 
die Kulturen dann wohl doch nicht.

Nachvollziehbar wird lediglich das Bild Putins. 
Wenn man aus dem Beitrag heroisierende Roman-
tizismen herausnimmt, wie  „Putin ist angetreten, 
genau wie seinerzeit Michael Romanow, als 
Mister Nobody. … Er war ein unbekannter Auf-
steiger“ oder Allgemeinplätze streicht wie „guter 
Natschalnik, also guter Chef, gute Verhältnisse; 
schlechter Natschalnik, schlechte Verhältnisse“, 
schält sich das klare Bild einer faschistoiden Au-
tokratie heraus.

Ehlers zeichnet einen autokratischen Herrscher mit 
immenser persönlicher Machtfülle, die qualitativ 
und quantitativ den Repressionsapparat der ehe-
maligen UdSSR weit übersteigt, alle Bereiche des 
Lebens kontrolliert und durchdringt, ohne einer 
Kontrolle zu unterliegen. „Putin ist einfach oberster 
Kriegsherr. Er bestimmt die Richtlinien der Politik.“  
Wo soll denn da nach Ehlers noch Putins „Rolle als 
Schiedsrichter“ zur „Sicherung eines (welchen?) 
Konsenses“ liegen?

Putin einen „modernen Wahlmonarchen (zu) nen-
nen oder wie es in Russland halb scherzhaft, halb 
sarkastisch zu hören ist: Putin ist unser neuer Zar, 
ganz einfach“ oder einen „autoritären Moderni-
sierer“ ist für mich das Gegenteil der faktischen 
Realität.

Selbst „Bonapartismus … (als) eine Herrschafts-
form der fürstlichen obrigkeitlichen Zentralisierung 
bei gleichzeitiger Freiheit für die bürgerlichen 
Kräfte und Träger des Kapitals, sich, soweit sie sich 
in Übereinstimmung, im Konsens mit den Staats-
zielen halten, selbstverantwortlich zu entwickeln“, 
greift inzwischen zu kurz.

Nachvollziehbar ist, wenn Ehlers von der „Smuta“ 
spricht, „der großen, verwirrten Zeit“. Verwirrte 
Zeiten sehen wir aber in vielen geschichtlich 
politischen Übergängen, in denen die Frage der 
Nachfolge nicht geklärt ist (etwa während der 
Rosenkriege in England der zweiten Hälfte des 
15. Jahrhunderts) oder sogar vermieden wird, wie 
in Autokratien und Diktaturen. Somit ist das kein 
aktuell russisches Phänomen, sondern ein politisch 
strukturelles, das durch die Herrschaftsstrukturen 
Putins geradezu evoziert wird.

So steht bei Ehlers folgerichtig immer wieder die 
Alternativlosigkeit zu Putins Herrschaft im Raum, 
bloß kein „regime change“. Fakt ist aber, dass 
das Bruttoinlandsprodukt 2021 wieder auf dem 
Niveau von 2007 lag und das Bevölkerungs-
wachstum (bereinigt durch den Zuwachs durch 
die Annexion der Krim 2014) auf dem von 2003, 
Tendenz fallend. Viele gut ausgebildete und infor-
mierte junge Russen haben das Land verlassen. 
Es ist offenkundig, dass die Ressource Mensch 
ebenso ausgebeutet wird wie die Naturschätze 
Russlands. Die „Alternativlosigkeit” von Putins 
Regime zerstört das Land.

Ehlers versucht mehrmals, Putin von der Nähe 
zum Faschismus abzurücken – was ihm aber nicht 
gelingt. Denn „wenn man von heute aus zurück-
schaut, dann sieht man, dass sich die Vorstellun-
gen Putins … auf konservative Denker bezogen, 
nämlich auf solche, die die traditionellen Orga-
nisationsformen Russlands für optimal hielten, ein 
Iwan Iljin, der die monarchischen Strukturen für 
optimal hielt, um Eurasien regieren zu können … 
Als Präsident ließ Putin die sterblichen Überreste 
… ins Land zurückholen, um sie dort erneut zu 
bestatten.“

Wer ist dieser Iljin, den Putin offensichtlich hoch 
schätzt, dessen Schriften er an seine nächsten 
Kader weiterreicht und der inzwischen Abiturstoff 
russischer Schulen ist?

Bei Timothy Snyder (im Kapitel „Individualismus 
oder Totalitarismus”, S. 23–44, in: „Der Weg in 
die Unfreiheit: Russland – Europa – Amerika”, Ver-
lag C.H.Beck, 2018) lesen wir, dass er ein großer 
Verehrer Mussolinis (sowie des NS-Staates) war 
und versuchte, dessen faschistische Ideologie für 
Russland zu adaptieren. „Die Macht erwächst dem 

Leserbriefe

Diskurs gesellschaftlicher Notwendigkeiten den  
Egoismen der Wähler, die m.E. massiv zugenom-
men haben, eine soziale, umweltfreundliche und 
internationale Richtung gibt.

Wolfgang Rau
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Initiativen

Souveräne 
Geldschöpfung

Hans-Florian Hoyer

Wer daran interessiert ist, in einer Gemein-
schaft die Möglichkeiten der Kreditwirt-
schaft wahrzunehmen und „Kaufgeld“ 

dort zu schaffen, wo es gebraucht wird und in der 
Höhe, in der es gebraucht wird, ist eingeladen, 
diesen Link mit Texten dazu aufzurufen:

https://drive.google.com/drive/folders/ 
1vkYr2yCCP6CYOh3pX9kC9JPKdkuvYmg- 
?usp=sharing

Da es sich bei dem dort beschriebenen Konzept um 
reine Informationsverarbeitung handelt, ist keine Ge-
nehmigung der Regulierungsbehörden erforderlich. 
Die verschriftlichten Forderungen auf Kaufgeld und 
die Verbindlichkeit, solches bei der Abrechnung 
beizubringen, können wie „Bargeld“ eingesetzt wer-
den, das nur für den Abrechnungszeitraum gültig ist.

Der Regelkern ist einfach und kann von der Gemein-
schaft, die ihn nutzen will, nach den Bedürfnissen 
und den vorhandenen Möglichkeiten modifiziert 
werden.

Kontaktaufnahme gerne per E-Mail: 

hfhoyer@posteo.de

Weitere Informationen:
Hans-Florian Hoyer, „Neues Geld”, Sozialimpulse 
4/2020, S. 33

Hans-Florian Hoyer, „Der Geldschein als herausge-
rissener Posten”, Die Drei 5/2022, S. 15–17

starken Mann.” Oder: „Wir werden unsere Freiheit 
und unsere Gesetze von unserem russischen Patri-
oten erhalten, der Russland die Erlösung bringt.” 
Der Führer werde „recht männlich” sein – wie 
Mussolini. Er werde „hart werden im gerechten 
und männlichen Dienst”.

Russen hätten eine „besondere Seelenverfassung”, 
die es ihnen ermögliche, die eigene Vernunft zu 
unterdrücken und das „Gesetz der Herzen” zu 
akzeptieren.

Iljins Ideen rechtfertigten die krasse Ungleichheit 
im Lande. Der Gegenstand der Politik wurde 
verschoben von Reformen zur Unschuldsbeschwö
rung und der Westen wurde zur ständigen  
Quelle spiritueller Bedrohung erklärt.

Die Vorstellung, Europa und Amerika seien auf 
ewig Feinde, weil sie Russland seine unverdorbene 
Kultur neideten, war reine Fiktion, doch sie schuf 
reale Politik: den Versuch, im Ausland die Errun-
genschaften zu zerstören, die Russlands Führung 
im eigenen Land nicht zustande brachte.

Blickt man zusammenfassend hinter die Fassade 
des eher beschönigenden Beitrags von Ehlers und 
hinterfragt dessen Aussagen in der Tiefe, kann ich 
abschließend nur erwidern: Putin ist nicht nur kein 
„lupenreiner Demokrat“, sondern ein waschechter 
Faschist.

Günter Ludwig, per E-Mail

Leserbriefe / Initiativen

Stimmen Ihre Adressdaten noch?
Bitte teilen Sie uns geänderte Adressdaten zeitnah mit. 

Haben Sie eine neue E-Mailadresse?
Bitte schicken Sie uns Ihre aktuelle E-Mailadresse. Das erleichtert die Kommunikation und spart Kosten.

Benutzen Sie für Ihre Angaben gerne das Änderungsformular auf unserer Website:
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Nachruf

Mathias Küster 
*24.11.1950  ✝27.07.2022

Heidjer Reetz

I n der Nacht vom 26. auf den 27. Juli ist Mathias 
Cornelius Küster im Alter von 71 Jahren über die 
Schwelle zur geistigen Welt gegangen. Mehr als 

30 Jahre hat er das „Lorenz-Oken-Institut“ in Haus 
Murgquelle in der Gemeinde Herrischried im Süd-
schwarzwald geleitet und dort bis zuletzt gelebt. 
Verbunden bin ich mit ihm durch eine 40-jährige 
Freundschaft, an deren Anfang sich mir die Tore zur 
Geisteswissenschaft öffneten. Als Freund darf ich im 
Folgenden einige Linien seiner geistigen Biografie 
zeichnen:

Mathias Küster vereinigte zwei anthroposophische 
Forschungsrichtungen in einzigartiger Weise: Er 
war ein hervorragender goetheanistischer Biologe 
und ein universell denkender anthroposophischer 
Sozialwissenschaftler. Die seltene Vereinigung die-
ser beiden wissenschaftlichen Fachgebiete konnte 
er leisten, weil er sein Leben lang der Quelle aller 
Wissenschaft treu blieb und immer wieder aus dieser 
Quelle schöpfte: dem reinen Denken. Diese Quelle 
wurde uns beiden eröffnet durch die Begegnung 
mit dem Basler Anthroposophen und Philosophen 
Werner Moser.1

Die Arbeit mit Werner Moser wurde für uns und 
viele weitere Menschen zu einem unvergesslichen, 
ihre weitere Biografie prägenden Erlebnis. Von hier 
aus erhalten alle Fachwissenschaften ihre erkennt-
nistheoretische Basis, auf der auch Mathias sein 
geistiges Lebenswerk schuf, das ich in drei Gebieten 
skizzieren möchte:

Erstens die jahrzehntelange Erforschung der Natur 
des für ihn zur Heimat gewordenen Hotzenwaldes 
im Südschwarzwald. Die Ergebnisse seiner For-
schungsarbeit finden sich in einer sehr schönen Wei-
se zusammengefasst auf den Tafeln des sogenannten 
„Murgtalpfades“2. Hier sind diese Ergebnisse im 
wahrsten Sinne des Wortes „zugänglich“ gemacht: 
46 Tafeln können auf einem Pfad erwandert werden, 
der dem Lauf der Murg folgt. Ihre Quelle entspringt 

1 In den Siebzigerjahren des letzten Jahrhunderts erlebten wir durch 
Werner Moser das, was Goetheanismus in der Erkenntnistheorie ge-
nannt werden kann: Im reinen Denken fallen Beobachtung und Denken 
und auch Wahrnehmung und Begriff zusammen. Das Denken muss 
dann allerdings als „das Wesen der Welt“ (Rudolf Steiner in „Erkennt-
nistheorie der Goetheschen Weltanschauung“, Kap. 13) erlebt und ver-
standen werden. Nur in der Erkenntnistheorie, in der Selbsterkenntnis 
des Erkennens, kann dieses Wesen in begrifflicher Form erscheinen.
2  http://neu.loi-ev.de/moorpflege/

wenige Meter vom Haus Murgquelle entfernt, in 
welchem Mathias von 1992 bis 2022 gewohnt 
hat. Auf den von ihm geschaffenen Tafeln erscheint 
die Landschaft des Hotzenwaldes meines Wissens 
das erste Mal in einem goetheanistischen Licht: Der 
Hotzenwald mit seinen in 1.000 Meter Höhe aus 
dem ehemaligen Feldberggletscher entspringen-
den Wasserläufen ist eine in besonderer Weise 
zwischen Skandinavien und dem Mittelmeerraum 
vermittelnde Landschaft. Es lohnt sich, die von Ma-
thias Inspirationen geprägte Seite3 zu besuchen.  
Mathiaś  Geist hat sich in einer ebenso besonderen 
Weise mit dieser Landschaft verbunden. Er lebte in 
ihr, obwohl er körperlich zeitlebens eingeschränkt 
war und wird sich jetzt von ihr lösen. Mit meinen 
wärmsten Gefühlen begleite ich seine Lösung von 
diesem kleinen Stück mitteleuropäischer Landschaft.

Zweitens hat Mathias eine einzigartige biologische 
Sammlung4 im Haus Murgquelle nach goethea-
nistischen Gesichtspunkten aufgebaut, die auch 
öffentlich zugänglich ist. Hier ist ein reiches gei
stiges Erbe entstanden, das ein wahrer Schatz für 
Schulklassen ist: In der umgebauten Scheune des 
alten Bauernhauses kann eine große Anzahl an 
Exponaten von einheimischen wie ausländischen 
Tier- und Pflanzenarten bestaunt werden. Wenn 
Mathias sie vorstellte, war auch die Präsentation 
lebendiger Schlangen fester Bestandteil dieser 
eindrücklichen wie lehrreichen Stunden, in denen 
der goetheanistische Blick auf die Natur immer im 
Zentrum stand. Mit den Schulklassen entwickelte er 
einen erfrischenden pädagogischen Umgang. Einige 
Male durfte ich – auf den gleichen Bänken sitzend 
wie die Schüler – erleben, wie dieser kräftige Mann 
mit einer unglaublichen geistigen Beweglichkeit das 
Aufnahmevermögen der Jugend herausforderte und 
die erstarrten ausgestopften Tierkörper zu einem 
Leben erweckte, das begeisterte.

Mathias‘ drittes Thema war die anthroposophisch 
orientierte Sozialwissenschaft. Dabei war er einer 
von relativ wenigen Schülern von Hans-Georg 
Schweppenhäuser, der das „Institut für soziale 
Gegenwartsfragen“ in Berlin und Freiburg aufge-
baut hat. Zu Schweppenhäusers Lebzeiten konnte 
Mathias bei ihm und auch bei dem etwas älteren 
Prof. Folkert Wilken sein soziales Bewusstsein auf 
der Grundlage der von Rudolf Steiner gefundenen 
und formulierten vier sozialen Gesetze ausbilden: 
Soziologisches Grundgesetz, soziales Hauptgesetz, 
Dreigliederung als soziales Strukturgesetz und das 
Gesetz der Wechselursache zwischen sozialem Sein 
und sozialem Bewusstsein. Nach Schweppenhäusers 
Tod hat er dessen Werk treulich bewahrt und weiter 
vertieft. Auch hierzu existiert eine umfangreiche 
Tafelsammlung5 im Haus Murgquelle.

Die Seminare bei Mathias waren ein Geheim-
tipp: Wer an ihnen teilnahm, konnte in die 
„Dreigliederungs-Fachdiskussionen“ klare Analysen  

3 http://neu.loi-ev.de/wp-content/uploads/2016/04/4Landschaft-
Moore.pdf
4 Biologische Station Hotzenwald; http://neu.loi-ev.de/sammlung/
5 http://neu.loi-ev.de/wissenschaftliche-arbeiten/ 
sozialwissenschaftliche-arbeiten/

http://neu.loi-ev.de/moorpflege/
http://neu.loi-ev.de/wp-content/uploads/2016/04/4LandschaftMoore.pdf
http://neu.loi-ev.de/wp-content/uploads/2016/04/4LandschaftMoore.pdf
http://neu.loi-ev.de/sammlung/
http://neu.loi-ev.de/wissenschaftliche-arbeiten/sozialwissenschaftliche-arbeiten/
http://neu.loi-ev.de/wissenschaftliche-arbeiten/sozialwissenschaftliche-arbeiten/
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Thatchers „There is no such thing like society” hatte 
sich in den 1990er Jahren als Denkmuster in den 
Sozialwissenschaften verankert. Für Studierende 
bedeutete dies, dass sie lernten, alles soziale Ge-
schehen in Marktmodelle hinein zu übersetzen. 
Was sich damals als neoliberale Regression bereits 
in konkreten Politiken manifestierte, stellte für die 
Studierenden eine Herausforderung dar, andere 
Erklärungsansätze zu erproben. 

Es ist nicht ohne Ironie, dass die Studierenden sich 
nicht etwa in der Mitte Deutschlands versammelten, 
sondern in die äußerste südwestliche Ecke reisten. 
Der Grund für die über Jahre hinweg nicht nach-
lassende Reisetätigkeit liegt in der Person Mathias 
Küsters. Mathias Küster unterschied sich in seinem 
sozialwissenschaftlichen Denken substanziell von 
den methodischen Individualisten neoliberaler 
Doktrin, indem er nicht müde wurde, Gesellschaft 
als System sozialer Strukturen zu denken. Damit 
provozierte er die Studierenden – oft zogen sich die 
leidenschaftlichen Diskussionen bis spät in die Näch-
te hinein  –, vor allem aber bot er den Widerstand, 
an dem sich das neoliberale Denken abschleifen 
konnte. Meist, wenn die Ermattung bereits um sich 
griff (ein Zustand, den der frierende Mathias Küster 
durch gezieltes Überheizen des Hauses Murgquelle 
bewusst herbeiführte, sodass die Studierenden zu 
später Stunde im T-Shirt um den Tisch versammelt 
waren, während er weiter Holz nachlegte), begann 
er, den Konflikt aufzulösen und von der Dialektik von 
Handlung und Struktur zu sprechen – also statt der 
Vergötzung einer Position eine Klammer zu konstruie-
ren, welche die einander polar gegenüberstehenden 
Begriffe zu vermitteln suchte. 

Denken in begrifflichen Polaritäten war es, was die 
Studierenden bei Mathias Küster lernten und sich 
– mitunter mühsam – anverwandelten. Immerhin 
so erfolgreich, dass in dem Arbeitszusammenhang 
eine ganze Reihe von Abschlussarbeiten entstanden, 
die den Studierenden Wege in die Berufstätigkeit 
öffneten: Die Studierenden des sozialwissenschaftli-
chen Begleitstudiums sind heute als Hochschullehrer, 
Journalisten, Rechtsanwälte, Alternativ-Banker und 
Waldorfpädagogen tätig. Auch in dieser Hinsicht 
stellt das sozialwissenschaftliche Begleitstudium 
einen Höhepunkt in der Vita Mathias Küsters dar. 
Dass es – dem Berufseintritt der Studierenden gegen 
Ende der 1990er Jahre geschuldet – ein Ende fand, 
lag in der Natur der Sache. Dass es jedoch keinen 
neuen Anfang nehmen konnte, sondern eine singulä-
re Erscheinung blieb, mutet auch im Rückblick immer 
noch tragisch an; vor allem angesichts der Tatsache, 
dass die herkömmliche Wissenschaft, seit sie Trans-
formationsdebatten führen muss, wieder verstärkt 
in Einrichtungen/Strukturen zu denken beginnt. Das 
sozialwissenschaftliche Begleitstudium, genauer: 
Mathias Küster, war in den 1990er Jahren seiner 
Zeit voraus. Das wollte ich hiermit einmal festhalten. 

Erinnerungen an das 
sozialwissenschaftliche 
Begleitstudium in 
Herrischried

André Bleicher

I n den 1990er Jahren fand alle sechs Wochen 
eine bundesweite „Sternfahrt“ nach Herrischried 
statt. Studierende aus Berlin, Leipzig, Göttingen, 

Bochum, Köln, Mannheim, Heidelberg und Freiburg 
stiegen am Freitag in den Zug, um sich gegen Abend 
im „Haus Murgquelle“ für ein Arbeitswochenende zu 
versammeln und Inhalte zu diskutieren, welche in den 
Curricula der Wirtschafts- und Rechtswissenschaften, 
der Politologie oder der Soziologie, aber auch der 
Philosophie keinen Raum fanden. 

Das Hauptmotiv der Studierenden dürfte darin 
bestanden haben, dass sie mit dem herrschenden 
Dogma der Sozialwissenschaften, dem methodi-
schen Individualismus, haderten und – vielleicht 
unbewusst – ahnten, dass es nicht genügt, Gesell-
schaft als Addition je individueller und subjektiver 
Handlungen zu verstehen. Der Satz Margaret 

und kritische Einsichten mitnehmen. Der Hinter-
grund der großen Zeitfrage – der Unverkäuflichkeit 
von Arbeit, Natur und Kapital und damit die drei 
„Kernpunkte der sozialen Frage“ – bildete immer 
wieder die Quelle des bei Werner Moser geschul-
ten reinen Denkens. Aus ihm entspringt, was Rudolf 
Steiner in den „Kernpunkten“ die „Urgedanken“ 
nennt. In diesem Sinn war Mathias eine Koryphäe 
der Dreigliederungsbewegung. Leider war er in 
der Dreigliederungsbewegung wenig bekannt. Die 
konsequente und umfassende Erarbeitung der Urge-
danken wurde für viele sogenannte Praktiker schnell 
unbequem. Von den Teilnehmern und Mitarbeitern 
wurde die strenge Arbeit am eigenen Bewusstsein 
aber sehr geschätzt. Sie wird in diesem Kreis wei-
terleben und ihre Früchte tragen.

Mathias korrespondierte mit Fachkollegen, lebte 
aber ansonsten als Leiter des Lorenz-Oken-Instituts, 
das er 1991 mit einem kleinen Kreis von Menschen 
gegründet hatte, zurückgezogen im Hotzenwald. Er 
konnte die Menschen, mit denen er im Austausch 
war, trotz seiner Krankheit bis zum Schluss vielfach 
inspirieren. Zwei Wochen vor seinem Tod führten wir 
ein sozialwissenschaftliches Seminar im Haus Murg-
quelle durch, an dem er trotz seiner fortgeschrittenen 
Krankheit zeitweilig noch teilnehmen konnte. Wer 
Interesse daran hat, die Früchte von Mathiaś  Arbeit 
auf naturkundlichem und sozialwissenschaftlichem 
Feld im Sinne des Goetheanismus im reinen Denken 
weiter zu pflegen und in der Öffentlichkeit lebendig 
zu halten, kann sich gerne an mich wenden. 

Heidjer Reetz, Langenberg 17, 21077 Hamburg, 
Telefon 040/317010-38, heidjer.reetz@cade.de

mailto:heidjer.reett@cade.de
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Neue Bücher

Alfred Groff

Mehr Demokratie und 
bedingungsloses Grund- 
einkommen
Soziale Dreigliederungsimpulse 
in Luxemburg und Europa im 
21. Jahrhundert

I n diesem Buch finden sich allgemeine Texte, Ideen 
und Meinungen zu den Themen „bedingungsloses 
Grundeinkommen”, „soziale Dreigliederung” und 

„direkte Demokratie”, eingebettet in die Geschichte 
dieser Themen in Luxemburg der letzten 20 Jahre, 
aus Sicht der Vereine „Luxemburger Gesellschaft für 
transpersonale Psychologie” und „Mehr Demokratie 
und bedingungsloses Grundeinkommen Lëtzebuerg”.

Inhalt
nn Bedingungsloses Grundeinkommen

nn Soziale Dreigliederung der Gesellschaft und 
tetraedisches Bewusstsein

nn Direkte Demokratie

ISBN 978-3-7543-4408-8 
Verlag Books on Demand, 2021 
500 S., 22,50 €

Neue Bücher

Forum Kreuzberg:
50 Jahre Forum Kreuzberg

„Das Forum Kreuzberg ist eine sozio-kulturelle Le-
bens- und Arbeitsgemeinschaft, die Dr. Carl-Michael 
Wilhelmi 1972 gründete. In dieser Gemeinschaft 
sind mehr als 150 Menschen eingebunden. Ge-
meinschaftliche Selbstverwaltung und Selbstbe-
stimmung in differenzierten Arbeitskreisen und 
Organen wird hier nicht nur als notwendige Erle-
digung vielfältiger Aufgaben verstanden, sondern 
sie ist gleichzeitig gelebtes Selbstverständnis für 
Teilhabe und Gestaltung einer Welt, die wir wollen.”

Die Broschüre zum 50-jährigen Bestehen kann auf 
der Website heruntergeladen werden:

https://www.forumkreuzberg.de

Hans-Ulrich Kretschmer, 
Michael Ross (Hg.)

Kultur und Wissenschaft der 
Beziehungsdienstleistung

Der Sammelband geht auf drei wissenschaft-
liche Kolloquien in den Jahren 2017–2019 
zurück, deren Beiträge von den Referenten 

zu den in diesem Reader publizierten Aufsätzen 
ausgearbeitet oder weiterentwickelt wurden.

Der Begriff der Beziehungsdienstleistung bringt 
zum Ausdruck, dass die Gestaltung einer professio-
nell-empathischen zwischenmenschlichen Beziehung 
für alle unmittelbare Arbeit mit Menschen einen 
wesentlichen konstitutiven Faktor darstellt. Denn die 
Würde und Wirksamkeit sozialer, pädagogischer, 
agogischer oder pflegerisch-therapeutischer Berufe 
beruht grundlegend auf einem vertrauensvollen „Ar-
beitsbündnis” zwischen den Menschen in den ver-
schiedenen Berufs- und Klientengruppen. Die interak-
tive Arbeit und ihre Wirkungen müssen demnach als 
«Koproduktion» – oder noch besser «Ko-Kreation» 
– der in Beziehung stehenden Menschen angesehen 
werden. So kann sich in Beziehungsdienstleistungen 
ein adäquates Rollenverständnis von professioneller 
Unterstützung einerseits und selbstwirksamer Inan-
spruchnahme andererseits ausbilden und sich der 
Boden für ein individualisiertes, situativ-interaktives 
und ergebnisoffenes Handeln bereitet werden. Im 
Kern weist der Begriff der Beziehungsdienstleistung 
auf ein Verständnis des Menschen als schöpferisches 
Wesen hin. 

Schöpferische Handlungen in Beziehungsdienstleis-
tungen können sich aber nicht unter – die betroffenen 
Menschen entfremdenden – marktförmigen Wettbe-
werbsbedingungen entfalten, sondern benötigen 
soziale Bedingungen, die durchlässig für resonante, 
ko-kreative Beziehungsgestaltungen sind. Sie sind 
eben keine ‹gewöhnlichen› Dienstleistungen.

Die Publikation versucht in diesem Sinne, zu einem 
vertieften Verständnis des Wesens und der Gelin-
gensbedingungen von Beziehungsdienstleistungen 
beizutragen. Sie enthält neben Texten der Heraus-
geber noch Beiträge von Rüdiger Grimm, Andreas 
Fischer, Axel Föller-Mancini, Johannes Wagemann 
und Udo Herrmannstorfer.

Hans-Ulrich Kretschmer/Michael Ross (Hg.):
Kultur und Wissenschaft der 
Beziehungsdienstleistung

ISBN 978-3-7235-1698-0 
Verlag am Goetheanum, 2022 
238 S., 32,00 €
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﻿Termine

Termine

Dreigliederung 
Schweiz 
Ideen, Impulse, Initiativen 
zur Genesung des Sozialen 
Organismus 

Tagung am Goetheanum 
25. – 27. November 2022

Die Dreigliederung des Sozialen Organismus, 
wie sie von Rudolf Steiner anlässlich des 
Ersten Weltkrieges impulsiert wurde, sollte 

weder als Konzept noch als politisches Programm 
oder gar als Utopie aufgefasst werden.

Als Erstes können wir sie heute ansehen als einge-
hende Beschreibung von drei ineinander wirkenden 
Lebensfeldern im zwischenmenschlichen Zusammen-
sein: das Kultur- und Geistesleben, das Rechtsleben 
und das Wirtschaftsleben als drei voneinander un-
abhängige und doch ineinander wirkende Glieder.

Als Zweites können wir die Gestaltung der sozialen 
Verhältnisse im Sinne der Dreigliederung als ein 
anzustrebendes Ziel erachten, denn sie ist eine 
Aufgabe, die im gemeinsamen Erkenntnisstreben 
und Handeln erst entwickelt werden soll.

Als Drittes können wir die Entwicklung des Sozialen 
Organismus zu seiner dreigliedrigen Wesenheit als 
eine dringende Notwendigkeit empfinden. Eine 
Wende wird in dem Maße möglich sein, als wir 
die Dreigliederung des Sozialen Organismus als 
Wirklichkeit erkennen, als Ziel erstreben und als 
Notwendigkeit erachten. Diesem Bemühen ist die 
Tagung gewidmet.

Mitwirkende
Marc Desaules, Michael Esfeld, Gerald Häfner, 
Christobál Ortin, Peter Selg u.a.

Weitere Informationen unter:  
https://www.goetheanum.org/dreigliederung2022

Netzwerktreffen 
2023 
Preisbildung zwischen In-
flation und Krisengewinnen 

21. (Fr) – 23. (So) April 2023 oder  
28. (Fr) – 30. (So) April 2023 

in 73087 Bad Boll, Badstr. 35

Nach dreijähriger Pause findet 2023 wie-
der ein Präsenztreffen des Netzwerks 
Dreigliederung statt, zu dem wir Sie herzlich 

einladen!

Wir werden mit Bad Boll eine der ältesten Dreiglie-
derungs-Institutionen in Deutschland besuchen und 
mit unserer Anwesenheit und unseren Ideen den dor-
tigen Neugriff bereichern. Auf dem Treffen wird es 
genügend Zeit für die Vorstellung Ihrer Initiativen und 
Projekte geben – sei es auf einem „Marktplatz“ mit 
Plakaten, Flyern und ausgelegten Informationen oder 
in einem Plenum mit 5–10-minütigen Redebeiträgen.

Ein aktuelles Thema wird sich inhaltlich durch das 
Treffen ziehen: die Preisbildung. Rudolf Steiner 
charakterisierte die heute immer noch bestehende 
Preisbildung als „Zufallsmärkte“ (GA 332a). Die 
Teuerungsprozesse der letzten Jahre illustrieren dies 
deutlich. Stets zeigen sich einige Gewinner neben 
zahlreichen Verlierern, und es wird nach dem Staat 
für einen ausgleichenden Eingriff beziehungsweise  
sozialen Ausgleich gerufen. Doch wie kann sich heu-
te vernunftgemäße Preisbildung vollziehen? Welche 
Faktoren der Preisbildung sind zu berücksichtigen? 
Und wer ist an der Preissetzung wie beteiligt?

Neben Impulsreferaten können von den Teilneh-
menden Thesen mitgebracht werden, die wir im 
Plenum und in kleinen Gruppen diskutieren. Ziel ist 
es, unseren Ideenreichtum für die Nöte der Zeit zu 
erweitern und zu vertiefen.

Ausführliche Informationen sowie das genaue Da-
tum, werden ab dem 20. Oktober 2022 hier zur 
Verfügung stehen:

https://www.sozialimpulse.de/netzwerktreffen

Dort kann man sich auch mit einem Online-Formular 
anmelden.

Haben Sie Ideen, Initiativen oder möchten Sie sich 
einbringen? Dann kontaktieren Sie bitte

Moritz Christoph, mchristoph2011@gmail.com

mailto:mchristoph2011@gmail.com
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Die Große Transformation IV
Krieg in Europa –  
Treiber oder Blockierer  
für den Umbruch? 
Forum 3, Gymnasiumstr. 21, 
70173 Stuttgart, 21./22. Oktober 2022

Der jüngste Bericht des Weltklimarates lässt keinen 
Zweifel: Etwa die Hälfte der Menschheit leidet 
bereits unter den Folgen des weltweiten Klima-
wandels. Und obschon sich das Zeitfenster für 
wirksame Gegenmaßnahmen schließt, scheint es 
so, als wolle sich die Blockade der Nachhaltigkeits-
revolution weiter verfestigen. Hauptgrund dafür ist 
der russische Krieg gegen die Ukraine. 

Seit dem Überfall rangiert Versorgungssicherheit 
politisch wieder vor Klimaschutz. Vorrang vor der 
Debatte um eine friedliche inklusive Gesellschaft 
gewinnt nun das Thema Aufrüstung und Vertei-
digungsfähigkeit. Die kommenden Jahre könnten 
zwei miteinander konkurrierende und gegenei-
nander gerichtete Globalisierungen sehen, die 
trotz zum Teil starker pragmatisch-ökonomischer 
Vernetzung auf dem Globus um ideologische 
Vorherrschaft ringen. Davon könnte auch die Zu-
kunft der globalen Organisationen betroffen sein. 
Dennoch: Gerade wegen der Konflikteskalation 
gewinnt das Nachdenken über gesellschaftliche Al-
ternativen noch an Bedeutung. Der Krieg und seine 
multidimensionalen Folgen müssen reflektiert und in 
die Debatten um gesellschaftliche Transformation 
einbezogen werden. Es geht darum, weiter an 
einem attraktiven Gesellschaftsentwurf zu arbeiten, 
der soziale Entwicklung anregt und ermöglicht.

Vortrag und Werkstattgespräch  
Freitag, 21. Oktober 2022, Beginn 19.00 Uhr

Kulturelle Zugehörigkeiten im russisch-ukrai
nischen Raum und der Krieg der Narrative
Referent: M. Michael Zech.  
Moderation: Wolfgang Rau

Teilnahmebeitrag nach Selbsteinschätzung
(Richtsatz: 10 €)

 
 

 
Institut für soziale Gegenwartsfragen  
e.V. Stuttgart

Forschungskolloquium	 
Samstag, 22. Oktober 2022, 9.00 – 18.00 Uhr

 9.00 – 10.30 Uhr
Der Russland-Ukraine-Krieg im Licht der 
Weltsystemtheorie
Referent: André Bleicher

11.00 – 12.30 Uhr
Ungeliebte Nachbarn im europäischen 
Haus: Der blinde Fleck Osteuropa und die 
Zukunft der europäischen Integration nach 
dem 24. Februar 2022
Referent: Stefan Padberg

14.00 – 15.30 Uhr
Der Ukraine-Krieg und die Zukunft der 
Globalisierung: Geopolitische Grundsatz-
perspektiven
Referent: Roland Benedikter (per Video)

16.00 – 17.00 Uhr
Welche Mitte? Soziale Dreigliederung im 
Spannungsfeld der Narrative
Podiumsdiskussion: M. Michael Zech, André  
Bleicher, Stefan Padberg.  
Moderation: Wolfgang Rau

17.00 – 18.00 Uhr: Abschlussplenum

Teilnahmebeitrag nach Selbsteinschätzung
(Richtsatz: 30 €)

Teilnahme und Anmeldung
Die Werkstatt am Freitagabend ist öffentlich, eine  
Anmeldung ist nicht erforderlich, es sei denn 
coronabedingt. Das Forschungskolloquium am 
Samstag ist ausgelegt für Menschen, die sich be-
reits mit dem Thema auseinandergesetzt haben. 
„Neulinge” sind als interessierte Gäste willkommen 
und herzlich eingeladen. 

Anmeldung unter: 

www.sozialimpulse.de/veranstaltungen/anmelden

Institut für soziale Gegenwartsfragen e.V. Stuttgart  
Libanonstr. 3, 70184 Stuttgart  
E-Mail: info@sozialimpulse.de 
Internet: www.sozialimpulse.de


